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Zusammenfassung   

Im Zentrum des Erkenntnisinteresses dieser Arbeit liegt der Sportunterricht, mit Bezug auf die 

curricularen Vorgaben und die daraus resultierenden Folgen aus der praktischen Umsetzung 

von Inklusion. Es gilt herauszufinden, welche Auswirkungen sportcurriculare Vorgaben auf die 

Inklusion von SchülerInnen im Sportunterricht haben und wie die curricularen Vorgaben im 

Sportunterricht in Österreich gestaltet sind. Auch der Frage in Bezug auf die Erkenntnisse aus 

den bisherigen Studien zu den Einstellungen von Sportlehrkräften und zur Umsetzung von In-

klusion im Sportunterricht wird nachgegangen. 

Zur Beantwortung der Forschungsfragen wurde die Methode der Dokumentenanalyse herange-

zogen. Analysiert sind die aktuellen Versionen des Schulorganisationsgesetzes und des Schul-

unterrichtsgesetzes mit Bezug auf den Sportunterricht und Inklusion sowie die Lehrpläne der 

Volksschule, der allgemeinbildenden höheren Schule, der Mittelschule und der Polytechni-

schen Schule. Die Analyse hat zu dem zentralen Ergebnis geführt, dass eine Diskrepanz zwi-

schen den idealisch formulierten Vorgaben und der praktischen Umsetzung ersichtlich ist. 

Dementsprechend konnte ein Mangel an spezifischen Leitlinien und Hinweisen im Hinblick 

auf die systematische Umsetzung im Sportunterricht beleuchtet werden. 

Aus der vergleichenden Analyse zu den sportcurricularen Vorgaben und den Einstellungen der 

Lehrkräfte kann verdeutlicht werden, dass die Inklusion im Sportunterricht von den Rahmen-

bedingungen, Einstellungen und Kompetenzen der Lehrkräfte sowie von den vorhandenen Res-

sourcen abhängig ist. Die konkrete praktische Umsetzung ist im Curriculum außer Acht gelas-

sen und stellt eine Herausforderung für die Lehrkräfte dar.  
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1 Einleitung 
In den letzten Jahren ist der Umgang mit Vielfalt und Heterogenität ein zentrales Thema des 

Bildungsdiskurses geworden. Die Herausforderungen, die sich beim inklusiven Unterricht zei-

gen, hängen sowohl von Geschlecht, Alter und Herkunft als auch von Begabungen und Stärken, 

desgleichen von den Beeinträchtigungen, den Lernschwächen oder dem Lerntempo der Schü-

lerInnen ab. Ziel der Inklusiven Bildung sollte jedoch sein, „einen Abbau von Barrieren und 

eine Schaffung von Zugängen zu Bildung für alle SchülerInnen [zu schaffen], so unterschiedlich 

die Lern- und Leistungsvoraussetzungen auch sein mögen.“ (Bohlmann und Dexel 2019, S. 3)  

Das mit dieser Arbeit verbundene Vorhaben besteht darin, einen Überblick über die Formulie-

rung curricularer Vorgaben und die daraus resultierenden Ausschließungspotenziale im Hin-

blick auf Inklusion im Sportunterricht zu liefern. Dies ist dem aktuellen bildungspolitischen 

Diskurs und der Forschungslücke in diesem Bereich geschuldet.  

Infolge der aktuellen bildungspolitischen Diskussionen ist das Ziel der Masterarbeit, einen Ein-

blick in die Sichtweise der LehrerInnen aus dem inklusiven Schulsystem im deutschsprachigen 

Raum zu ermöglichen und die Lehrkräfte gegenüber Grenzziehungen und Abgrenzungsmecha-

nismen zu sensibilisieren. Der Fokus wird auf den Sportunterricht gelegt, mit Bezug auf die 

curricularen Vorgaben und die daraus resultierenden Folgen der praktischen Umsetzung von 

Inklusion im Unterricht. Dies wird in einem späteren Abschnitt detaillierter behandelt.  

Des Weiteren werden drei Studien zum Thema Fähigkeiten hinsichtlich der gleichberechtigten 

Teilhabe am Unterrichtsgeschehen thematisiert sowie die Absonderungen und Ausgrenzungen, 

welche eine sogenannte Hierarchisierung zum Vorschein bringen können als auch die Grenz-

ziehungen im Unterricht beleuchten.  

1.1 Problemstellung 
Laut Reuker et.al (2016) wurde durch die Ratifizierung der UN-Behindertenrechtskonvention 

dem inklusiven Sportunterricht in der Forschung größere Aufmerksamkeit gegeben. Allerdings 

wird der Forschungsstand zum inklusiven Sportunterricht noch immer als lückenhaft bezeich-

net (ebd., S. 90). Die Forschungslücke lässt bei diesem Thema erkennen, dass Grenzziehungen, 

Herausforderungen und die Umsetzung aufgrund von österreichischen curricularen Vorgaben 

aus der Sicht der SportlehrerInnen aus dem inklusiven Schulbereich bislang in Österreich kaum 

erforscht wurden. 
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Seit Jahrzehnten verweisen weltweit unterschiedliche Studien auf das schulische Phänomen der 

Exklusion in der Inklusion. (Reuker et al. 2016/ Heil 2021) Als Exklusion oder Ausgrenzungs-

potenzial in inklusiven Schulpraktiken kann bspw. die Differenzierung oder Absonderung auf-

grund von vorhandenen oder mangelnden Fähigkeiten im Unterricht gelten. Beispielsweise be-

schreibt Teigland et al. (2016) in einem Artikel, dass SchülerInnen mit einer Sehbehinderung 

oft eine ,,insuffiziente Bewegungsbiografie zugeschrieben“ wird und dass die Leistungsunfä-

higkeit auch ,,als grundlegendes Defizit einer Person verstanden“ werden kann (ebd., S. 67). 

Anders gesagt, werden vielfach Ausnahmen für SchülerInnen mit einer Sehbehinderung ge-

macht, indem diese von Bewegung im Sportunterricht freigestellt werden. Auch Schmelzer 

(2012) stellt dazu fest, dass in etwa mehr als die Hälfte der ausgewerteten Schulen die Kinder 

mit Behinderung aus Personalproblemen vom Sportunterricht befreit wurden. In 25,7 % der 

Fälle wurden SchülerInnen mit Beeinträchtigung wegen mangelnder Schulstrukturen freige-

stellt und 14,3 % der SportlehrerInnen gaben an, die Kinder aus organisatorischen Problemen 

vom Sportunterricht zu befreien. Der Rest von 14,3 % machte keine genauen Angaben zu den 

Gründen der Freistellung. Hingegen findet ein kompensatorisches Angebot bzw. finden alter-

native Aktivitäten bei der Nichtteilnahme am Sportunterricht nur in etwa 25 % der Fälle statt 

und damit nur bei einem Viertel der befragten Schulen. Mehr als die Hälfte der befragten Teil-

nehmerInnen gaben an, keine Alternativangebote zu haben, und 10,7 % gaben zu, nur ein teil-

weises Angebot vorweisen zu können. (ebd., S. 196) Die angeknüpften quantitativen Daten 

bekräftigen die Idee, dass es eine sogenannte Differenzierung im Hinblick auf das Leistungsni-

veau der SchülerInnen mit Beeinträchtigungen gibt, womit eine Hierarchisierung stattfindet. 

Auch die Idee der Unterstellung von Leistungsunfähigkeit wird in solchen Zusammenhängen 

untermauert. 

Eine weitere Studie aus Baden-Württemberg mit dem Titel: „Das hat der Stefan alleine ge-

macht“ von Ira Schumann (2014) werden die markanten Differenzierungsmerkmale im Hin-

blick auf Leistungen der SchülerInnen mit sonderpädagogischem Förderbedarf (SPF), vergli-

chen mit RegelschülerInnen problematisiert. Das Forschungsprojekt wurde in einer integrativen 

Grundschule durchgeführt. Unter anderem wurde dabei auch der Frage nachgegangen, wie in-

stitutionelle Strukturen die Differenz zwischen „behindert“ und „nichtbehindert“ produzieren. 

Die Untersuchungsergebnisse lassen in einem Bereich erkennen, dass die Leistungen der inklu-

siv beschulten Kinder im Sportunterricht nach Sonderregeln bzw. nach einem anderen Fähig-

keitsniveau bewertet wurden: Gemeinsam wurde mit drei Gruppen ein Spiel namens „Moor-

huhn“ gespielt. Die erste Gruppe besteht dabei aus „Hühnern“, die zweite aus „Jägern“, und die 

dritte Gruppe setzt sich aus „Igeln“ zusammen. Ein Parcours, der aus drei Hindernissen 
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aufgebaut ist, musste von den „Hühnern“ und „Igeln“ durchlaufen werden. Die Hindernisse 

bestanden zunächst aus einer Bank, aus der herausgekrabbelt werden musste; danach aus einem 

Kasten, den es zu überklettern galt, und schließlich aus einem Bock, der zu überspringen war. 

Die Aufgabe der „Jäger“ ist es, seitlich stehend, die Gruppe der „Hühner“ mit Bällen „abzu-

schießen“. Die „Hühner“ wiederum verfolgen das Ziel, den Parcours zu absolvieren, ohne dass 

sie von den „Jägern“ erwischt werden. Sollten sie von den Bällen getroffen werden, müssen 

sich die „Hühner“ wieder an den Anfang stellen.  

Beobachtet wurde, dass im gemeinsamen Spiel mit der Gruppe eine Freistellung von der 

Gruppe der Igel erfolgte, welche die SchülerInnen mit Beeinträchtigung repräsentierte. Die 

Gruppe der Igel durfte erst nach dem dritten Hindernis abgeschossen werden: „Als die beiden 

Lehrer_innen das Spiel zu Ende erklärt haben, tuscheln sie kurz miteinander, bevor Frau 

Schneider ruft: »Die Igel dürfen erst nach dem Bock abgeschossen werden« (also erst nach 

dem letzten Hindernis).“ (ebd., S. 298) Dieselben Sonderbewertungen wurden auch im Werk-

unterricht beobachtet (ebd., S. 36f.).  

Die Passage macht sichtbar, dass im Unterricht die Tendenz besteht, SchülerInnen mit SPF 

abzusondern, um ein bestimmtes Ziel zu erreichen. Eine sogenannte Hierarchisierung kann in 

der oben durchgeführten Studie aus Baden-Württemberg zum Vorschein gebracht werden, in-

dem sich ergab, dass in der Praxis durch die unterschiedlichen Bewertungen der Leistungen im 

Unterricht und die Freistellung, die Fähigkeiten bzw. die Beeinträchtigung als markanter Grund 

für die Absonderung fungierte und dadurch eine ableistische1 Unterteilung der SchülerInnen 

vorgenommen wurde. Anders gesagt werden diese Kinder und Jugendlichen durch den Vor-

gang der Freistellung an der Peripherie im Unterricht positioniert. Auch infolge der Absonde-

rung durch die Bezeichnung der Gruppe als ‘Igeln‘ auf Grund ihrer Fähigkeiten besteht die 

Gefahr einer Inferiorisierung der SchülerInnen mit Beeinträchtigung, was eine verletzende 

Praktik darstellt.  

Unter diesen Umständen wird auch die Teilhabechance am Unterricht hinterfragt, welche ver-

letzende Praktiken produzieren. Schmelzer (2012) zeigt im Rahmen einer quantitativen Daten-

erhebung im Burgenland auf, dass in der inklusiven Schulsportpraxis eine Kooperative 

 

1 Ableismus = Abwertung, Diskriminierung, Marginalisierung von Menschen mit Behinderung oder chronisch Kranken auf-

grund Ihrer Fähigkeiten (https://www.duden.de/rechtschreibung/Ableismus) 
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Lernsituation unter den RegelschülerInnen und den SchülerInnen mit Beeinträchtigung, etwa 

durch die gemeinsame Bewältigung eines Parcours, in 42,9 % der Fälle von den Lehrkräften 

eingesetzt wurde. 37,1 % der ProbandInnen gaben an, dass nur manchmal Kooperative Lernsi-

tuationen genutzt werden, 11,4 % setzen sie selten ein und 8,6 % nie. Betrachtet man genauer 

die Kooperativen Unterrichtspraktiken im Hinblick auf die Differenzierung bei gleichen Bewe-

gungsaufgaben unter allen SchülerInnen, so ist zu sehen, dass Regelveränderungen am Unter-

richt in 48,6 % der Fälle vorkommen. (ebd., S. 239f.) 

Diese Zahlen verdeutlichen, dass fast die Hälfte der ProbandInnen Kooperative Unter-

richtspraktiken organisiert und ebenso fast die Hälfte Regelveränderungen am Unterricht 

durchführt. In dem oben ausgeführten Beispiel von Ira Schuhmann (2014) stellte sich heraus, 

dass im Unterricht kooperative Sportpraktiken mit Regelveränderungen stattfinden. Allerdings 

bleiben die Regelveränderung hinterfragbar – es ergibt sich eine sogenannte Absonderung, wel-

che die SchülerInnen mit Beeinträchtigung von der Leistung befreit und sie somit ausgrenzt.  

Infolge dieser Überlegungen stellt sich die Frage, wie genau Inklusion in Österreich funktioniert 

und wie sich deren praktische Umsetzung im Unterricht konkret gestaltet. Die Frage lässt sich 

mit der Forschungslücke der vorliegenden Arbeit im kommenden Abschnitt ergänzen. 

1.2 Forschungslücke 
Im Vordergrund der vorliegenden Arbeit stehen die pädagogischen Sportunterrichtspraktiken 

sowie die Voraussetzungen und Herausforderungen des angestrebten inklusiven Bildungssys-

tems, das bestimmte Fähigkeitsnormen und Normalitätsimperative voraussetzt. Die Betrach-

tung erfolgt aus der Sicht der Lehrkräfte, da diese die Hauptakteure im Rahmen der Umsetzung 

curricularen Vorgaben sind und die damit einhergehenden Herausforderungen erkennen sowie 

evaluieren können. Die Lehrpersonen sollten einen Einblick in die Gestaltung des inklusiven 

Unterrichts ermöglichen; die Einstellungen der LehrerInnen werden als wesentlicher Aspekt 

der geplanten Masterarbeit angesehen.  

Die zwei Themenschwerpunkte der Teilhabechance am Unterricht und der Benotungen der 

SchülerInnen mit SPF werden anhand der Unterrichtspraktiken im Zuge dieser Arbeit proble-

matisiert und analysiert. Diese stehen in einer Verbindung mit den Normen und vorgegebenen 

curricularen Fähigkeiten des Sportunterrichtes und bilden den Kern der gegenständlichen Mas-

terarbeit.  
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1.3 Forschungsfrage 
Im Rahmen einer Dokumentenanalyse soll Aufschluss über die vorgegebenen curricularen Vor-

gaben in Bezug auf die vorausgesetzten Fähigkeitsnormen und Normalitätsimperative aus dem 

inklusiven österreichischen Bildungssystem ermöglicht werden. Genauer gesagt werden die 

Sichtweisen der LehrerInnen in Bezug auf inklusive Sportunterrichtspraktiken, curriculare Vor-

gaben und Normalitätsvorstellungen herangezogen und es werden mögliche Grenzziehungen 

zwischen „normalen“ SchülerInnen und SchülerInnen mit Beeinträchtigungen beleuchtet. Er-

möglicht wird dies spezifisch durch eine kritische Auseinandersetzung und Zusammenfassung 

der fachlichen wissenschaftlichen Literatur hinsichtlich der curricularen Vorgaben sowie der 

Einstellungen der Sportlehrkräfte.  

Die vorliegende Masterarbeit befasst sich daher mit folgender zentraler Forschungsfrage, die 

es zu beantworten gilt:  

Welche Auswirkungen haben sportcurricularen Vorgaben auf die Inklusion 

von SchülerInnen im Sportunterricht? 

Aus der vorliegenden Forschungsfrage ergeben sich zwei weitere Subfragen, die dabei geklärt 

werden müssen:   

1) Wie sind die curricularen Vorgaben zur Inklusion im Sportunterricht in 

Österreich gestaltet? 

2) Welche Erkenntnisse können aus bisherigen Studien zu den Einstellun-

gen von Sportlehrkräften in Bezug auf die Umsetzung von Inklusion im 

Sportunterricht gewonnen werden? 

Die vorliegende Masterarbeit legt den Fokus auf die curricularen Normen und Werte, welche 

das Bildungssystem prägen. Im Vordergrund stehen die pädagogischen Unterrichtspraktiken im 

inklusiven Bildungssystem, welche bestimmte Fähigkeitsnormen und Normalitätsvorstellun-

gen voraussetzen und die es zu beleuchten gilt. 
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2 Theoretische Bezugspunkte und Begriffsklärungen 
Um einen näheren Einblick in das Thema zu ermöglichen, behandelt das folgende Kapitel den 

theoretischen Hintergrund des Untersuchungsgegenstandes. Da der Fokus dieser Arbeit auf 

SchülerInnen mit Beeinträchtigung liegt, wird eine Einleitung in die theoretische Rahmung von 

Integration und Inklusion erfolgen und darüber hinaus werden theoretische Grundlagen und 

gesetzliche Rahmenbedingungen eines inklusiven Schulsystems erläutert, welche das Bildungs-

system prägen.  

2.1 Integration 
Integration leitet sich vom lateinischen Wort integratio her und beschreibt die Wiederherstel-

lung eines Ganzen. Die Idee schulischer Integration geht ursprünglich auf die Bemühungen 

engagierter Elterninitiativen zurück, die mit Anfang der 1970-er Jahren auf einer juristischen 

Basis für eine gemeinsame Beschulung aller Kinder kämpften (vgl. Hildebrandt 1986, S. 15). 

Der Begriff der Integration wird in mehreren wissenschaftlichen Disziplinen verwendet, z.B. in 

der Mathematik oder Ökonomie (vgl. Biewer und Schütz 2022, S. 121). 

Für den erziehungswissenschaftlichen Zusammenhang ist der soziologische Zugang von Be-

deutung – dieser verfügt über eine plurale Dimensionalität; der Begriff von Integration kommt 

aus der Migrationspädagogik. Laut Heimlich (2022) geht es dabei um die Frage, wie gesell-

schaftliche Gruppen und Einheiten entstehen können und wie der Zusammenhalt der Gesell-

schaft organisiert ist. Aus diesem Grund legt die Integration den Fokus auch auf die gesell-

schaftliche Teilhabe von Menschen mit Migrationshintergrund und mit weiteren Heterogeni-

tätsdimensionen. (ebd. S. 121)  

Während die Migrationspädagogik die Gesellschaft als ein Ganzes analysiert, legt wiederum 

die Psychologie den Fokus auf den individuellen Bezug einer Person zur Umwelt. Somit kann 

beispielsweise beobachtet werden, wie eine Person in der Gesellschaft integriert werden kann. 

Die Sonderpädagogik fokussiert sich besonders auf die Kooperation und das Voneinander-Ler-

nen. Beispielsweise ist damit die Annahme verbunden, dass Kinder und Jugendliche schon von 

klein auf die Unterschiede zwischen Menschen in der Gesellschaft verinnerlichen können und 

damit umgehen lernen. Laut Heimlich (2016) haben die ersten Langzeitstudien gezeigt, dass 

der Zusammenhang zwischen dem gemeinsamen Spielen und Lernen die Chance der Kinder 

und Jugendlichen auf die gesellschaftliche Teilhabe und auf ein selbstbestimmtes Leben erhöht. 

Sie sollen langfristig von dem Konzept der Integration profitieren sowie bessere berufliche 
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Möglichkeiten erreichen, was impliziert, dass sie besser in der Gesellschaft integriert werden 

(vgl. Eckhart et al. 2011, S. 178).  

Feuser (1995) definiert beispielsweise den Terminus von Integration als einen Prozess, in dem 

,,alle Kinder miteinander auf ihrem jeweiligen Entwicklungsniveau […] an und mit einem ge-

meinsamen Gegenstand spielen, lernen und arbeiten.“ (ebd., S. 173f.) Allerdings soll eine In-

tegration nur für Kinder und Jugendlichen gelten, welche fähig sind, die herrschenden soge-

nannten „Normalitätsstandards“ zu erfüllen (vgl. Dannenbeck 2015, S. 112).  

Im integrativen Bildungssystem wird beispielsweise die Integration als Ziel der Sonderschule 

angestrebt. Allerdings repräsentiert hier die Separation eine Unterrichtspraktik unter der Per-

spektive einer sogenannten gezielten und intensiven sonderpädagogischen Förderung der Kin-

der mit Beeinträchtigung. Dies soll die spätere gesellschaftliche Teilhabe stärken und die In-

tegrationschancen erhöhen (vgl. Heimlich 2022, S. 123).  

Bedenkt man alle Konsequenzen dieser Praktik, ergeben sich dabei folgende Widersprüche: 

Eine Separation bzw. eine soziale Ausgrenzung kann weder die gesellschaftliche Teilhabe be-

stärken noch die Integrationschancen erhöhen. Ganz im Gegenteil begünstigt eine soziale Aus-

grenzung die Diskriminierung und Etikettierung, welche wiederum verletzende Effekte repro-

duzieren kann.  

Cloerkes (1997) verdeutlicht in seiner Arbeit die Umstände der Lebensrealität von Menschen 

mit Behinderungen in der Gesellschaft. Dazu hat sich in einer Studie herauskristallisiert, dass 

sich Etikettierungen negativ auf die Persönlichkeitsentwicklung der Kinder und Jugendlichen 

auswirken. Als Folgen resultieren die Verschlechterung des Selbstkonzeptes sowie ungünstige 

Voraussetzungen für Lern- und Entwicklungsprozesse (ebd. Cloerkes 1997).  

Aus den oben dargelegten Prinzipien lassen sich nachstehende Schlussfolgerungen ziehen: In-

tegration plädiert für eine umfassende gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit Behinde-

rung am gesellschaftlichen Geschehen. Die Unterrichtspraktik der Separation bringt die Gefahr 

mit sich, das Ziel der Integration einzuschränken. Eine Schule kann erst dann integrationsfähig 

sein, wenn unterschiedliche Bedürfnisse einer heterogenen Schülerschaft berücksichtigt werden 

und darauf eingegangen wird. Diese Kriterien überschneiden sich mit dem Konzept von Inklu-

sion und lassen sich in den kommenden Abschnitt thematisieren. 
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2.2 Inklusion 
Der Begriff der Inklusion hat seinen Ursprung im lateinischen Wort inclusio und bedeutet „Ein-

schließung“. Zum ersten Mal wurde der Terminus im Jahr 1980 in Nordamerika verwendet, 

wobei damit für die uneingeschränkte Gemeinsamkeit von SchülerInnen mit und ohne sonder-

pädagogische Bedürfnisse und für die Änderung schulischer Strukturen plädiert wurde. In den 

1990er-Jahren wurde der Begriff in den USA unter der Bezeichnung mainstreaming bekannt 

und seit Mitte der 1990er-Jahren in Großbritannien und in den Commenwealth-Staaten als „In-

tegration“ übernommen (vgl. Biewer 2000).  

Erst seit den 2000er-Jahren ist Integration unter der Bezeichnung „Inklusion“ durch zeitgleiche 

Diskussionszusammenhänge und Diskurse verankert worden.  

Laut Biewer und Schütz (2022) hat Inklusion seinen Ursprung in der Sonderpädagogik. Durch 

die zahlreichen Diskurse und unterschiedlichen Fassungen über Kinder mit special educational 

needs hat der Begriff weltweit große Bedeutung erlangt. In der Folge wurden Bildungsstandards 

formuliert, sodass zur Veränderung und Entstehung eines inklusiven Schulsystems beigetragen 

wurde (ebd., S. 126).  

Opperti Walker und Zhang (2014) betrachten den Terminus als einen Prozess unterschiedlicher 

Fassungen. Dazu zählten beispielsweise in der ersten Hälfte der 1990er-Jahre mehrere zeitglei-

che Diskurse und bildungspolitische Positionen in Nordamerika und Großbritannien.  

Einen historisch bedeutsamen Punkt für die Verbreitung des Inklusionsbegriffs markierte die 

Erklärung der UNESCO-Konferenz von Salamanca aus dem Jahr 1994. Als Begriff von Inklu-

sion wurde es erst ab den 2000er-Jahren in den deutschen fachwissenschaftlichen Diskursen 

anerkannt und verankert (vgl. Biewer und Schütz 2022, S. 126f.). 

Dem Begriff der Inklusion liegt die Annahme zugrunde, dass jeder Mensch vollwertig ist, un-

geachtet der Leistungen, die er in der Gesellschaft beiträgt. 

Die gleichberechtigte Teilhabe an Bildung und an der menschlichen Gemeinschaft sowie die 

Kooperation und Kommunikation mit allen gelten gegenwärtig als Menschenrechte und fun-

gieren als grundlegende Prinzipien der Inklusion. Laut Bitinger (2005) gelten der Grundsatz 

des Selbstbestimmtheit und Handlungsfähigkeit jedes oder jeder Einzelnen sowie das Recht auf 

Teilhabe und Nichtaussonderung. (ebd., S. 23) Dazu suggeriert Ackermann (2010) in seinen 

diskursiven Auseinandersetzungen zu Behinderung im erziehungswissenschaftlichen Diskurs 

über das postulierte Recht auf Teilhabe und Nichtausgrenzung, dass „die Bedingungen einer 
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Gesellschaft so beschaffen sind, dass von vorneherein kein Mensch ausgegrenzt werden kann.“ 

(ebd. S. 23) Anders gesagt sollen Bedingungen und Settings geschaffen werden, um das Recht 

auf unbegrenzte Teilhabe zu erfüllen. Überdies lässt sich auch die Aussage von Hüppe (2010) 

ergänzen, wonach nicht die Menschen mit Behinderung sich anpassen müssten, sondern das 

Denken und Handeln der Menschheit einer Wandlung bedürfe, damit diese sich an die Bedürf-

nisse adaptieren und Ausgrenzungen nicht mehr erfolgen (ebd. S. 5). Diskursive disziplinäre 

Auseinandersetzungen zu Behinderung berichten über die menschenrechtliche Perspektive der 

UN-BRK, welche besagt, dass Vielfalt als Normalität wahrgenommen und als Ausgangspunkt 

unterschiedlicher kultureller Bereicherung wertgeschätzt werden sollte. (vgl. Hedderich et.al, 

2022, S. 187)  

Somit liegt der Inklusion die Vielfalt zugrunde, unter dem Prinzip, dass ungeachtet der Fähig-

keiten oder Leistungen alle Menschen gleich wertgeschätzt werden und Ausgrenzungen keine 

Rolle spielen dürfen. Als Nächstes werden daher die Grundlagen des Inklusionssystems erläu-

tert und analysiert.  

2.3 Integration vs. Inklusion  
Zum ersten Mal wurde der Inklusionsbegriff 1994 im Rahmen des internationalen Bildungsdis-

kurses in der Salamanca Erklärung erwähnt. Bei der deutschen Übersetzung wurde das Wort 

der Integration fälschlicherweise als inclusion bzw. inclusive verwendet, womit der Begriff erst 

in den 2000er-Jahren übernommen wurde (Heimlich 2019, Sander, 2004). Der Wechsel zwi-

schen den beiden Termini ist für Speck (2011) deshalb kein Paradigmenwechsel, da sich in 

sprachlicher Hinsicht Inhalte und Ziele weiterhin decken (vgl. Saalfrank und Zierer 2017, S. 

34). Im Gegensatz zu Speck (2011) vertreten Biewer und Schütz (2022) die Ansicht, dass es 

wichtig sei, den Inklusionsbegriff vom Integrationsbegriff abzusondern, da diese Ausdrücke 

häufig als Synonyme verwendet wurden. Für Holtappels (2017) bedeutet Inklusion anders als 

Integration, dass die Bedürfnisse aller Menschen ohne Hierarchisierungen und Ausgrenzungen 

Beachtung finden, die Vielfalt als Vorteil angesehen wird und eine Orientierung an den Men-

schenrechten stattfindet (ebd. S. 175 f.). Heimlich (2012a) betont den Unterschied, den der Be-

griff der Inklusion mit sich bringt, indem er darauf verweist, dass im integrativen Schulsystem 

Kinder mit SPF verändert werden, um sich an eine allgemeine Schule anzupassen, während 

demgegenüber im inklusiven Schulsystem die allgemeine Schule sich hinsichtlich der Rahmen-

bedingungen ändert, um sich an den Bedürfnissen, Interessen und Fähigkeiten der Kinder zu 

orientieren und sich an diese anzupassen (vgl. Schön 2016, S. 20). Um dies klarer zu verdeut-

lichen, ist in der folgenden Abbildung das Konzept von Inklusion systematisch dargestellt:  
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Abbildung 2-1 Was ist Inklusion? (2020). URL: https://deutschteam.wordpress.com/2020/02/16/2dsd-inklusion-und/ 

Laut Ahrbeck (2014) ist die Auffassung am weitesten verbreitet, dass „Inklusion – im Gegen-

satz zur Integration – darauf verzichtet, behinderte Kinder mit einem Sonderstatus zu versehen 

und sie gesondert zu beschulen.“ (ebd., S.8) Ob sich dies auch konkret in der schulischen Praxis 

äußert, wird im späteren Verlauf diskutiert.  

In kritischen Fachdiskursen wird Inklusion häufig in einer Relation zur Exklusion beschrieben. 

Genauer wird Exklusion in das Licht der Begründung der Förderung von Inklusion gerückt 

(vgl. Hedderich et.al, 2022, S. 187) und in Luhmans (1994) Systemtheorie als Gegenbegriff zu 

Inklusion gesehen (vgl. Biewer und Schütz 2022, S. 126). 

Im Folgenden wird ein Überblick über den Begriff von Behinderung erfasst, welcher ein ge-

wisses Ausschließungspotenzial in verschiedenen Aspekten hinsichtlich der praktischen Um-

setzung im Unterricht erkennen lässt. Anschließend wird der sonderpädagogische Förderbedarf 

erläutert und die gesetzliche Grundlage dazu geschildert.  

2.4 Begriffsdefinition von Behinderung 
Um einen näheren Einblick in die Zuordnung eines SPF zu schaffen, ist es zunächst notwendig, 

den Behinderungsbegriff zu definieren.  

Das Medizinische Modell von Behinderung hat keine allgemeingültige rechtsverbindliche De-

finition. Laut Egen (2020) gibt es bis in die zweite Hälfte des 20. Jahrhunderts nur unterschied-

liche Sichtweisen von MedizinerInnen, VertreterInnen der Disability Studies oder weitere Ge-

sundheitsberufen, welche auf Erfahrungen mit Menschen mit Behinderung basieren. Bis 1970 

war die Perspektive der Disability Studies vorherrschend und ,,bis in die 1980er die gängige 

Sichtweise auf das Phänomen »Behinderung«.“. (Egen 2020, S. 22) Medizinische Klassifikati-

onssysteme wie z.B. die ICD (International Statistical Classification of Diseases and Related 

Health Problems) definiert beispielsweise die geistige Behinderung nach der Intelligenzminde-

rung. Ein Intelligenzquotient (IQ) zwischen 50-69 lässt sich als eine leichte geistige 

https://deutschteam.wordpress.com/2020/02/16/2dsd-inklusion-und/
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Behinderung oder auch Debilität definieren, ein IQ zwischen 35-49 als mittelgradige geistige 

Behinderung, ein IQ zwischen 20-34 als schwere geistige Behinderung und ein IQ unter 20 

repräsentiert eine schwerste Intelligenzminderung. (ICD-10 BMSGPK 2024, S. 237). Laut E-

gen (2020) wird Behinderung im medizinischen Modell als ein direktes Resultat einer geistigen 

oder körperlichen Schädigung aufgrund einer Verletzung oder Krankheit betrachtet. (ebd., S. 

22) In diesem Kontext lässt sich der Begriff von Schädigung mit dem sozialen Modell von 

Behinderung verschmelzen, indem Behinderung als ein Stigma oder Problem von der Gesell-

schaft anerkannt wird und was auch implizit bewältigt werden muss. Somit lässt sich Behinde-

rung im sozial-gesellschaftlichen Kontext als eine Krankheit anerkennen und wird mit den da-

mit verbundenen Stereotypen von Leid gleichgesetzt und auf ein körperliches Defizit reduzie-

ren. 

Die Kernaussage des sozialen Modells von Behinderung besagt, dass Behinderung das Resultat 

sozialer Organisation ist, tiefverknüpft mit gesellschaftlichen Machtverhältnissen: „Menschen 

werden nicht aufgrund einer körperlichen und/oder geistigen Schädigung behindert, sondern 

durch das soziale System, das Teilhabehindernisse errichtet.“ (Egen 2020, S.26) 

Im Rundschreiben Nr. 7/2019 werden die Definitionen des § 8 Abs. 1 Schulpflichtgesetz 1985 

(Bundesgesetz über die Schulpflicht, im Folgenden: SchPflG) und des § 3 Behinderteneinstel-

lungsgesetz (im Folgenden: BEinstG) 1970 herangezogen und Behinderung wird folgenderma-

ßen definiert: § 8 Abs. 1 SchPflG (1985): „Unter Behinderung ist die Auswirkung einer nicht 

nur vorübergehenden körperlichen, geistigen oder psychischen Funktionsbeeinträchtigung 

oder Beeinträchtigung der Sinnesfunktionen zu verstehen, die geeignet ist, die Teilhabe am Un-

terricht zu erschweren. Als nicht nur vorübergehend gilt ein Zeitraum von mehr als voraus-

sichtlich sechs Monaten.“ (S. 5) § 3 BEinstG (1970) besagt folgendes: „Behinderung im Sinne 

dieses Bundesgesetzes ist die Auswirkung einer nicht nur vorübergehenden körperlichen, geis-

tigen oder psychischen Funktionsbeeinträchtigung oder Beeinträchtigung der Sinnesfunktio-

nen, die geeignet ist, die Teilhabe am Arbeitsleben zu erschweren. Als nicht nur vorübergehend 

gilt ein Zeitraum von mehr als voraussichtlich sechs Monaten.“ (S. 3) In der UN-Konvention 

wurde der Begriff von Behinderung sehr weit gefasst und bezeichnet diejenigen Menschen, 

„[…] die langfristige körperliche, seelische, geistige oder Sinnesbeeinträchtigungen haben, 

welche sie in Wechselwirkung mit verschiedenen Barrieren an der vollen, wirksamen und 

gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft hindern können.“ (Seifert 2015, S. 3) Anders 

ausgedrückt wird Behinderung als eine Barriere für die gleichberechtigte Teilhabe am gesell-

schaftlichen Leben definiert. Schulze (2013) beschreibt gleichfalls, dass „Menschen mit 
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Behinderungen […] als ‚pflegebedürftige Wesen‘ betrachtet werden, denen man mit Spenden 

und anderen Almosen Gutes tut […] Menschen mit Behinderungen werden vielfach auf ihre 

vermeintlichen Defizite‘ reduziert bzw. über diese definiert“ (Weißenböck 2019, S. 6).  

Durch diese Definition wird zum Ausdruck gebracht, dass Menschen mit Behinderung anhand 

der Fähigkeiten definiert werden und aufgrund der Defizite auf die Hilfebedürftigkeit reduziert 

bzw. entsprechend etikettiert werden.  

Ziel des Übereinkommens ist es, „[…] zu fördern und zu gewährleisten, dass Menschen mit 

Behinderung den vollen und gleichen Umfang alle Menschenrechte und Grundeinheiten wahr-

nehmen können, wie Menschen ohne Behinderung.“ (BGBI, Art 1, 2018) Dazu zählen auch: 

a) die Achtung der dem Menschen innewohnenden Würde, seiner individuellen Autonomie, 

einschließlich der Freiheit, eigene Entscheidungen zu treffen, sowie seiner Selbstbestim-

mung; 

b)  die Nichtdiskriminierung; 

c)  die volle und wirksame Teilhabe an der Gesellschaft und Inklusion in die Gesellschaft; 

d) die Achtung der Unterschiedlichkeit und die Akzeptanz von Menschen mit Behinderungen 

als Teil der menschlichen Vielfalt und der Menschheit; 

e) die Chancengleichheit; 

f) die Barrierefreiheit; 

g) die Gleichberechtigung von Mann und Frau; [und] 

h) die Achtung vor den sich entwickelnden Fähigkeiten von Kindern mit Behinderungen und 

die Achtung ihres Rechts auf Wahrung ihrer Identität. (Art. 3 UN-BRK, BMSGPK, 2016, 

S. 8)  

Daraus folgt die Frage, inwiefern diese Ziele in der Praxis auch tatsächlich umgesetzt werden 

können. Im Unterricht werden Fähigkeiten und Leistungen in hohem Maße akzentuiert, was für 

SchülerInnen mit Beeinträchtigungen verletzende Folgen angesichts der Behinderung nach sich 

ziehen kann. Darüber hinaus erfolgt eine statistische Zusammenfassung aktueller Zahlen zur 

Vergabe des sonderpädagogischen Förderbedarfs in Österreich, um einen näheren Einblick in 

die Thematik zu schaffen.  

2.5 SPF in Zahlen 
Laut dem Schulpflichtgesetz liegt ein sogenannter Sonderpädagogischer Förderbedarf (abge-

kürzt: SPF) vor, wenn festgestellt wird, dass das Kind aufgrund einer Beeinträchtigung ohne 

zusätzliche sonderpädagogische Förderung in der allgemeinen Schule dem Unterricht nicht 
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ausreichend folgen oder nicht ausreichend gefördert werden kann. Eine Unterbringung ist nur 

mit Zustimmung der Erziehungsberechtigten erlaubt und sofern solche Schulen oder Klassen 

vorhanden sind (ebd., § 8(1) Abs. 7 SchPflG, S. 5). 

Laut Statistik Austria wurden im Jahre 2021/22, 29.851 Kinder mit sonderpädagogischem För-

derbedarf an allgemeinbildenden Schulen in Österreich unterrichtet (vgl. https://www.statis-

tik.at/statistiken/bevoelkerung-und-soziales/bildung/bildung-in-zahlen). Dies repräsentiert 5,1 

% der SchülerInnen mit SPF in ganz Österreich.  

Eingeschränkt auf Bundesländer mit einem Prozentanteil von 5,8 repräsentieren Wien und 

Oberösterreich die höchste Quote an SchülerInnen mit SPF aus allen Schultypen. Der geringste 

Anteil an SchülerInnen mit SPF wurde in Burgenland registriert und beträgt 3,6 %. Kategori-

siert nach Schultypen, verzeichnet Kärnten die höchste Quote an SchülerInnen mit SPF in Volk-

schulen, mit einem Prozentanteil von 1,8%, indessen der niedrigste Wert an SchülerInnen mit 

SPF in Vorarlberg festzustellen war, mit nur 0,2 %. In Mittelschulen stellte Kärnten den größten 

Anteil an SchülerInnen mit SPF (6,9 %). Unterrepräsentiert waren SchülerInnen mit SPF in 

Tirol (1 %). An Polytechnischen Schulen wurde der höchste Anteil an SchülerInnen mit SPF 

(14,7 %) in Kärnten registriert, während der niedrigste in Vorarlberg mit 1,2 % zu finden war. 

Die untenstehenden Tabellen geben die genauen Prozentwerte der Stichprobe, hinsichtlich der 

erhobenen demografischen Daten, eingeschränkt auf Schultypen und Bundesländer, wieder:  

Schultyp1 

Klassentyp2 

Öster- 

reich 

Burgen- 

land 

Kärn- 

ten 

Nieder- 

öster- 

reich 

Ober- 

öster- 

reich 

Salz- 

burg 

Steier- 

mark 
Tirol 

Vorarl- 

berg 
Wien 

 Schüler:innen insgesamt 

Schultypen 

insgesamt 
582.969 18.019 33.120 111.464 108.091 37.996 75.308 52.501 31.495 114.975 

Volksschulen 347.952 10.426 20.359 65.765 62.624 22.053 44.770 29.636 17.381 74.938 

Mittelschulen 205.831 6.815 11.862 38.625 41.153 13.481 28.031 20.256 11.869 33.739 

Sonderschu-

len3 
14.464 364 327 4.077 1.327 1.638 607 1.141 1.306 3.677 

Polytechnische 

Schulen 
14.722 414 572 2.997 2.987 824 1.900 1.468 939 2.621 

  

https://www.statistik.at/statistiken/bevoelkerung-und-soziales/bildung/bildung-in-zahlen
https://www.statistik.at/statistiken/bevoelkerung-und-soziales/bildung/bildung-in-zahlen
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 darunter Schüler:innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf (SPF) 

Schultypen zu-

sammen 
29.851 654 1.605 5.910 6.256 2.611 2.979 1.472 1.719 6.645 

Volksschulen 5.576 69 370 544 2.127 328 760 89 43 1.246 

Mittelschulen 8.913 188 824 1.127 2.534 585 1.460 207 359 1.629 

Sonderschu-

len3 
14.464 364 327 4.077 1.327 1.638 607 1.141 1.306 3.677 

Polytechnische 

Schulen 
898 33 84 162 268 60 152 35 11 93 

 Anteil der Schüler:innen mit SPF in den einzelnen Schultypen in % 

Schultypen zu-

sammen 
5,1 3,6 4,8 5,3 5,8 6,9 4,0 2,8 5,5 5,8 

Volksschulen 1,6 0,7 1,8 0,8 3,4 1,5 1,7 0,3 0,2 1,7 

Mittelschulen 4,3 2,8 6,9 2,9 6,2 4,3 5,2 1,0 3,0 4,8 

Sonderschu-

len3 
100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Polytechnische 

Schulen 
6,1 8,0 14,7 5,4 9,0 7,3 8,0 2,4 1,2 3,5 

Tabelle 1 - Anteil SchülerInnen mit SPF an allgemeinbildenden Pflichtschulen 2021/2022. URL: https://www.statistik.at/filead-

min/pages/1865/Bildung_in_Zahlen_2021_22_Tabellen.zip  

Im Jahr 2021/2022 hatten in Österreich 5,1 % aller PflichtschülerInnen einen Sonderpädagogi-

schen Förderbedarf (Statistik Austria, 2022).  

Welcher Prozentanteil der SchülerInnen tatsächlich im Unterricht inklusiv unterrichtet wurde, 

bleibt noch offen. Diesbezüglich beschreiben Buchner und Petrik (2020), dass SchülerInnen 

mit Beeinträchtigungen, welche dem Unterricht nicht folgen können von dem Rest der Klasse 

ausgegrenzt und insoliert in einem anderen Raum unterrichtet werden (ebd., S.79).  

Diese Schulpraktiken stellen die Inklusion infrage und bringen das Phänomen der Separation 

zum Vorschein. Die räumliche Ausgrenzung der SchülerInnen mit Beeinträchtigungen verdeut-

licht, dass der Unterricht auf die vorhandenen oder mangelnden Fähigkeiten der Lernenden 

reduziert wird, welche bestimmte Ausschließungspotenziale und Barrieren im Unterricht vor-

weisen und Diskriminierungen begünstigen. 

https://www.statistik.at/fileadmin/pages/1865/Bildung_in_Zahlen_2021_22_Tabellen.zip
https://www.statistik.at/fileadmin/pages/1865/Bildung_in_Zahlen_2021_22_Tabellen.zip
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Infolgedessen erfolgen in einem kommenden Abschnitt unhinterfragte Voraussetzungen und 

Ziele, welche das Bildungssystem prägen und die Barrieren des inklusiven Schulsystems be-

greifen. 

2.6 Gleichheit vs. Gerechtigkeit im Unterricht  
Das Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Forschung legt als Ziel der inklusiven 

Schule auf „die Ermöglichung des Schulbesuches aller Schüler*innen (vgl. BMBWF 2021) und 

der Abbau von Grenzen und die Schaffung von Zugängen zu Bildung für alle Schüler*innen“ 

(Bohlmann und Dexel 2019. S. 4). Dass sich das pädagogische Denken und Handeln nach der 

individuellen Situation anpasst und an den Bedürfnissen der Beteiligten orientiert, um jedes 

Kind zu fördern, gehört zu den Zielen der Inklusion und kann nur durch Gerechtigkeit erreicht 

werden. Gleichheit hingegen ist eine Norm, welche für alle Beteiligten gleichermaßen gilt. Die 

Schaffung von Bildungszugängen steht nicht der Gleichheit zu dem Grunde, sondern der Ge-

rechtigkeit.  

 

Abbildung 2-2 Das Märchen von der Meritokratie und die Chancengleichheit (2023): https://denbegriffenaufdengrund.word-

press.com/2016/06/15/das-maerchen-von-der-meritokratie-und-der-chancengleichheit/ 

Die dargestellte Abbildung veranschaulicht die Gleichheit, welche bestimmte ungerechte As-

pekte zum Ausdruck bringt.  

Rothe (2015) begreift in einer Feinanalyse die Frage, in welche diskursiven Kontexte die Rede 

über den Zugang zu Bildungschancen hingewiesen wird.  

Eine Passage aus einem ExpertInnenbericht besagt folgendes in Bezug auf Chancengleichheit: 

„Das Bildungssystem hat die Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass alle Menschen unabhän-

gig von ihrem sozialen und wirtschaftlichen Hintergrund, ihrer ethnischen und kulturellen Her-

kunft und ihren individuellen Voraussetzungen, Bildungsangebote wahrnehmen können, die 

https://denbegriffenaufdengrund.wordpress.com/2016/06/15/das-maerchen-von-der-meritokratie-und-der-chancengleichheit/
https://denbegriffenaufdengrund.wordpress.com/2016/06/15/das-maerchen-von-der-meritokratie-und-der-chancengleichheit/
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ihren Interessen und Fähigkeiten entsprechen. Forderung von Chancengleichheit bedeutet ins-

besondere die Überwindung von Barrieren, die einer gleichberechtigten Teilnahme an Bildung 

und einer optimalen Förderung entgegenstehen. Die Verwirklichung von Chancengleichheit 

muss sich gleichermaßen auf Persönlichkeitsbildung, auf Teilhabe an der Gesellschaft sowie 

auf den Zugang zum Arbeitsmarkt beziehen. Sie erschließt Potenziale für die Gesellschaft und 

ist ein konstitutives Element der Demokratie“ (Rothe 2015, S. 376). 

Während in dem ersten Teil des Absatzes ein faires Bildungsangebot unabhängig von sozialen 

und wirtschaftlichen Hintergründen die Verantwortung in den Händen des Bildungssystems 

liegt, kommen in dem zweiten Teil des Absatzes einige Bedingungen zum Vorschein. Sowohl 

das Interesse als auch die Fähigkeiten spielen für die Beteiligten eine wichtige Rolle. Wichtig 

in diesem Zusammenhang sei auch die Anpassung an die Gesellschaft und an den Arbeitsmarkt, 

um sich den Zugang sichern zu können.  

Im schulischen Kontext bedeutet Gerechtigkeit die Gleichbehandlung aller SchülerInnen, die 

Berücksichtigung individueller Rechte und Bedürfnisse und die Schaffung von Rahmenbedin-

gungen, um den Zugang aller SchülerInnen sichern zu können.  

 

Abbildung 2-3 Gleichheit ist nicht gleichbedeutend mit Gerechtigkeit 

Abbildung 2-3 veranschaulicht auf der linken Seite die Chancengleichheit, während auf der 

rechten Seite die Chancengerechtigkeit dargestellt wird.  

Chancengleichheit bedeutet bspw. gleiche Startbedingungen für alle am Bildungssystem Teil-

nehmenden (vgl. Sixt 2010, S. 10), während Chancengerechtigkeit das Individuum als wertvol-

les, respektiertes Mitglied der Gruppe behandelt. Ungerechtigkeit hingegen bezeichnet den 

Umstand, dass dem Individuum kein Zugehörigkeitsgefühl gegeben wird und es somit als 
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Mitglied der Gruppe durch die mangelnde Teilhabe an einer Institution exkludiert wird (vgl. 

Umlauft/ Dalbert/Schröpper 2013, S. 112f.).  

Im Bereich des Sportsunterricht soll die Chancengleichheit eine Möglichkeit sein, mit anderen 

zu kooperieren (Wagner 2021, S2). Weiters führt Wagner (2021) aus, dass Bewegung Selbst-

bewusstsein vermittelt und das Lernen mit dem eigenen Körper sowie die sozialen Kompeten-

zen durch die Interaktion mit den anderen fördert (ebd., S. 77). 

Zur Schärfung des Inklusionsgedankens gehört jedoch zum Sportunterricht zugleich ein faires, 

bedürfnisorientiertes Unterrichtssetting, welches von den LehrerInnen mitbedacht werden 

muss: „Der Unterricht versucht ebenso eine Anpassung an die Zielgruppe zu schaffen, um eine 

gemeinsame Teilhabe zu ermöglichen, in der durch ein größeres Wahlangebot an Sportarten 

und Niveaustufen, die SuS ihr Sportangebot gemäß ihren Fähigkeiten zurechtlegen. Dass in 

diesem Fall unterschiedliche Leistungen erbracht werden, muss für die Lehrperson selbstver-

ständlich sein und dementsprechend muss sie ihre Sichtweisen dahingehend offener gestalten, 

da nur in einem breitgefächerten Sport-Kontext Inklusion gelingen kann.“ (Wagner 2021, S. 

77)  

Wagner (2021) befürwortet die Grundideen des Inklusionssystems, indem er darauf hinweist, 

den LehrerInnen müsste es ebenso bewusst sein, dass die erbrachten Leistungen unterschiedlich 

sein können, je nach den Bedürfnissen und Fähigkeiten der SchülerInnen. Reich (2016) berich-

tet in diesem Zusammenhang, dass der Sportunterricht in deutschen Schulen mit Zwang ver-

bunden sowie rangvergleichend aufgebaut sei: „Weltweit ist bekannt, dass in solchen Settings 

nicht nur Lernende mit Schwierigkeiten von der Inklusion profitieren, sondern auch Hochbe-

gabte und alle anderen, die in ihren besonderen Bedürfnissen in einer One-size-fits-all-Päda-

gogik leicht übersehen werden (vgl. dazu z. B. Hattie 2009; Reich 2014).	[...] Ein wesentliches 

Argument ist, dass der Rangvergleich zur Grundidee des Sports elementar dazugehört. Nichts 

scheint objektiver zu sein: Es werden Regeln aufgestellt, die für alle gleich gelten, und Leistun-

gen erbracht, in der alle gleiche Chancen besitzen. Dagegen ist nichts einzuwenden, wenn Men-

schen sich bewusst auf einen solchen Vergleich einlassen. Aber dagegen ist viel einzuwenden, 

wenn wir in einer Pflichtveranstaltung wie der Schule alle Menschen unabhängig von ihren 

Voraussetzungen dazu zwingen, einen solchen Rangvergleich ohne Nachteilsausgleiche durch-

führen zu müssen.“ (ebd., S. 20) 

Die sogenannte One-size-fits-all-Pädagogik ist ein Ausdruck, der eine Hinterfragung des inklu-

siven Schulsystems markiert. Dass im inklusiven Kontext die Idee einer Gleichheit im 
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Unterricht verfolgt und die Leistungsbewertungen sowie Erwartungen durch einen Rangver-

gleich im Sportunterricht durchgeführt werden, widerspricht dem Grundgedanken der Inklu-

sion. Wie bereits die von Wagner (2021) beschriebene Grundidee hinsichtlich der Einstellung 

der LehrerInnen, kann ein inklusives Schulsystem nicht auf Gleichheit aufgebaut werden, son-

dern jedes Bedürfnis muss berücksichtigt werden, um auf dieser Grundlage das Angebot im 

Sportunterricht anzusetzen. Ob die curricularen Vorgaben ein gerechtes System und Setting 

suggerieren und als Basis für den Unterricht herangezogen werden können, bleibt noch hinter-

fragbar.  

Der Begriff Exklusion kommt aus dem lateinischen Exklusio und wird als Ausschließung oder 

Ausgrenzung in deutscher Sprache übersetzt.  

Rückblickend auf die Vergangenheit können die Segregation und die Ausschließungspotenziale 

aufgrund von sozialem Status, Religion, Ethnien, Beeinträchtigungen etc. im Bildungssystem 

anerkannt und hinterfragt werden.  

Durch die Einführung des inklusiven Bildungssystem, besteht oft die Tendenz davon auszuge-

hen, dass Exklusion durch die Inklusion abgeschafft wurde.  

Ganz im Gegenteil sehen viele WissenschaftlerInnen Inklusion und Exklusion als ein Ganzes. 

Die Differenzproduktionen, die sich im inklusiven Schulsystem widerspiegeln sind ein Grund, 

weshalb die zwei Gegenpole heutzutage noch sehr stark miteinander verbunden sind.  

Wagner (2021) beschreibt beispielsweise eine Exklusion im schulischen Kontext, wenn Men-

schen mit schwerer Beeinträchtigung als bildungsunfähig angesehen werden (ebd., S. 19). Auch 

Etikettierungen zählen zu den verletzenden Praktiken der Exklusion. Fritsche (2014) zeigt in 

einer empirischen Studie welches Ausschließungspotenzial eine Etikettierung hervorheben 

kann. Sie besagt, dass die Adressierung eines Schülers als besonderer und gering leistungsun-

fähiger Schüler diskriminiert und unterminiert seine Inklusion (ebd., S. 338). 

Wagner (2021) ist der Ansicht, dass Defizite nicht in den Mittelpunkt gestellt werden sollen 

und auch nicht negiert werden, sondern als Differenzen wahrgenommen und als Teil der 

menschlichen Vielfalt willkommen heißen (ebd., S.19). Wird eine bestimmte Personengruppe, 

in diesem Fall Menschen mit Beeinträchtigung ausgeschlossen, entstehen zwei separate Grup-

pen, was de facto ein Gegenhorizont des inklusiven Unterrichts repräsentiert.  

Mit Bezug auf dem Sportunterricht besagt Schmelzer (2021), dass der inklusive Sportunterricht 

den Raum und die Zeit zur Verfügung stellen, vorhandene Differenzen zu respektieren, 
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wertzuschätzen und die Unterschiede sollen im inklusiven Unterrichtssystem erfahren werden 

(ebd., S. 127). 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass eine reine Partizipation am Unterricht nicht ausrei-

chend ist, um die Umsetzung des Inklusionsgedankens gewährleisten zu können und die Chan-

cengerechtigkeit am Unterricht zu ermöglichen. Barrierefreie Settings von Seiten der Lehr-

kräfte müssen geschaffen werden, damit Inklusion gelingen kann. Werden diese Rahmenbedin-

gungen im Unterricht nicht berücksichtigt, läuft man Gefahr, Exklusion, anstatt Inklusion zu 

erreichen. Anhand dieser Überlegungen kann verdeutlicht werden, dass Exklusion im Kontext 

der Förderung der Inklusion gerückt wird. Ein faires bedürfnisorientiertes Unterrichtssetting 

muss von den Seiten der Lehrkräfte organisiert und gefördert werden, um Ausschließungspo-

tenziale am Unterricht zu vermeiden. Oft wird Behinderung bzw. die Fähigkeit und die Leistung 

den aktuellen Normalitätsvorstellungen unterstellt. Curriculare Vorgaben stehen oft in einem 

Kontext, der nicht hinterfragt wird, wodurch ein bestimmtes Verhalten ausgeübt und erwartet 

wird und gewisse Fähigkeitsimperative konstruiert werden. Es wird also von einer sogenannten 

„Normalität“ ausgegangen, an die sich die Individuen bzw. SchülerInnen anzupassen haben. 

Dementsprechend werden nun die gesellschaftliche Normalitätsvorstellungen erläutert, welche 

aktuell unser Bildungssystem prägen. 

2.7 Gesellschaftliche Normalitätsvorstellungen 
„[…] Normalität definiert sich als ein Verhalten, das sich nach herrschenden Normen ausrich-

tet.“ (Waldschmidt et al. 2003b, 86) 

Im antiken Griechenland beinhaltete das Wort normal eine Zweideutigkeit: Einerseits wurde 

der Begriff im Sinne von „Gesundheit“ bzw. des „gesunden“ Körper verwendet, andererseits 

auch in der Bedeutung von „Natur“ bzw. „natürlicher Beschaffenheit“: „‚Natur‘ meint – so 

besonders deutlich in den Hippokratischen Schriften – zum einen die durchschnittliche, ‚natür-

liche‘ Beschaffenheit, zum anderen auch etwa den gesunden Zustand des Körpers und seiner 

Organe und damit den Idealzustand, dessen Wiederherstellung Ziel der ärztlichen Therapie 

ist.“ (Ritter/Gründer 1984, S.920) 

Durch die Entwicklung der modernen Wissenschaft hat sich eine neue Bedeutung des Wortes 

mit Ende des 18. Jahrhunderts herauskristallisiert. Aufgrund der von Gauß beschriebenen 

Kurve der statistischen Normalverteilung wurde „Normalität“ zu einem messbaren Phänomen. 

Mit Anfang des 20. Jahrhunderts entstanden viele abgeleitete Formen des Begriffes wie 
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„Norm“, „Normierung“ oder „Normalverteilung“. In der lateinischen Bedeutung verweist das 

Wort norma auf „Winkelmaß“ und normalis auf „senkrecht“ (vgl. Danz 2015, S. 76).  

Laut Wildfeuer (2007) ordnet sich in der Neuzeit der Mensch selbst in eine bestimmte Norma-

lität ein und schafft eine bestimmte Ordnung: „In der Neuzeit – und dieser Prozess verschärft 

sich in der Moderne, insbesondere im 19. und 20. Jahrhundert – kann sich der Mensch nicht 

mehr an eine vorgegebene Ordnung halten, die er hinter den Dingen zu suchen hat, sondern er 

ist es selbst, der diese Ordnung allererst setzt.“ (ebd., S. 329)  

Im sozialen Zusammenleben richten und definieren sich die Normalitätsstandards aus den ak-

tuell dominanten Selbstverständnissen einer Kultur sowie aus den herrschenden Normen und 

Werten einer sozialen Klasse.  

Mit der Idee von Normalität, Ethik und Disziplinierung wurde die Aufgabe von Erziehung ver-

knüpft, auf der Grundlage und Ideologie, die Gesellschaft zu einer Normalität zu erziehen und 

bestimmte Verhaltensweisen auszubilden: „Die Aufgabe von Erziehung ist in modernen Gesell-

schaften die ‚Erziehung zur Normalität‘ (von Stechow 2004, 199). Dabei sollen Verhaltenswei-

sen ausgebildet werden, die gesellschaftlich als normal gelten. Einerseits geht es dabei um 

Disziplinierung, andererseits aber um die Fähigkeit, das eigene Verhalten im Rahmen der Nor-

malitätsfelder selbst zu regulieren (vgl. ebd., 199).“ (Danz 2015, S. 77) 

Durch sogenannte Disziplinartechnologien, etwa die Sanktionierung, Überwachung, Kontrolle, 

Individualisierung oder Normalisierung, lernen SchülerInnen, das Leistungsprinzip zu verin-

nerlichen und sich an die Hierarchisierung anzupassen.  

Auf Basis der oben beschriebenen Entwicklung des Begriffes kann gesagt werden, dass das 

,Normalsein‘ einen Standard repräsentiert, welcher eine Reihe von Erwartungen und Vorstel-

lungen der aktuellen Epoche erfüllen muss, um ein bestimmtes Ideal zu erreichen und einen 

bestimmten Körper bzw. eine bestimmte Gesundheit anzustreben. Kulturelle Konstrukte defi-

nieren und ordnen sich nach diesen sogenannten „Normalitätsvorstellungen“ und sind noch eng 

mit der utopischen Vorstellung eines Idealen verbunden.  

Der Begriff Normalsein pendelt zwischen zwei Kategorien bzw. Zuständen: „normal“ also „ge-

sund“ und „krank“ also „abweichend“. Normal lässt sich durch ein Maß definieren, was sich an 

dem idealen Zustand orientiert bzw. gesund, während krank eine Norm repräsentiert, welche 

abweichend von den allgemeinen Richtlinien ist und das Gegenteil von „normal“ repräsentiert. 

Körper, Gesundheit und Leistung stehen in einem engen Zusammenhang mit den Normalitäts-

vorstellungen. Laut Keupp (2007) suggerieren idealistische Aspekte des Begriffs Normalität 
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den natürlichen gesunden Zustand. Somit „[...] entsteht dann auch der Ausgrenzungsdruck auf 

Menschen, die den Erwartungen nicht entsprechen, oder der Leidensdruck bei Personen, die 

den Erwartungen nicht entsprechen können.“ (ebd., Keupp 2007, 2f.)  

Hinter der Idee von Normanpassung und Autonomieförderung im Hinblick auf Leistung wird 

Behinderung immer Thema pädagogischer Arbeit sein. In diesem Kontext beschreiben aktuell 

sonderpädagogische Diskurse der Disability Studies Behinderung als eine Wertkategorie, wel-

che sich durch abweichende Qualifikationsmerkmale definieren lässt und Ausgrenzungen so-

wie Diskriminierungen markiert: „Normalitätskonstruktionen sind Mechanismen der Herstel-

lung einer sozialen Realität, in der behinderte Menschen unterdrückt werden. Behinderung ist 

nicht nur die begriffliche Demarkationslinie zur Normalität, sie ist auch eine Wertkategorie, 

indem sie als Kategorie das Schadhafte, Schlechte markiert, jenseits dessen, menschliche Seins-

weisen das Qualifikationsmerkmal ‚normal, gut, gleich‘ einfordern können. [...] Normalität als 

verinnerlichte Wertkategorie dient insbesondere der Legitimation von Diskriminierung behin-

derter Menschen durch Ausgrenzung, Asylierung, Degradierung als Kostenlast bis hin zur Ne-

gierung ihrer Menschenwürde und ihres Lebensrechts.“ (Degener 2001, 43f.) 

Buchner (2020) analysiert beispielsweise das Curriculum für den Sportunterricht des deutschen 

Bundeslandes Nordrhein-Westfalen (NRW) und beschreibt, wie Behinderung als „Katalysator“ 

des sozialen Lernens dargestellt und als ein markantes Differenzierungsmerkmal konstruiert 

wird (ebd., S. 283). Genauer besagt das Curriculum Folgendes: „Leistungserziehung ist aber 

auch eine Aufgabe sozialen Lernens, so dass Schülerinnen und Schüler mit dem Leistungsver-

mögen und den Empfindungen anderer verständnisvoll umgehen können. Dies gilt vor allem 

auch im gemeinsamen Unterricht von Nichtbehinderten und Behinderten.“ (MSW NRW, 2015, 

S. 12)  

In und durch die heterogene Gruppe aufgrund von Behinderung sollen „normal“ fähige Schü-

lerInnen laut dem Curriculum erlernen, mit dem Leistungsvermögen und den Empfindungen 

anderer verständnisvoller umzugehen. Anders gesagt wird Behinderung in einem Spannungs-

verhältnis zwischen Behinderung und Nichtbehinderung dargestellt, indem der Fokus auf die 

RegelschülerInnen bzw. auf die Normalität gelegt wird, während SchülerInnen mit Beeinträch-

tigungen im Mittelpunkt für die RegelschülerInnen stehen. So stellt sich heraus, dass Voraus-

setzungen und Normen vorgeschrieben werden, welche ausgehend von „normalen“ Körpern 

und Fähigkeiten formuliert werden. Aufgrund der oben angeführten Überlegungen stellt sich 

des Weiteren die Frage, wie sich diese vorgegebenen Normen und Werte in der Praxis 
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besonders im Sportunterricht äußern, mit dem Hintergrundgedanken, dass Heterogenität und 

Vielfalt gegenwärtig in hohem Ausmaß präsent sind.  

Um eine Basis in die Thematik zu schaffen, werden als nächstes die gesetzlichen Rahmenbe-

dingungen und Grundlagen des inklusiven Schulsystems erläutert und demnächst auf die curri-

cularen Vorgaben für den Sportunterricht eingegangen.  
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3 Grundlagen und gesetzliche Rahmenbedingungen ei-
nes inklusiven Schulsystems 

In diesem Kapitel werden die gesetzlichen Rahmenbedingungen für eine inklusive Bildung an-

geführt, welche als Grundlage für ein gelingendes Bildungssystem gelten sollen. Des Weiteren, 

wird der Ablauf zur Bestimmung des sonderpädagogischen Förderbedarfs erläutert sowie die 

Schulformen und Lehrpläne aus dem Schulorganisationsgesetz beschrieben. Um einen näheren 

Einblick in die Thematik zu schaffen, werden die UN-Behindertenrechtskonvention und der 

Nationale Aktionsplan Behinderung angeknüpft und die curricularen Vorgaben für den Sport-

unterricht kurz erläutert.  

3.1 Gesetzliche Grundlage für eine inklusive Bildung 
Bereits seit den 1980er-Jahren des vergangenen Jahrhunderts kam es im Hinblick auf den Be-

griff der Integration durch die österreichische Behindertenbewegung und Elterninitiativen zu 

einer Neuorientierung im schulischen Kontext. Die Integrationsbewegung aus dem Jahre 1980 

plädierte in Österreich, wie in anderen europäischen Ländern auch, für das Recht auf die Teil-

habe der SchülerInnen mit Behinderung an der Regelschule und die Ablehnung der ver-

pflichtenden Beschulung in der Sonderschule. Infolge der Integrationsbewegung und des da-

maligen Drucks wurde das Bildungswesen reformiert (vgl. Feyerer 1998, S. 68). 1984 entstand 

in Österreich die erste Integrationsklasse.  1993 wurde die Integration der Kinder mit Beein-

trächtigung durch das Elternwahlrecht für die Primarstufe und ab 1996 für die Sekundarstufe I 

gesetzlich verbindlich gemacht. (vgl. Feyerer 1998, S. 11) 

Europaweit haben sich viele Staaten in den letzten Jahrzehnten dazu verpflichtet, das Bildungs-

wesen inklusiver zu gestalten (vgl. Richardson & Powell 2011). Im Jahre 2008 hat sich Öster-

reich mit der Ratifizierung der Behindertenrechtskonvention der Vereinten Nationen (UN-

BRK) für die Schaffung eines verstärkt inklusiven Bildungssystems verpflichtet, in dem die 

Rechte von Menschen mit Behinderung gefördert, geschützt und gewährleistet werden. Laut 

dem Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Forschung ist das Ziel der inklusiven 

Schule die Ermöglichung des Schulbesuches aller SchülerInnen (vgl. BMBWF 2021), der Ab-

bau von Grenzen sowie die Schaffung von Zugängen zu Bildung für alle Kinder und Jugendli-

chen in der Schule (Bohlmann und Dexel 2019. S. 4).  

Zwei wichtige Aspekte der Umsetzung nach der Ratifizierung können zusammengefasst wer-

den: Erstens sind die vom Bundesministerium umzusetzenden Ziele, wie Artikel 24 aus der 

Konvention vorsieht, die Schaffung eines inklusives Bildungssystem und die Aufgabe, die 
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bisherigen schulischen Strukturen inklusiver zu gestallten. Zweitens ist die Umsetzung in der 

Praxis der Grund, weshalb gegenwärtig etwa 60 % der SchülerInnen mit SPF in Regelschulen 

integrativ unterrichtet werden (vgl. Buchner. 2018, S. 17). Im Einklang mit der UN-BRK wurde 

von der EU- Kommission (Europäische Kommission) mit 2015 festgestellt, dass die Inklusion 

die effektivste Bildung sei (Europäische Kommission, 2015).  

Nachdem Inklusion infolge der Ratifizierung Bestandteil der schulischen Umsetzung in Öster-

reich wurde, wurden zahlreiche sowohl bildungspolitische als auch soziologische Debatten vi-

rulent und in das Licht wissenschaftlicher Aufmerksamkeit gerückt (vgl. Buchner 2018, S. 17). 

Somit ist aktuell der Umgang mit Vielfalt, Inklusion und Heterogenität ein zentrales Thema in 

den Bildungsdiskursen geworden.  

3.2 Gesetzliche Grundlagen und Ablauf zur Bestimmung des sonder-
pädagogischen Förderbedarfs in Schulen 

Das Bundesgesetz über die Schulpflicht (SchPflG) regelt in § 8 den Schulbesuch bei sonderpä-

dagogischem Förderbedarf. Folgendes wird festgeschrieben: „Auf Antrag oder von Amts wegen 

hat die Bildungsdirektion mit Bescheid den sonderpädagogischen Förderbedarf für ein Kind 

festzustellen, sofern dieses infolge einer Behinderung dem Unterricht in der Volksschule, Mit-

telschule oder Polytechnischen Schule ohne sonderpädagogische Förderung nicht zu folgen 

vermag.“ (§ 8 Abs. 1 SchPflG, S. 5) 

Laut dem Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Forschung sind alle SchülerInnen 

mit SPF berechtigt, eine für sie geeignete Sonderschule oder -klasse zu besuchen. Es besteht 

auch die Möglichkeit, in eine den sonderpädagogischen Förderbedarf erfüllende Volksschule, 

Hauptschule oder Neue Mittelschule, Polytechnische Schule oder Haushaltungsschule zu gehen 

sowie eine Unterstufe einer Allgemeinbildenden höheren Schule zu besuchen (vgl. BMBWF 

2022). Anders gesagt sind SchülerInnen mit Beeinträchtigungen nicht mehr nur auf den Besuch 

von Sonder- oder Förderschulen angewiesen. 

Ein Antrag auf Feststellung des sonderpädagogischen Förderbedarfs kann entweder seitens der 

Erziehungsberechtigten, des/der SchuldirektorIn oder von Amtswegen eingebracht werden und 

ist an die Bildungsdirektion zu richten. Entschieden wird in der Folge in einem Verfahren, ob 

das Kind eine sonderpädagogische Förderung benötigt und welche Förderung notwendig ist.  

Unterschieden wird im Falle eines sonderpädagogischen Förderbedarfs von der Schulkonferenz 

laut (§ 17) Abs. 4 des Schulunterrichtsgesetzes aus dem Jahr 2019, ob und in welchen 
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Unterrichtsgegenständen das Kind bzw. der/die Jugendliche nach einer anderen Schulstufe des 

Lehrplanes unterrichtet wird:  

„Für Kinder, bei denen gemäß § 8 Abs. 1 des Schulpflichtgesetzes 1985 ein sonderpädagogi-

scher Förderbedarf festgestellt wurde, hat die Schulkonferenz […] zu entscheiden, ob und in 

welchen Unterrichtsgegenständen der Schüler oder die Schülerin nach dem Lehrplan einer an-

deren Schulstufe, als der seinem oder ihrem Alter entsprechenden, zu unterrichten ist.“ (BGB1 

Nr. 514/1993) 

Anders ausgedrückt wird im Falle eines sonderpädagogischen Förderbedarfs entschieden, ob 

die SchülerInnen nach einer anderen Schulstufe unterrichtet werden. Die geltenden Ziele blei-

ben jedoch noch immer diejenigen des allgemeinen Lehrplans der Neuen Mittelschule. Sofern 

die Erziehungsberechtigten mit der Entscheidung einverstanden sind, erfolgt danach von Seiten 

der Bildungsdirektion eine Beratung in Bezug auf Fördermöglichkeiten, wobei festgestellt 

wird, welcher nächstgelegenen Schule das Kind zugewiesen wird (vgl. BMBWF 2022). 

Des Weiteren eröffnet sich die Frage, inwiefern die Klassen noch als homogen bezeichnet wer-

den können, solange die Unterschiede zwischen den SchülerInnen in Form von Fähigkeiten 

sowohl im Lehrplan als auch in der Praxis signalisiert werden. Als problematisch erweisen sich 

in dieser Hinsicht auf der Makroebene die Ergebnisse aus einer Datenergebung aus dem Bur-

genland zum Thema der Einstellungen zur Homogenität der Lerngruppe im Sportunterricht. 

34,3 % der befragten Sportlehrkräfte aus dem Burgenland waren der Ansicht, dass der Sport-

unterricht desto besser funktioniere, je homogener die Gruppe sei, da 25 % dieser Aussage eher 

zustimmten (vgl. Schmelzer 2012, S. 234 f.). Etwa mehr als die Hälfte der Sportlehrkräfte ver-

traten die Einstellung, Homogenität im Unterricht sei am effektivsten. Im Kontext des aktuellen 

Umgangs mit der Heterogenität in Schulen ist diese Feststellung besorgniserregend. Fraglich 

bleibt auch, wie Sportlehrkräfte mit der aktuellen Situation umgehen und wie schwer es ihnen 

fällt, mit der Heterogenität zurechtzukommen, worauf in Kapitel 4.1.4 näher eingegangen wird.   

3.3 Schulformen und Lehrpläne gemäß Schulorganisationsgesetz 
Die Gliederung der Schulen erfolgt gemäß dem Bundesgesetz vom 25. Juli 1962 über die Schul-

organisationgesetz (SchOG) nach den Bildungsinhalte (allgemeinbildende-/ berufsbildende 

Schulen) oder nach der Bildungshöhe (Primar- oder Sekundarschulen) (§ 3 Abs. 2 SchOG).  

Unter allgemeinbildenden Schulen gehören die Pflichtschulen wie Volksschulen, Mittelschu-

len, Sonderschulen und Polytechnischen Schulen, sowie die berufsbildenden Pflichtschulen 

bzw. die Berufsschulen (§ 3 Abs. 6 SchOG).  
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Unter Primarschulen werden die Volksschulen bis zu der 4. Schulstufe kategorisiert, sowie die 

Sonderschulen mit den entsprechenden Schulstufen.  

Zu den Sekundarschulen gehören die Oberstufe der Volksschulen, die Mittelschule, die Poly-

technische Schule, die entsprechenden Stufen der Sonderschule, die Berufsschulen, die mittle-

ren Schulen und die höheren Schulen (§ 3 Abs. 4 SchOG). 

Im Schulunterrichtsgesetz wird die innere Organisation aller Schulen außer die Berufstätige 

oder land- und forstwirtschaftliche Berufs- und Fachschulen geregelt. Im Schulunterrichtsge-

setz (§ 25 Abs. 2) werden folgende Sonderschularten festgeschrieben:  

• die allgemeine Sonderschule (für leistungsbehinderte oder lernschwache Kinder) 

• die Sonderschule für körperbehinderte Kinder 

• die Sonderschule für sprachgestörte Kinder 

• die Sonderschule für schwerhörige Kinder 

• die Sonderschule für Gehörlose (Institut für Gehörlosenbildung) 

• die Sonderschule für sehbehinderte Kinder und die Sonderschule für blinde Kinder 

(Blindeninstitut) 

• die Sondererziehungsschulen (für erziehungsschwierige Kinder) 

• die Sonderschule für Kinder mit erhöhtem Förderbedarf.  

Wie bereits im vorigen Kapitel erwähnt, ist der Schulbesuch von SchülerInnen mit SPF in allen 

Schulformen der Pflichtschule bzw. Regelschule möglich (§ 3 Abs. 4 SchOG). Im SchOG wer-

den folgende Lehrpläne festgeschrieben:  

• Lehrplan der Volksschule gem. (§ 10) 

• Lehrplan der Mittelschule gem. (§ 21b) 

• Lehrplan der Sonderschule gem. (§ 23) 

• Lehrplan der Polytechnischen Schule gem. (§ 29) 

• Lehrplan der allgemeinbildenden höheren Schulen gem. (§ 39) 

• Lehrplan für Berufsschulen gem. (§ 47) 

• Lehrplan der Berufsbildenden mittleren Schulen gem. (§ 55a) 

• Lehrplan der Berufsbildenden höheren Schulen gem. (§ 68a).  

Kinder mit SPF, welche dem Unterricht und die Lernaufgaben nur mit Überforderung bewälti-

gen können, werden laut § 23 Abs. 1-2 des Schulorganisationsgesetzes auf die Unterrichtung 

nach einem Lehrplan für die einzelnen Arten der Sonderschulen zugewiesen.  
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Aufgrund des SchOG werden auf folgende Lehrpläne hinsichtlich der Sonderschulen in der 

Verordnung des BMBWF über die Lehrpläne der Volksschule und Sonderschule (BGBI. Nr. 

134/1963 idgf) verwiesen: 

• Lehrplan der allgemeinen Sonderschule (Anlage c1, ab S. 229) 

• Lehrplan der Sonderschule für gehörlose Kinder (Anlage C2, ab. 329) 

• Lehrplan der Sonderschule für blinde Kinder (Anlage C 3, ab S. 383) 

• Lehrplan der Sonderschule für Kinder mit erhöhtem Förderbedarf (Anlage C 4, S. 443) 

• Lehrplan der Sondererziehungsschule (Anlage C 5, ab S. 504) 

• Lehrplan für das Berufsvorbereitungsjahr (Anlage C 6, ab. S. 507).   

Rahmenbedingungen des Unterrichts wie z.B.  Leistungsfeststellung und Leistungsbeurteilun-

gen sowie die Zusammensetzung von Klassen werden im Schulunterrichtsgesetz (SchUG) ge-

regelt.  

Im SchUG § 18 Abs. 1 hinsichtlich der Beurteilungen der Leistungen steht folgendes festge-

schrieben: „Die Beurteilung der Leistungen der Schüler in den einzelnen Unterrichtsgegen-

ständen hat der Lehrer durch Feststellung der Mitarbeit der Schüler im Unterricht sowie durch 

besondere in die Unterrichtsarbeit eingeordnete mündlich, schriftlich und praktische oder nach 

anderen Arbeitsformen ausgerichtete Leistungsfeststellung zu gewinnen. Maßstab für die Leis-

tungsbeurteilung sind die Forderungen des Lehrplanes unter Bedachtnahmen auf den jeweili-

gen Stand des Unterrichtes“ (BMBF, 2018f, S. 5).  

Die Bewertung der Leistung in Österreich basiert auf Beurteilungsstufen anhand von Schulno-

ten. Österreichische SchülerInnen werden nach folgenden Schulstufen bzw. Noten bewertet: 

Sehr gut, Gut, Befriedigend, Genügend und Nicht genügend (BMBF, 2018f). Es existiert jedoch 

eine Ausnahme, da in den letzten beiden Jahren der NMS eine siebenstufige Notenskala ver-

wendet wird (BMBF, 2018b).  

Falls die Bedingungen für einen Aufstieg in die nächste Schulstufe nicht möglich sind, kann 

die Schulstufe wiederholt werden, sofern es im Schulunterrichtsgesetz kein spezieller Fall vor-

gesehen wird. Die Bedingungen für besonders begabte Schüler, um eine Klasse zu übersprin-

gen, sind ebenfalls im Schulunterrichtsgesetz festgelegt (BMBF, 2018f).  
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3.4 Die UN-Behindertenrechtskonvention und der Nationale Aktions-
plan Behinderung  

Infolge der Ratifizierung der Behindertenrechtskonvention der Vereinten Nationen (UN-BRK) 

im Jahr 2008 kam es zur Erstellung des Nationalen Aktionsplans Behinderung (NAP). Der Na-

tionale Aktionsplan Behinderung 2012 – 2020 (NAP) wurde vom Sozialministerium in Koope-

ration mit anderen Bundesministerien und dem Bundeskanzleramt zur Umsetzung der UN-Be-

hindertenrechtskonvention verfasst mit dem Ziel und Vorhaben der Inklusion bis 2020 zu rea-

lisieren.  

Neben allgemein integrationspolitischen Leitlinien welche vertiefend behandelt werden, NAP1 

beinhaltet auch vielfältige Maßnahmen für Österreich mit Bezug auf die inklusive Modellregi-

onen, das Überarbeiten der Kriterien für den sonderpädagogischen Förderbedarf, die Veranke-

rung der inklusiven Pädagogik in der Aus-, Fort- und Weiterbildung (NAP 2012-2020, S. 26).  

Maßnahmen zu Unterstützung von Menschen mit Behinderungen in den Bereichen wie Bil-

dung, Gesundheit und Rehabilitation, Diskriminierungsschutz, Beschäftigung sowie Selbstbe-

stimmung stehen ebenso auf der UN- BRK Agenda.  Im Bereich der Bildung wird darin gefor-

dert, inklusive Modellregionen festzulegen; eine Reform der Lehramtsausbildung soll stattfin-

den sowie die Ausweitung von barrierefreien Bildungsangeboten und Unterrichtsmaterialien 

erfolgen (Buchner und Proyer 2020; BMASGK 2019; Feyerer & Holzinger 2018). 

Durch die Vorgaben der UN-BRK soll in der Schule ein gemeinsames Lernen und Leben von 

SchülerInnen mit und ohne Behinderung ermöglicht werden.  

Artikel Nr. 24 aus der UN-BRK betont explizit den Diskriminierungsschutz von SchülerInnen 

mit Beeinträchtigung und in diesem Zusammenhang die Erhaltung vom Zugang zum allgemei-

nen Schulsystem. Eine optimale Förderung seitens des Schulsystems soll Priorität setzten. 

Ebenso sollen Rahmenbedingungen für den gemeinsamen Unterricht geschaffen werden sowie 

soll der gemeinsame Unterricht ausgebaut werden (vgl. Absatz 2b UN-BRK Art. 24).  

Des Weiteren wird eine sehr ausführliche Beschreibung im Hinblick auf Diskriminierung von 

der UN-BRK ausgeführt. Diese thematisiert die Ausschließung oder Beschränkung von Men-

schen mit Behinderung in den Bereichen Politik, Wirtschaft, Soziales und Kulturelles und wer-

den als Formen von Diskriminierung festgehalten. Dafür soll die Inklusion die Lösung und die 

Überwindung dieser sozialen Barrieren sein.  
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Eine der wichtigsten Kernaussauge und Paradigmenwechsel der UN-BRK thematisiert die Um-

stellung des Verhaltensmusters von der Gesellschaft. Dabei geht es darum, dass die Gesellschaft 

offen ist, Menschen mit Behinderung selbstverständlich mitzuberücksichtigen und diese als 

Subjekte anzusehen und nicht als Objekte (ebd., S. 44). 

Infolge der politischen Diskurse von der UN-Behindertenrechtskonvention zum Thema Inklu-

sion, wurde es ersichtlich, dass das bestehende Konzept der Integration nicht mehr zeitgemäß 

war. Dies wurde bis 2021 verlängert, und ein neuer NAP sollte bis 2030 erstellt werden (Bun-

desministerium für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz [BMASGK], 2019; 

BMASGK, 2020).  

3.5 Curricularen Vorgaben für den Sportunterricht  
Anlagen zu Verordnungen des Ministers auf Basis des Schulorganisationsgesetzes aus dem Jahr 

1962 repräsentieren die Fundamente der österreichischen Lehrpläne. Als Verordnungsgeber gilt 

die BundesministerIn für Unterricht, Kunst und Kultur. Lehrplankommissionen entwickeln 

Vorentwürfe der Lehrpläne. Diese werden in Konferenzen überarbeitet und analysiert und an-

schließend vom Bundesministerium zugestimmt und eine Lehrplanverordnung vorgelegt. (vgl. 

Schmatzberger 2009, S. 34) Wiater (2006) erläutert, dass ein Lehrplan eine staatlich-verbind-

lich-geordnete Zusammenfassung der Lerninhalte und Ziele sei, welche in bestimmten Zeiträu-

men, an bestimmten Schulformen und in bestimmten Lernfächern vermittelt wird (ebd., S. 169). 

Laut Prohl und Krick (2006) sei der Lehrplan ein Medium der gesellschaftlichen Steuerung, 

indem bspw. den Sportlehrkräften eine Legitimations- und Orientierungsgrundlage für die Be-

gründung und Gestaltung des Sportunterrichts gegeben werde. Damit soll auch die Hoffnung 

verbunden sein, teilweise den Sportunterricht bildungspolitisch zu steuern, „um Innovationen 

der Fachwissenschaft in den Sportunterricht einzubringen. “ (Hapke 2016, S. 37) 

In Österreich legt das Bundesministerium für Unterricht, Kunst und Kultur Lehrpläne durch 

Verordnungen im Schulorganisationsgesetz § 6 für die jeweiligen Schularten fest. Die Struktur 

der Lehrpläne ist ebenfalls gesetzlich verankert. Die formalen Richtlinien und Vorgaben der 

Lehrpläne sind im Bundesgesetzblatt § 6 Abs. 2 des Schulorganisationsgesetzen aus dem Jahr 

1962 vorgesehen und haben folgende Kriterien zu enthalten: 

„(2) Die Lehrpläne haben zu enthalten: 

a) die allgemeinen Bildungsziele, 

b) die Bildungs- und Lehraufgaben der einzelnen Unterrichtsgegenstände und di-

daktische Grundsätze, 
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c) c)den Lehrstoff, 

d) die Aufteilung des Lehrstoffes auf die einzelnen Schulstufen, soweit dies im Hin-

blick auf die Bildungsaufgabe der betreffenden Schulart (Schulform, Fachrich-

tung) sowie die Übertrittsmöglichkeiten erforderlich ist und 

e) die Gesamtstundenzahl und das Stundenausmaß der einzelnen Unterrichtsge-

genstände (Stundentafel), 

f) soweit es schulautonome Lehrplanbestimmungen erfordern, sind Kernanliegen 

in den Bildungs- und Lehraufgaben oder den didaktischen Grundsätzen oder im 

Lehrstoff zu umschreiben.“ (Schulorganisationsgesetz §6 Kundmachungsorgan 

BGBl. Nr. 242/1986 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 96/2022. 

Zu unterscheiden sind generell Lehrpläne je nach Schulform. Beispielsweise gibt es in der Fas-

sung des Lehrplans der Volksschule von 13. September 2012 zwei unterschiedliche Kapitel für 

„Bewegung und Sport“. Näher wird nur Bewegung und Sport Neu beschrieben. (BMBWF, 

2012).  Für SchülerInnen der ersten und zweiten Klasse der Volkschule sind jeweils drei Stun-

den pro Woche Bewegung und Sport vorgeschrieben und für SchülerInnen der dritten und vier-

ten Klasse jeweils zwei Stunden pro Woche. 

Unter dem Punkt Bildungs- und Lehraufgabe des Unterrichtsfaches stehen sechs Entwicklun-

gen im Vordergrund: körperliche, motorische, soziale, affektive, motivationale und kognitive 

Entwicklung. Auf die sechs Teilbereiche wird es näher in Kapitel 5 eingegangen. 

Unterteilt wird die Volksschule grundsätzlich in Grundschule I und Grundschule II und nach 

sechs Erfahrungs-und Lernbereiche welche wie folgt gegliedert sind: motorische Grundlage, 

Spielen, Leisten, Wahrnehmen und Gestalten, Gesund leben, Erleben und Wagen. Auf dem 

Lehrstoff und Lernerwartungen wird es nicht näher eingegangen. (BMBWF, 2012)  

Sekundarstufe I 

Die Bildungs- und Lehraufgabe des Unterrichtsfachs Sport und Bewegung in der Sekundarstufe 

I liegt auf die Sach-, Selbst- und Sozialkompetenz. Laut dem Lehrplan für die Neue Mittel-

schule 2017 soll es zur Leistungsbereitschaft, Spielgesinnung, Bewegungsfreude und Gesund-

heitsbewusstsein kommen und der Umgang mit Geschlechterrollen soll gelehrt werden. Von 

Großer Bedeutung sind auch die motorischen Aktivitäten, Erwerb des vielseitigen Bewegungs-

könnens, die Freude an der Bewegung und eine bewegungsorientierte Lebensführung zu er-

möglichen (Lehrplan-Neue Mittelschule, 2017). 
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Folgende Bildungsbereiche definieren den Lehrplan: Sprache und Kommunikation, Mensch 

und Gesellschaft, Natur und Technik, Gesundheit und Bewegung und Kreativität und Gestal-

tung. Der Lehrstoff bzw. Aktivitäten werden nach drei Kernbereiche unterteilt: Können und 

Leistungsorientierte Bewegungshandlungen, spielerische und erlebnisorientierte Bewegungs-

handlungen. (Lehrplan-Neue Mittelschule, 2017). 

Sekundarstufe II 

Im Vergleich zu der Sekundarstufe I besagt die Bildungs- und Lehraufgabe des Lehrplans für 

Bewegungen der Sekundarstufe II folgendes:  

„Schülerinnen und Schülern eine umfassende bewegungs- und sportbezogene Handlungskom-

petenz (Fach-, Methoden-, Sozial-, und Selbstkompetenz) zu vermitteln. Darüber hinaus sollen 

Schülerinnen und Schüler, aufbauend auf dem motorischen sowie sportartspezifischen Funda-

ment der Sekundarstufe I, zu einer sportlich aktiven Lebensweise und zu einem verantwortungs-

bewussten Verständnis von Bewegung, Sport und Gesundheit befähigt werden“ (Lehrpläne für 

Bewegung und Sport 2016, S.1).  

Andersgesagt fokussiert sich der Lehrplan auf dem Vorwissen aus der Sekundarstufe I und die 

bereits angeeigneten Fähigkeiten und sportliche Fundament. LehrerInnen sollen den SchülerIn-

nen die Möglichkeit geben, deren Kenntnisse und persönliche Einstellung einzubringen. Die 

Bildungsbereiche sind wie in der Sekundarstufe I eingeteilt. Der Lehrplan ist nach Schulstufen 

und Semester eingeteilt.  

Um einen Einblick in den Lehrplan erschaffen zu können wird beispielsweise in Zöpfl (2019) 

das Kompetenzmodul 5 aus dem fünften Semester, elften Schulstufe als Beispiel herangezogen 

und folgendermaßen beschrieben: 

„Im fünften Semester, dem Kompetenzmodul 5, sollen Schülerinnen und Schüler im Bereich der 

motorischen Fähigkeiten ihre Rumpfkraft verbessern oder verschiedene Muskelfunktionstests 

benennen, anwenden und interpretieren können. Darüber hinaus sollen sie im Bereich der mo-

torischen Fertigkeiten erfolgreich an Rückschlagspielen (z.B.: Badminton, Tischtennis, Tennis, 

etc.). teilnehmen und Übungen im Geräte- und Bodenturnen erfolgreich absolvieren. Ein wich-

tiger Punkt in der Methodenkompetenz ist Risiken im Geräte- und Bodenturnen benennen zu 

können und auch Sicherheitsanforderungen zu erfüllen (z.B.: Sichern am Barren). Im Bereich 

der Sozialkompetenz soll man besondere Aufgaben und Funktionen in einer Gruppe selbständig 

durchführen können. “ (ebd. S. 48)  
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Nachfolgend wird es auf die Einstellungen und Sichtweisen der Sportlehrkräfte in Bezug auf 

die inklusive Unterrichtspraktiken eingegangen. 
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4 Forschungsstand zur Umsetzung von Inklusion im 
Sportunterricht aus der Perspektive der Lehrpersonen 

Ein Grund, weshalb der Schwerpunkt auf den Sportunterricht gelegt wird, ist zunächst die Tat-

sache, dass in diesem Fach der Körper der Lernenden stärker im Mittelpunkt steht, verglichen 

mit anderen Fächern (vgl. Reuker et.al 2016, S. 89), und damit spezifische Rahmenbedingungen 

für die Teilhabe produziert. Hinzu kommt, dass im inklusiven Bildungssystem gerade im Sport-

unterricht viele Voraussetzungen und Normen vorgeschrieben werden, welche ausgehend von 

„normalen“ Körpern sowie Fähigkeiten formuliert werden, wodurch SchülerInnen mit Beein-

trächtigungen vielfach vernachlässigt und exkludiert werden (vgl. Buchner 2020, S. 283). 

Die vorliegende Arbeit legt den Fokus auf die für den Sportunterricht geltenden curricularen 

Vorgaben und die daraus resultierenden schulischen Umsetzungen, welche das inklusive Bil-

dungssystem prägen.  

4.1 Inklusion im Sportcurriculum aus der Sicht der Lehrkräfte – Umset-
zungen und Herausforderungen 

Die Sichtweisen und Positionen der Lehrkräfte werden in diesem Kapitel im Zusammenhang 

mit den vorgegebenen Zielen des Curriculums erläutert. Dementsprechend werden die Einstel-

lungen der Lehrkräfte in Bezug auf die Implementierung von Inklusion, die Unterrichtsplanung 

und die methodisch-didaktische Durchführung sowie der Umgang mit Heterogenität am Unter-

richt thematisiert. 

4.1.1 Sicht auf Implementierung von Inklusion in Schulen 

Herausforderungen repräsentieren zunächst die mangelnden Kenntnisse und Vorbereitung der 

Lehrkräfte. Diese berichten von einer schwachen Vorbereitung während ihrer Ausbildung. 

Dazu zählen die kurzen Einführungen in die Thematik der Inklusion, welche während des Stu-

diums angeknüpft wurden:  

 „Während des Studiums in Innsbruck nicht. Das Einzige, was sich der Inklusion irgendwo 

annähern könnte, war der Kurs Rollstuhlbasketball, wo man nur eine vage Idee bekommen hat, 

wie das für Beeinträchtigte sein kann. Ansonsten theoretisch oder spezifisch gab es keinerlei 

Informationen dazu. Während meines Lehramtsstudiums in der Schweiz wurde es angeschnitten 

(K 97-101).“ (Pföstl 2017, S. 59) 
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Quantitative Daten zu dem negativen Trend zum Thema der Vertrautheit mit den theoretischen 

Grundlagen des inklusiven Schulsports in Österreich können in diesem Zusammenhang mit der 

durchgeführten Studie aus Burgenland angeknüpft werden. Fast die Hälfte der ProbandInnen 

zeigen sich gar nicht vertraut mit den theoretischen Grundlagen und 45,7 % kaum. 2,9 % be-

schreiben sich als sehr vertraut bzw. 11,4 % nur als teilweise vertraut (vgl. Schmelzer 2012, 

S.207f.).  

Die Folgen daraus ergeben sich bspw. in Österreich bei einer quantitativen durchgeführten Stu-

die von Six (2014), Leonhartsberger (2013) und Schmelzer (2012), welche Daten erhoben ha-

ben, wonach mehr als ein Viertel der Sportlehrkräfte den Unterschied zwischen Inklusion und 

Integration gar nicht kennen (ebd.). Daraus folgt für die Umsetzung von Inklusion im Unterricht 

die Frage: Wie genau werden inklusive bedürfnisorientierte Settings im Unterricht geschaffen, 

wenn LehrerInnen sich mit den inklusiven theoretischen Grundlagen nicht vertraut sind?  

Aus den oben dargestellten Daten und lässt sich ein negativer Trend auf Basis von Unklarheit 

und Ungewissheit aufseiten der Lehrkräfte zeigen, wenn es um die Frage geht, was Inklusion 

eigentlich bedeutet.  

4.1.2 Sicht auf Unterrichtsplanung 
Weitere Herausforderungen bei der praktischen Umsetzung der curricularen Vorgaben wurden 

von Pföstl (2017) in einem Experteninterview mit Sportlehrkräften aus Südtirol erhoben. Hin-

sichtlich der Modelle und Konzepte im inklusiven Sportunterricht konnte zusammengefasst ge-

sagt werden, dass Lehrkräfte keine spezifischen Modelle im Sportunterricht kennen und an-

wenden. Berichtet wird zur Durchführung des Unterrichts im Hinblick auf SchülerInnen mit 

Beeinträchtigungen, dass jede Beeinträchtigung individuell betrachtet werden müsse:  

„Wenn man davon ausgeht, dass jeder ein Fall für sich ist, dann tut man sich ganz schwer nach 

einer Methode oder einem Konzept vorzugehen. Also irgendwie muss man sich mit jedem Fall 

spezifisch auseinandersetzen und die nötigen Maßnahmen treffen. Also grundsätzlich kann ich 

nicht sagen, dass ich ein Modell habe (C 14-18). “ (Pföstl 2017, S. 63) 

Zum Thema werden die inhaltlichen Vorgaben auch In einer vergleichenden Analyse zwischen 

Deutschland und den USA mit dem Titel: „A cross-cultural perspective on inclusive physical 

education“ gemacht. Lienert (2007) untersucht in seiner Studie die curricularen Rahmenbedin-

gungen im Sportunterricht.  In der Analyse stellte sich heraus, dass Lehrkräfte in Deutschland 

übereinstimmend zu der Erkenntnis kamen, es gäbe Schwierigkeiten mit den inhaltlichen Vor-

gaben. Die Lehrpersonen wiesen darauf hin, dass nach ihren Erfahrungen die inhaltlichen 
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Vorgaben nicht für die Inklusion gedacht sind, da die inhaltliche Umsetzung keinen individu-

ellen Bezug auf die Fähigkeiten der SchülerInnen mit SPF ermöglicht und der Flexibilität in 

den curricularen Vorgaben gebricht (ebd., S. 153).  

Anhand dieser Beispiele wird deutlich, dass die praktische Umsetzung im inklusiven Sportun-

terricht sehr kritisch von den Lehrkräften betrachtet wird: Entweder die Erwartungsstandards 

sind zu hoch, oder die inhaltlichen Vorgaben haben keinen individuellen Bezug zu den Kindern 

mit SPF. Es liegt scheinbar keine hinreichende Orientierung am inklusiven Unterricht vor, wes-

halb Lehrkräfte am Unterricht viel experimentieren müssen oder öfters die Inklusionskinder 

absondern. 

4.1.3 Sicht auf methodisch-didaktische Durchführung und Unterrichtsgestaltung 

Demgegenüber wird von einigen LerhrerInnen die Methode der Separation erwähnt, wodurch 

die SchülerInnen mit Beeinträchtigungen Einzelbetreuung bekommen:  

„Ich versuche, so wenig wie möglich die einen Schüler zu vernachlässigen, die auch das Recht 

haben, die gleichen Spiele zu machen wie andere und auch der mit Beeinträchtigungen. Ich 

versuche, ein gutes Mittelmaß zu finden und ab und zu wird der Schüler mit Beeinträchtigung 

vom Betreuer mal eigens betreut. Damit die Schüler ein Spiel machen können, das eindeutig zu 

schwer ist, und sich jene Schüler nicht darüber hinaussehen mitzumachen (M 78-83).“ (Pföstl 

2017, S. 65)  

Im Burgenland lassen die quantitativ erhobenen Daten zur kooperativen Unterrichtsdurchfüh-

rung mit SonderpädagogInnen in Anlehnung an Schmelzer (2012) erkennen, dass 28,6 % der 

befragten burgenländischen Sportlehrkräfte vorwiegend getrennt von den SonderpädagogInnen 

unterrichten; mehr als die Hälfte jedoch unterrichtet vorwiegend im Team, und 14,3 % aus-

schließlich im Team.  

4.1.4 Sicht auf Umgang mit Heterogenität  

In der gleichen Studie von Schmelzer (2012) wurde auch der Umgang mit Heterogenität im 

inklusiven Sportunterricht erhoben. Dabei gaben 42,9 % der befragten SportlehrerInnen an, 

dass sie eine große Herausforderung sei. Ein etwas geringerer Prozentanteil erklärte, dass dieser 

Umgang ihnen leichtfalle, und 11,4 % machten die Angabe, der Umgang falle ihnen schwer. 

Zu betonen ist es auch, dass etwa 50 % der befragten Sportlehrkräfte, welche den Umgang mit 

Heterogenität als leicht empfanden, mehr als zehn Jahre Berufserfahrung haben und 36 % we-

niger oder genau zehn Jahre Berufserfahrung. (ebd., S 237f.) Gemäß den Ergebnissen könnte 
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somit feststellbar sein, dass, je mehr Erfahrung im Bereich des inklusiven Sportunterrichts eine 

Lehrkraft besitzt, ihr die Arbeit und der Umgang mit Heterogenität desto leichter fällt.  

Das Substrat davon ist, dass seitens der LehrerInnen versucht wird, ein Setting zu erschaffen, 

in dem SchülerInnen mit SPF „besser“ alleine gefördert werden, um sich an das Fähigkeitsre-

gime anpassen zu können. Das verdeutlicht der negative Trend, dass nur 14,3 % aller Befragten 

ausschließlich im Team mit den SonderpädagogInnen arbeiten und fast ein Drittel vorwiegend 

getrennt unterrichtet, was zeigt, dass der Unterrichtsmodus sich stigmatisierend und marginali-

sierend auswirken kann und eine ableistische Unterteilung der SchülerInnen vorgenommen 

wird. Nachstehend werden die Grenzziehungen im Sportunterricht genauer analysiert.  

4.2 Grenzziehungen im Unterricht 
Die Grenzziehungen, welche sich am Unterricht herauskristallisieren werden in diesem Kapitel 

im Zusammenhang mit den vorgegebenen Zielen des Curriculums erläutert. Dementsprechend 

werden die Teilhabechance und die Leistungsbewertungen in Bezug auf die Inklusion am Sport-

unterricht erläutert. 

4.2.1 Teilhabechance 

Eine deutsche Studie zum Thema Absonderungen im Sportunterricht zeigt, wie die kompetiti-

ven Lernsituationen durch die Teilhabe der SchülerInnen mit SPF abgeschafft werden: Gemein-

sam wird das sogenannte „Schwänzchenklau“-Spiel gespielt. Jedes Mitglied steckt sich ein 

„Schwänzchen“ (ein Tuch) hinten in die Hose. Alle müssen gegenseitig versuchen, sich diese 

Schwänzchen herauszuziehen. Ziel ist es, nach einer festgelegten Zeit die meisten Schwänzchen 

zu gewinnen. SchülerInnen mit SPF mussten gemeinsam mit RegelschülerInnen in einer Zwei-

ergruppe spielen. Am Ende des Spieles fand eine Reflexionsrunde statt, in deren Zuge Regel-

schülerInnen kurz reflektieren mussten, wie das Spiel gelaufen ist. Im Spiel stellte sich heraus, 

dass Kindern mit einem SPF-Partner das Leistungsniveau reduziert war und somit die Schüle-

rInnen mit SPF abgesondert wurden, da ihnen die Schwänzchen nicht gestohlen werden durften. 

Genauer gesagt wird in dem Protokollauszug aus dem Sportunterricht folgende Unter-

richtspraktik erläutert:  

„Wir haben noch keine Partnerkinder verteilt! Wer möchte Jarek? Larissa. Wen möchtest du, 

Axel?“ „Jamal möchte ich.“ „Verteilt euch erst mal im Raum.“ Axel zieht Jamal hinter sich 

her, freudig. Jamal geht. Axel fragt Frau B. im Spiel: „Die Helferkinder bleiben die ganze Zeit 
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im Spiel?“ „Ja.“ Nach dem Spiel gibt es eine Reflexionsrunde darüber, was schlecht gelaufen 

ist. 

Reflexionskreis über das Spiel: 

„(...) Wie hat es mit Partnerkindern geklappt?“ [Anm. Verfasserin Larissa:] „Nicht so gut, 

Jarek ist mir immer weggelaufen, dann hat Arvid mir einfach das Schwänzchen rausgezogen!“ 

Frau A.: „Das geht natürlich nicht. Die mit Partnerkind haben das ja schwerer, deswegen 

dürfen denen die Schwänzchen nicht weggenommen werden. Wir teilen noch mal neu ein“ (Pro-

tokoll 4). (Weigelt 2015, S. 85) 

Das oben angeführte Beispiel beleuchtet die Absonderung und Differenzierung im Unterricht 

und hinterfragt wiederholt die Ziele der Inklusion. In diesem Fall werden die SchülerInnen mit 

SPF in den Unterricht integriert, aber durch die Absonderung differenziert und etikettiert: „Die 

mit Partnerkind haben das ja schwerer“. Anders gesagt werden die Teams mit den SchülerInnen 

mit SPF von der Leistung freigestellt, um somit die Ziele zu erreichen. Hinterfragt wird in die-

sem Fall, ob unter der Bedingung der Freistellung das Ziel erreicht wurde oder eher im Endef-

fekt einen Sonderstatus und ein Differenzierungsphänomen hervorgehoben wird. Beleuchtet 

werden in diesem Fall auch die Gleichheit und nicht die Gerechtigkeit im Unterricht.  

Wichtig ist in diesem Zusammenhang die Frage des Regelschülers namens Axel, ob die Hel-

ferkinder die ganze Zeit im Spiel bleiben. Die Frage bringt die Ausschließungsmechanismen 

bzw. Freistellungen zum Ausdruck, die möglicherweise öfters im Unterricht vorkommen und 

an welche die Kinder gewöhnt sind.  

Demgegenüber muss die Differenzierung durch die Untergruppe der „Helferkinder“ kritisch 

hervorgehoben werden. Der Name bringt bereits eine Nichtzugehörigkeit zum Ausdruck, auf-

grund sehr unterschiedlicher körperlicher Voraussetzungen und Fähigkeiten unter den Schüle-

rInnen. Dadurch konstruiert sich eine Subkategorie bzw. Hierarchie in der Gruppe, indem die 

SchülerInnen mit SPF als „Helferkinder“ bezeichnet werden.  

Ein weiterer Protokollauszug aus derselben Studie beschreibt, wie normierte Leistungsanforde-

rungen die Grenzen der Inklusion erreichen.  Beschrieben wird eine Szene aus dem Sportunter-

richt, in deren Rahmen Okan, ein Schüler mit dem Förderschwerpunkt „geistige Entwicklung“, 

Tischtennis mit der Sonderpädagogin spielt. Bei dem sportunterrichtlichen Geschehen tritt das 

Problem hervor, dass sehr hohe, dynamische und soziale Situationen gefordert werden, wäh-

rend Okan nur sehr kurz bereit ist, diese umzusetzen. In der Haltung der Lehrerin dominieren 
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bestimmte genormte Vorstellungen, was die Durchführung des Sportunterrichts bzw. das Tisch-

tennisspiels anbelangt: 

„Okan spielt gemeinsam mit Frau A. an einer Tischtennisplatte gegen einen Schüler. [...] Okan 

läuft in der kurzen Spielpause zur Seite weg. [...]Frau A. holt ihn wieder an die Platte ran, sie 

spielen kurz. Dann rennt er wieder weg. [...] Sie stellen sich wieder gemeinsam auf. [...]Er 

versucht, auf den Fuß von Frau A. zu treten. Frau A. tanzt mit [...]Das Spiel klappt wenige 

Minuten, dann rollt Okan sich auf den Boden zur Seite weg. Sie versucht, ihn verbal zu animie-

ren. ,Oh toll. Noch einen!‘ [...] Okan rennt rum [...]. Frau A. holt ihn nach dem Wechsel wieder 

an der Bank ab. [...] Sie sagt dem Spielpartner an der Platte, dass Okan jetzt erst einmal eine 

Pause brauche. Sie gehen ein wenig gemeinsam herum durch die Halle. [...] Frau A. geht zu 

Frau B. und fragt sie, was sie mit Okan machen solle. Er sitzt wieder auf der Bank, Frau A. 

geht zu ihm, streichelt ihn am Arm und sagt: ,du machst Pause, ja‘ (Protokoll 1). “ (Weigelt 

2015, S. 88) 

Auf der Makroebene untersucht auch Schmelzer (2012) im Hinblick auf die Rollenverteilung 

die passiven und aktiven Rollen und Aufgaben der SchülerInnen mit Beeinträchtigung (ebd., S. 

256). Die Daten aus dem Burgenland machen sichtbar, dass diese Kinder und Jugendlichen nur 

in 17,1 % der Fälle aktive Rollen und Aufgaben in inklusiven Aktivitäten übernehmen, z.B. 

beim Führen einer Person durch einen Parcours. In 28,6 % der Situationen geschieht dies nur 

manchmal im Unterricht, in 37 % der Situationen selten und in 17,1 % nie. Wie schon öfters 

erläutert wurde, kann auch hier eine inklusive Kooperationspraktik mit Regelveränderungen 

anknüpft werden. Allerdings bleiben jedoch in diesem Kontext auch die Lernleistung der Teil-

nehmerInnen mit Beeinträchtigung fraglich, da in solchen Zusammenhängen die Freistellung 

von den Leistungen häufig als Lösung und Methode im Unterricht angewendet wird.  

Zwei weitere Beispiele aus der Praxis des Unterrichtsgeschehens verstärken die Idee der Be-

nachteiligung im und der Ausgrenzung des inklusiven Sportunterrichtes: 

„Wenn uns die Rollstuhlfahrerin erzählt, dass sie in der Oberstufe gar keinen Sport machen 

konnte, weil der Lehrer für sie keine Verwendung hatte (sie musste stattdessen, wie es in der 

Praxis nicht unüblich ist, einen zusätzlichen Grundkurs in Geschichte belegen), dann zeigt dies, 

dass nicht die Orte versagen, sondern die Personen.“ (Reich 2016, S. 19f.) 

In dieser Hinsicht bleibt wiederum offen, inwiefern oder auf welche Art und Weise die Schü-

lerin bewertet wurde.  
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Weitere Fallbeispiele aus einer biographischen Fallstudie zum Thema der sportlichen und pä-

dagogischen Erfahrungen sowie zur Bedeutung für den sportpädagogischen Beruf bestätigen 

die oben angeführte Situation hinsichtlich der Teilnahme am inklusiven Sportunterrichtgesche-

hen: 

„E: es gab ein Mädchen die saß im Rollstuhl - die konnte also gar keinen Sport machen und 

wurde trotzdem immer integriert  

I: ah ja 

E: also äh es wurden häufig so Sachen im Kreis dann gemacht und die wie auch immer sie 

hieß die war dann mit im Kreis  

I: hmm  

E: saß dann halt mit im Kreis 

Sie bezieht diese Integrationsfähigkeit auch ganz konkret auf sich selbst  

E: ja – ach ja und dann gabs noch n Jungen - richtig - der saß so- gar neben mir - der hatte 

sein Bein in so nem Gestell  

I: hmm 

E: der war aber auch immer mitten mang überall dazwischen - also das spielte irgendwie da-

mals keine Rolle wurde auch nicht großartig thematisiert - die waren da_ gehörten dazu - die 

waren dabei  

I: hmm 

E: für uns ganz normal –“ (Volkmann 2008, S. 187). 

Im ersten Fallbeispiel wird eine Situation geschildert, in welcher die Teilnahmechance von der 

Lehrerin massiv missachtet wird, wodurch in diesem Zusammenhang Exklusion im Unterricht 

geschieht, die beleuchtet wird. In dem zweiten Beispiel beruht die Teilnahmechance auf der 

Anwesenheit der zwei SchülerInnen mit SPF. Beide Fallbeispiele bringen eine Ausgrenzung 

zum Vorschein, welche verletzende Effekte reproduzieren kann. 

Hervorzuheben ist auch das Phänomen des Zugehörigkeitsgefühls in der Klasse. Dass die in-

terviewte Mitschülerin ihrer Kommilitonin im Rollstuhl keinen Namen zuweisen kann, be-

leuchtet wiederholt die Rangpositionen und Anerkennungen in der Klasse. Die Identität der 

SchülerInnen mit SPF spielt in diesem Zusammenhang keine Rolle, sondern sie werden durch 

die Beeinträchtigung anerkannt bzw. etikettiert und auf deren Fähigkeiten reduziert. 



 40 

In dieser Situation kann das Zugehörigkeitsgefühl aus zwei unterschiedlichen Perspektiven the-

matisiert werden: Zunächst besteht das Zugehörigkeitsgefühl seitens der Regelschülerin allein 

aus der Anwesenheit der SchülerInnen mit SPF. Dies suggeriert die fehlende Interaktion mit 

den Kindern mit SPF im Sportunterricht, gleichzeitig werden die Ausgrenzungen vom Unter-

richt beleuchtet. 

Hingegen fehlt, von der Seite der Schülerin mit SPF aus betrachtet, das Zugehörigkeitsgefühl 

massiv. SchülerInnen im Rollstuhl nehmen am unterrichtlichen Geschehen nur durch die An-

wesenheit teil, sodass von einer angewandten inklusiven Sportunterrichtspraktik keinesfalls ge-

sprochen werden kann, sondern exkludierende Praktiken geübt werden.  

All diese Beispiele verdeutlichen, dass die curricularen Vorgaben anhand von „normalen“ Kör-

pern und Fähigkeiten formuliert werden und von diesen ausgehen. Behinderungen werden in 

all diesen Fällen vernachlässigt und lediglich beschönigt. Die Nachteile und Grenzziehungen 

daraus treten sowohl bei der Planung und Umsetzung in der Praxis als auch bei der Gerechtig-

keit und bei den Teilhabechancen der SchülerInnen mit SPF am Unterricht hervor.  

4.2.2 Benotungen 

Reich (2016) beschreibt in Bezug auf Leistungsbeurteilungen in deutschen Schulen, dass Be-

wegung und Körperlichkeit mit Zwang in einen engen Bezug gestellt werden und dass diese 

leistungsbezogen sind.  

 Wie es in den unterstehenden Absatz zu analysieren ist, steht die Argumentation für die guten 

Noten im Sportunterricht laut Lehrkräfte für die Bemühungen des Körpers. Für SchülerInnen 

mit Beeinträchtigungen stehen zusätzlich die eingeschränkte Teilhabe mit unterschiedlichen, 

individuell betrachteten Einschränkungen in Verbindung.  

„Die Curricula und die Leistungsbeurteilungen in deutschen Schulen sehen den Sportunterricht 

nicht als ein Erlebnis- und Erfahrungsfeld für Bewegung und Körperlichkeit im weitesten Sinne, 

sondern immer auch im Zwang, etwas leistungsbezogen beurteilen zu müssen. Muss das so 

sein? Sind Leistungsbeurteilungen hier überhaupt angemessen? Die Schüler/innen und viele 

Lehrkräfte zweifeln hieran, weil sie erkennen, dass es eine individuelle Aufgabe und Heraus-

forderung ist, wie ich mit meinem Körper umgehe, wie ich ihn fordere und fördere, was für 

Konsequenzen an Erfahrungen und Erleben ich hieraus ziehen kann. Etliche Lehrkräfte ziehen 

die folgerichtige Konsequenz, dass diejenigen, die sich bemühen, auch eine gute Note erhalten. 

Für behinderte Menschen gilt dann zusätzlich, dass ihre eingeschränkte Teilhabe mit sehr un-

terschiedlichen und stets individuell zu betrachtenden Einschränkungen in Verbindung steht. 
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Die Sporthallen oder Sportplätze, die wir zu nutzen gewohnt sind, geben uns aber keine Ant-

worten darauf, wie wir mit den sehr unterschiedlichen Voraussetzungen unserer Lernenden 

umzugehen haben.“ (ebd. S. 19) 

Ein weiterer Auszug aus einer qualitativen Studie, die von Buchner (2018) durchgeführt wurde, 

beschreibt die Gewohnheiten der Notenvergabe im inklusiven Unterricht:  

„KH: Dann haben wir einen Schulwechsel beantragt und ich kam im gleichen Ort in eine an-

dere Schule, ein bisschen eine kleinere Schule und dort ging‘s an und für sich besser, wobei die 

alten Probleme kamen halt mit, es war der gleiche Ort, die Leute kennen sich untereinander 

und auch die Schüler und // ich war dann auch schon einfach so (langgezogen) in meinem 

Verhalten so geschult, dass ich mich gar nicht mehr getraut habe, zu den Leuten zu gehen be-

ziehungsweise mich immer als Außenseiter gefühlt habe // ahm schulisch war ich immer sehr 

gut, also ich hatte immer sehr sehr gute Noten, weil ich mir einfach irgendwie mit dem Lernen 

sehr leicht tat // was wiederum ein Punkt war, wo das Mobbing natürlich sehr gut gegriffen 

(betont) hat, weil „du bekommst die Noten geschenkt“ und so Dinge waren einfach an der 

Tagesordnung. Ich wollte die ganzen äh sage ich mal Rechte, die man als Behinderter zusätz-

lich bekommt beim Lernen oder bei Prüfungssituationen, das habe ich alles nicht äh angenom-

men, weil ich einfach nicht anders behandelt werden wollte und habe somit einfach von mir 

sehr sehr viel abverlangt, dass ich gleich schnell bin, dass ich ja ich weiß aus heutiger Sicht 

nicht, wie ich die Schulzeit geschafft habe, weil ich bin zwar immer in der vordersten Reihe 

gesessen, aber ich konnte teilweise nichts lesen von der Tafel und habe von meinen Banknach-

barn abgeschrieben, der auch eine irre Schrift hatte (lachend).“ (ebd. S.169)  

Die Szene bringt Fähigkeitsvorurteile, Differenzproduktionen und Tendenzen zur großzügigen 

Notenvergabe des inklusiven Schulsystems zum Ausdruck, welche Ungerechtigkeiten und ver-

letzende Praktiken suggerieren. Der betroffene Schüler berichtet von einem toxischen Schul-

setting, indem er wegen seiner Etikettierung gegen Ungerechtigkeiten und Diskriminierungen 

kämpfen musste.  

Die Vorurteile aufgrund der Behinderung machen deutlich, dass den SchülerInnen mit SPF 

großzügig Noten geschenkt werden. Solche Schulpraktiken und Vorurteile bringen verletzende 

Effekte zum Vorschein und stellen die Inklusion infrage.  

Auf diesen Ebenen kann zusammenfassend noch einmal aufgegriffen werden, dass Schulnoten 

leistungsbezogen sind und dass die Standards nach den sogenannten „normalen“ Körpern for-

muliert werden. Noten beleuchten die Differenzproduktionen sowie die Hierarchisierungen in 
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der Klasse oder in einer Gemeinschaft. In diesem Zusammenhang können Notenvorgaben als 

verletzende Praktiken des inklusiven Sportunterrichts angesehen werden.  

Im kommenden Kapitel wird der Methodenteil vorgestellt, wonach die Analyse der erhobenen 

Daten durchgeführt wird.   
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5 Methodik 
In diesem Kapitel soll einen Einblick in die methodische Durchführung der vorliegenden Mas-

terarbeit geschafft werden. Anknüpfend an die Vorgehensweise der Dokumentenanalyse wer-

den die genauen Schritte beschrieben sowie die Dokumentenauswahl genau dargestellt.  

5.1 Dokumentenanalyse 
Um die gestellten Forschungsfragen umfassend beantworten und den aktuellen, theoretischen 

Forschungsstand belegen zu können, wurde die qualitative Forschungsmethode der Dokumen-

tenanalyse ausgewählt. Die Auswertung erfolgt entlang der Fragestellung in Form einer kriti-

schen Auseinandersetzung und Zusammenfassung der fachlich-wissenschaftlichen Literatur.  

Das Wort Dokument stammt vom lateinischen Wort documentum und bedeutet Beweisstück 

oder Zeugnis. Somit verweist eine Dokumentenanalyse, auf die Analyse eines bereits vorhan-

denen Materials.  

Krumm et al. (2009) klassifiziert die Dokumentenanalyse als eine Beschreibung qualitativer 

oder quantitativer Untersuchung von Schriftstücken audio- oder visueller Art (ebd., S. 370). 

Dokumente sind Tabellen, Grafiken und Bilder, Filme und Musikstücke, kurz audiovisuelle 

Aufzeichnungen aller Art (…), können aber auch Kombinationen von Text, Tabellen, Grafiken, 

Bilder usw. enthalten (vgl. Mayring 2002, S. 47). Laut Reh (1995) ist die Dokumentenanalyse 

aus der historischen Quellenanalyse entstanden (ebd., S. 202). 

Die Vorteile bei der Dokumentenanalyse treten in der Vielfalt des Materials hervor; außerdem 

muss das Material bzw. müssen die Daten nicht ertestet werden, sondern sind bereits vorhan-

den. Die qualitative Interpretation des Dokumentes spielt dabei eine wichtige Rolle (vgl. May-

ring 2002, S. 47).  

Als Nachteil sind die fehlenden Informationen und Daten über den Entscheidungsprozess oder 

das Verhalten der Akteure zu nennen (vgl. Krumm et.al 2009, S. 333). In manchen Fällen kön-

nen bspw. Akten in entsprechenden Archiven zugeordnet werden, wo unterschiedliche Sperr-

fristen unterliegen. Dabei ist der Zugang bei der Entstehung der Akten/Dokumente zeitlich er-

schwert (vgl. Salheiser 2014, S. 381). 

Der Ablauf der Dokumentenanalyse wird von Mayring (2002) in vier Schritte unterteilt: 

• „Eine klare Formulierung der Fragestellung steht auch in diesem Untersuchungsplan 

immer am Anfang.  
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•  Im zweiten Schritt muss definiert werden, was als Dokument gelten soll; es muss das 

Ausgangsmaterial bestimmt und das Material danach gesammelt werden.  

• Nun setzt die Quellenkritik an. Nach den oben genannten Kriterien wird eingeschätzt, 

was die Dokumente aussagen können, welchen Wert sie für die Beantwortung der Fra-

gestellung haben.  

• Schließlich folgt die Interpretation der Dokumente im Sinne der Fragestellungen. Inter-

pretative stehen hier an erster Stelle.“  (ebd., S. 48f.)  

Basierend auf den oben beschriebenen Ablaufmodell nach Mayring (2002) wird der Verlauf 

der Dokumentenanalyse Schritt für Schritt erläutert und identifiziert:  

• die erste Phase der Formulierung einer klaren Fragestellung wurde bereits im Kapitel 

1.3 abgeschlossen und kann somit durch der nachgegangenen Forschungsfrage belegt 

werden. 

• als Ausgangsmaterial zählen die aktuellen Versionen des Schulunterrichts- und Schul-

organisationsgesetzes sowie des Lehrplanes folgender Schulformen: Lehrplan der 

Volksschule (Anlage A), Lehrplan der allgemeinbildenden höheren Schule (Anlage A), 

Lehrplan der Mittelschule (Anlage 1) und der Lehrplan der Polytechnischen Schule.  

• alle vorhandenen Dokumente gelten als zuverlässig, geprüfte Daten und deren Herkunft 

kann eindeutig bestimmt werden. Auf diesem Punkt wird es näher im Kapitel 5.2 ein-

gegangen.  

• bei der letzten Phase der Auswertung wird die Methode der qualitativen Inhaltsanalyse 

nach Mayring (2010) herangezogen. Infolgedessen wird die induktive Kategorienbil-

dung ausgewählt. 

Nach Mayring (2010) wird:  

• in einem ersten Schritt bei der induktiven Kategorienbildung Kategorien in den Text-

bausteinen bzw. Inhaltselementen spontan aus dem Material herausgebildet.  

• in einem weiteren Schritt wird das Material Stück für Stück zurechtgelegt. Pro Textele-

ment wird eine Kategorie und ein Label aufgelistet.   

• im nächsten Schritt wird überprüft, ob die Kategorien den Inhalt angemessen widerspie-

geln und ob sich einzelne Kategorien noch zusammenfassen lassen.  

• der letzte Codier Vorgang bezeichnet die Fertigstellung der Codierung.  

• die Auswertung und Interpretation werden sich in einem weiteren Schritt auf die Be-

stimmung von Häufigkeiten stützen.  
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• zuletzt werden die Daten zusammengefasst, desgleichen werden die Forschungsfragen 

beantwortet. (ebd. S. 60-62) 

5.2 Dokumentenauswahl 
Um den Forschungsstand auf den aktuellen Stand zu halten, wird es bei der Auswahl aller Do-

kumenten die aktuelle Version ausgewählt. Zur Auswahlgesamtheit der Dokumente zählt: 

• das Schulorganisationsgesetz (Fassung vom 08.09.2024) 

• das Schulunterrichtsgesetz (Fassung vom 08.09.2024) 

• Lehrplan der Volksschule Anlage A (Fassung vom 08.09.2024) 

• Lehrplan der allgemeinbildenden höheren Schule (Anlage A) (BGBl. Nr. 88/1985 zu-

letzt geändert durch BGBl. II Nr. 204/2024) 

• Lehrplan der Mittelschule (Anlage 1) (Fassung vom 08.09.2024) 

• Lehrplan der Polytechnischen Schule (Fassung vom 08.09.2024).  

Es wird ein Großteil der Gesetze analysiert, um bestimmte Verknüpfungen bezüglich der In-

klusion und des Sportunterrichts verknüpfen zu können und im Zuge dessen, ein größeres Da-

tenvolumen zu gewinnen. 

Das Schulorganisationsgesetz besteht aus 3 große Hauptstücke: 

1 Allgemeine Bestimmungen über die Schulorganisation. In diesem Hauptstück wird bei-

spielsweise die allgemeine Aufgabe, Gliederung oder die Zugänglichkeit der österreichi-

schen Schule gesetzlich verankert.  

2 Besondere Bestimmungen über die Schulorganisation beschreibt den Lehrplan, der Auf-

bau, die Organisationsformen oder die Klassenschülerzahl vereinzelt nach den Schulstu-

fen.  

3 Übergangs- und Schlußbestimmungen definieren beispielsweise die Kundmachung und 

Verordnungen, Übergangsbestimmungen zur Einführung der Neuen Mittelschule oder be-

treffend Schulversuche etc.  

Aus dem Schulorganisationsgesetz werden folgende Abschnitte für die Analyse der Daten her-

angezogen:  

• Aufgabe der österreichischen Schule  

• Lehrpläne und die Führung des Unterrichtsgegenstandes Bewegung und Sport 

• Aufgabe der Volksschule 
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• Lehrplan der Volksschule 

• Lehrer 

• Klassenschülerzahl 

• Aufgabe der Mittelschule 

• Lehrplan der Mittelschule 

• Lehrer 

• Klassenschülerzahl 

• Aufgabe der Polytechnischen Schule 

• Lehrplan der Polytechnischen Schule 

• Lehrer 

• Aufgabe der allgemeinbildenden höheren Schulen 

• Lehrplan der allgemeinbildenden höheren Schulen  

• Lehrer 

Das Schulunterrichtsgesetz ist in 17 Abschnitte wie folgt untergliedert:  

1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen 

2. Abschnitt: Aufnahme in die Schule 

3. Abschnitt: Aufnahms-und Eignungsprüfungen 

4. Abschnitt: Unterrichtsordnung 

5. Abschnitt: Unterrichtsarbeit und Schülerbeurteilung 

6. Abschnitt: Aufsteigen, wiederholen von Schulstufen 

7. Abschnitt: Mindest- und Höchstdauer sowie Beendigung des Schulbesuches 

8. Abschnitt: Abschließende Prüfungen, Externistenprüfungen 

9. Abschnitt: Schulordnung 

10. Abschnitt: Funktionen des Lehrers; Lehrerkonferenzen 

11. Abschnitt: Schule und Schüler 

12. Abschnitt: Schule und Erziehungsberechtigte 

13. Abschnitt: Lehrer, Schüler und Erziehungsberechtigte 

14. Abschnitt: Erweiterte Schulgemeinschaft 

15. Abschnitt: Schulärztliche Betreuung 

16. Verfahrensbestimmungen 

17. Schlussbestimmungen 
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Für die vorliegende Masterarbeit werden folgende Abschnitte herangezogen und infolgedessen 

analysiert:  

• 4. Abschnitt: Unterrichtsordnung: Schulveranstaltungen 

• 5. Abschnitt: Unterrichtsarbeit und Schülerbeurteilung: Unterrichtsarbeit und Leis-

tungsbeurteilung 

Der Lehrplan der Volksschule gliedert sich in 10 Teile wie folgt: 

• allgemeines Bildungsziel 

• Kompetenzorientierung 

• allgemeine didaktische Grundsätze 

• übergreifende Themen 

• organisatorischer Rahmen 

• Stundentafeln 

• Lehrpläne für den Religionsunterricht 

• Lehrpläne für die einzelnen verbindlichen Übungen der Vorschulstufe 

• Lehrpläne für die einzelnen Unterrichtsgegenstände der 1. bis 4. Schulstufe  

• Unterrichtsgegenstände der Deutschförderklassen 

Wie bereits beschrieben sind unter dem Punkt Bildungs- und Lehraufgabe des Unterrichtsfa-

ches „Bewegung und Sport“ sechs Teilbereiche von großer Relevanz: körperliche, motorische, 

soziale, affektive, motivationale und kognitive Entwicklung. Diese lassen sich wie folgt zusam-

menfassen: 

Motorische Grundlage: von großer Relevanz ist das Erwerb von Alltagsmotorik, sportlichem 

bewegungskönnen, Spielfähigkeit und Bewegungssicherheit. Im Vordergrund steht das Ver-

bessern der Wahrnehmungsfähigkeit, die Weiterentwicklung des Körpers- und Bewegungser-

fahrungen sowie die koordinativen und konditionellen Fähigkeiten. Beispielsweise sollen Schü-

lerInnen der Grundstufe I einfache Gleichgewichtsaufgaben erwerben (Rückwerts auf der 

Langbank), während SchülerInnen der Grundstufe II statische und dynamische Gleichgewichts-

anforderungen erfüllen sollen, wie z.B. Gegenstände in Balance halten zu können (BMBWF 

2012, S. 1f.). 

Spielen: Im Mittelpunkt des Erfahrungsbereich steht das Erregungs-und Spannungsbedürfnis 

der SchülerInnen sowie das Erlernen von Fairness Gedanken, die Verständigung, Hilfsbereit-

schaft, Umgang mit Emotionen und Konflikten. Als Beispiel wird hier in der Grundstufe I das 

Verstehen einfacher Spiele wie z.B. „Versteinern“ erwartet und die Einhaltung der Regeln. Für 
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Grundstufe II steht das Verstehen der Grundidee anspruchsvollerer Spiele (z.B. „Brennball“, 

„Mini-Fußball“) und regelkonformes Spielen (BMBWF 2012, S. 2f.).  

Leisten: eine wichtige Voraussetzung in diesem Bereich ist das vielseitige Bewegungskönnen 

und das Lösen von Bewegungsaufgaben. SchülerInnen der Grundstufe I können einfache freie 

Bewegungsformen wie z.B. Balancieren am Boden, Stützen, Schwingen ausführend, während 

Grundstufe II komplexere freie Bewegungsformen können (BMBWF 2012, S. 3). 

Wahrnehmen und Gestalten: im Vordergrund steht die Kreativität bei der Lösung verschiedener 

Aufgaben und die Einbringung eigener Ideen. SchülerInnen der Grundstufe I können Geräu-

sche, Rhythmen, Musik erfassen und diese in Bewegung umsetzen. SchülerInnen der Grund-

stufe II können im Vergleich ihren eigenen Bewegungsrhythmus finden und sich rhythmisch 

bewegen (BMBWF 2012, S. 4). 

Gesund Leben: Im Bereich Gesund Leben sollen SchülerInnen den eigenen Körper und dessen 

Funktionen bewusst wahrnehmen sowie eine gesunde Bewegungsgewohnheiten soll entwickelt 

werden. Erkennen, Vermeidung und Einschätzung von Gefahren sowie das richtige Verhalten 

in Gefahrsituationen soll erworben werden: Grundstufe I verfügt beispielsweise über eine al-

tersgemäße Fitness. Im Vergleich, weiß Grundstufe II, wie man eine gute Fitness erwerben und 

erhalten kann (BMBWF 2012, S. 5). 

Erleben und Wagen: SchülerInnen lernen bei dem Punkt Erleben und Wagen, ihre jeweiligen 

Fähigkeiten und Grenzen auszuloten sowie die dabei gegebenen Risiken abzuschätzen und sich 

entsprechend verhalten. Sie sind befähigt, über ihre Eindrücke, Erfahrungen und Gefühle im 

Zuge des Sportsunterrichts sich zu äußern und sich darüber mit anderen unterhalten und aus-

tauschen: Beispielsweise kann Grundstufe I sich auf das Verhalten anderer einstellen und ihnen 

vertrauen. Grundstufe II kann im Vergleich auch Verantwortung übernehmen (BMBWF 2012, 

S. 6). 

Die sechs Teilbereiche werden in einem weiteren Verlauf unter mehreren Kategorien wie folgt 

unterteilt: 

• Motorische Grundlagen:  

• Koordinative Grundlagen 

• Konditionelle Grundlagen 

• Spielen: 

• Spielen lernen 

• Kleine Spiele 
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• (Mini-) Sportspiele 

• Leisten: 

• Elementare Bewegungsformen 

• Bewegen und Geräten 

• Fertigkeiten des Boden- und Gerätturnens 

• Laufen, Springen, Werfen 

• Fertigkeiten der Leichtathletik 

• Bewegen im Wasser 

• Schwimmen, Tauchen, Springen 

• Bewegen auf Geräten 

• Wahrnehmen und Gestalten: 

• Wahrnehmen und Bewegen 

• Bewegung darstellen 

• Bewegungen gestallten-Tanzen 

• Gesund leben: 

• Körperliche Fitness verbessern 

• Sich wohl und gesund fühlen 

• Gemeinsam gesund handeln 

• Sich gesund verhalten 

• Erleben und Wagen: 

• Erleben im Freien 

• Neues wagen 

• Vertrauen und sicher bewegen 

Abschließend lässt sich der Unterrichtsgegenstand nach drei didaktischen Grundsätzen klassi-

fizieren. Die erste Kategorie sind die Didaktisch-methodische Leitvorstellungen. Die zweite 

repräsentiert die Unterrichtsorganisation und die dritte Kategorie bezieht sich auf die Gesund-

heit und Sicherheit.  

Der Fokus wird auf den ersten fünf Teile gelegt bzw. auf dem allgemeinen Bildungsziel, die 

Kompetenzorientierung, allgemeine didaktische Grundsätze, übergreifende Themen sowie auf 

den organisatorischen Rahmen mit Hinblick auf den inklusiven Unterricht und auf dem neunten 

Teil Lehrpläne der einzelnen Unterrichtsgegenstände (1. BIS 4. SCHULSTUFE) mit dem Fo-

kus aus dem Unterrichtsgegenstand „Bewegung und Sport“. 
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Der Lehrplan der allgemein höheren Schule und der Lehrplan der Mittelschule unterteilen sich 

in folgenden 8 Kategorien:  

• allgemeines Bildungsziel 

• Kompetenzorientierung 

• allgemeine didaktische Grundsätze 

• übergreifende Themen 

• organisatorischer Rahmen 

• Stundentafeln 

• Lehrpläne für den Religionsunterricht 

• Lehrpläne der einzelnen Unterrichtsgegenstände. 

Die ersten vier Kategorien werden für die vorliegende Masterarbeit herangezogen und analy-

siert.  

Der Lehrplan der Polytechnischen Schule besteht aus den folgenden 5 Teilen:  

• die Stundentafel 

• das allgemeine Bildungsziel 

• die didaktischen Grundsätze 

• die Bildungs- und Lehraufgabe 

• den Lehrstoff für die einzelnen Unterrichtsgegenstände.  

Die letzten vier Kategorien des Lehrplanes werden als Material für die vorliegende Analyse 

dieser Arbeit.  

Infolgedessen können demnächst die sechs Merkmale für den Erkenntniswert der Dokumente 

nach Mayring (2000) überprüft werden. 

Mayring (2000) beschreibt sechs Merkmale für den Erkenntniswert von Dokumenten:  

• „Die Art des Dokuments: Urkunden und Akten werden in der Regel als gesicherter an-

gesehen als beispielsweise Zeitungsberichte. 

• Die äußeren Merkmale des Dokuments, also das Material und vor allem der Zustand, 

sind immer von besonderem Interesse. 

• Die inneren Merkmale, also der Inhalt, sind zentral bei schriftlichen Dokumenten. Bei 

anderen Quellen ist damit die Aussagekraft des Dokumentes gemeint. 
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• Die Intendiertheit des Dokumentes beeinflusst ebenfalls den Erkenntniswert. Denn bei 

absichtlich für die Umwelt oder die Nachwelt geschaffenen Dokumenten treten neue 

Fehlerquellen auf.  

• Die Nähe des Dokumentes zum Gegenstand, zu dem, was es dokumentieren soll, ist 

wichtig. Sowohl die zeitliche als auch die räumliche, aber auch die soziale Nähe gilt es 

zu betrachten.  

• Schließlich ist die Herkunft des Dokumentes in Betracht zu ziehen. Wo ist es gefunden 

worden, wo stammt es her, wie ist es überliefert worden?“ (ebd., S. 48)  

Die Hauptuntersuchung beschreibt eine gezielte Dokumentenauswahl. Bei der vorliegen Doku-

mentenanalyse handelt es sich um Originalwerke, welche zu dieser Arbeit herangezogen wer-

den.  Die neuen Lehrpläne aus dem Jahr 2023/2024 sind auf die Internetseite des Bundesminis-

teriums für Bildung Wissenschaft und Forschung im Rahmen des Rechtsinformationssystem 

des Bundes (RIS) kundgemacht und frei zugänglich. Da die Lehrpläne,-Ziele und Inhalte in 

schriftlicher Form als Dokumente vorliegen und sowohl zuverlässige als auch geprüfte Daten 

aufweisen, kann die Echtheit und die Authentizität der Dokumente bei allen Materialien bestä-

tigt werden.  

Im folgenden Abschnitt wird eine innere Kritik vorgenommen, indem die Daten aus den Doku-

menten in Tabellen strukturiert und anschließend analysiert werden. 
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6 Analyse und Ergebnisse 
Um die Analyse der Daten zu vereinfachen, werden aus den betreffenden Abschnitten aus dem 

Schulorganisationsgesetz alle relevanten Daten herausgefiltert und nach Absätzen organisiert. 

Die Absätze sind einzeln paraphrasiert und wurden infolgedessen durch die induktive Inhalts-

analyse nach Mayring in der Tabelle auf bestimmte Kategorien reduziert. Anschließend werden 

alle relevanten Kategorien und Inhalte im Hinblick auf Inklusion und den Sportunterricht ein-

gerahmt und daraufhin interpretiert. Der Vorgang wird für alle Tabellen aus der Analyse wie-

derholt. Die Kategorien sollen bei der Analyse der Daten dazu beitragen, die Themen aus den 

Dokumenten zu identifizieren und eine grobe Zusammenfassung des Inhalts bzw. der Ab-

schnitte zu ermöglichen.  

6.1 Das Schulorganisationsgesetz 
 Textbausteine 

(Absatz/Kapitel) 

Geltungs-
bereich 

Paraphrasierung der Absätze  Reduktion: Ka-
tegorie und La-
bel 

 Zusammenfassung 
als Kategoriensystem 

I. Hauptstück 

Allgemeine Bestimmungen über die Schulorganisation 

§ 2.  Aufgabe der ös-

terreichischen 

Schule 

§ 2 (1) 

 

- Entwicklung junger Menschen ge-

mäß sittlichen, religiösen und sozia-

len Werten sowie den Werten des 

Wahren, Guten und Schönen 

- Anpassung des Unterrichts an Ent-

wicklungsstufe und Bildungsweg 

Wertorientierte 

Bildung, Entwick-

lungsangepasste 

Pädagogik 

Norm- und Wertorientie-
rung 
Förderung und Entwick-
lung 

§ 2 (1) 

 

- Vermittlung von Wissen und Kön-

nen für Leben und Beruf  

- Erziehung zum selbsttätigen Bil-

dungserwerb 

Lebenspraktische 

Bildung, Förde-

rung der Selbst-

ständigkeit 

Norm- und Wertorientie-

rung  

Berufs- und Lebensvorbe-

reitung  

 

§ 2 (1) 

 

- Heranbildung zu gesunden, pflicht-

treuen und verantwortungsbewussten 

Gesellschaftsmitgliedern 

- Förderung eines selbständigen Ur-

teils und sozialen Verständnisses 

Persönlichkeits-

entwicklung, Ge-

sellschaftliche 

Verantwortung 

Norm- und Wertorientie-
rung  
Förderung und Entwick-
lung 
 

§ 2 (1) 

 

- Förderung zu einer sportlich akti-

ven Lebensweise 

- Aufgeschlossenheit gegenüber poli-

tischem und weltanschaulichem Den-

ken 

- Befähigung zur Teilhabe am 

Förderung sport-

licher Aktivität, 

Weltorientierung, 

kulturelle und 

wirtschaftliche 

Teilhabe 

Norm- und Wertorientie-
rung 
Bewegungsförderung  

Soziale Teilhabe und In-

tegration 

Beteiligung und Mitbe-

stimmung 
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Wirtschafts- und Kulturleben Öster-

reichs, Europas und der Welt 

§ 2 (1) 

 

- Förderung der Freiheits- und Frie-

densliebe, Mitwirkung an den ge-

meinsamen Aufgaben der Menschheit 

Globale Verant-

wortung, Frie-

densbildung 

Norm- und Wertorientie-
rung 
Förderung und Entwick-

lung 

§ 2 (3) 

 

- Ergänzende Erziehungsaufgaben in 

Schülerheimen und ganztägigen 

Schulformen 

Ergänzende Be-

treuung, Instituti-

onelle Unterstüt-

zung 

Förderung und Entwick-
lung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Lehrpläne  

 

§ 6. (1) 

 

- Festsetzung von Lehrplänen durch 

den BundesministerInnen 

- Bei Bedarf, Erfassen von zusätzli-

che Lehrplanbestimmungen von 

SchuldirektorInnen mit Berücksichti-

gung regionaler und schulautonomer 

Anforderungen 

- Einführung von Deutschförderplä-

nen und Betreuungsplänen für ganztä-

gige Schulformen 

Zentralisierte 

Lehrplanfestle-

gung, regionale 

Anpassungsmög-

lichkeiten, spezifi-

sche Förderpläne 

Struktur und Organisatori-

sches 

Anpassung  

§ 6. (1a)  

 

- Erfassung von abweichende neuer 

Lehrplaninhalte und Übergangslehr-

pläne an einzelne Standorte berufsbil-

denden Schulen 

- Fokus auf zeitgemäße und wissen-

schaftlich fundierte Ausbildung 

Innovation und 

Anpassung in der 

Berufsausbildung 

Anpassung 

§ 6. (2) - Lehrplaninhalte: allgemeine Bil-

dungsziele, Bildungs- und Lehraufga-

ben, Lehrstoff, Aufteilung des Lehr-

stoffes einzelnen Schulstoffes, Stun-

dentafeln 

- Möglichkeit zur Einführung von 

Kompetenzmodellen und -modulen 

Strukturierte und 

kompetenzorien-

tierte Curricula 

Allgemeines Bildungsziel 
Kompetenzorientierung  

§ 6. (3) - Einführung schulautonomer Lehr-

planbestimmungen durch Schulge-

meinschaftskommissionen  
- Genehmigung und Überwachung 

durch Schulbehörden 
- Anpassung der Lehrplaninhalte 

an die Bedürfnisse der einzelnen 

Schule und der SchülerInnen 

Schulautonomie, 

lokale Flexibili-

tät, behördliche 

Überprüfung 

Flexibilität,  

Anpassung an Bedürf-

nisse 

Inklusion 

 

§ 6. (4) - Definition von Unterrichtsgegen-

ständen (Pflichtgegenstände, alterna-

tive Pflichtgegenstände, Freigegen-

stände) 

Vielfalt an Unter-

richtsgegenstän-

den, 

Inklusion  

Förderung und Entwick-

lung 
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- Möglichkeit der Einführung zusätz-

licher Inhalte in den Lehrplänen (z. B. 

Wahlpflichtgegenstände, Förderunter-

richt, Fernunterricht für Berufstätige) 

individualisierte 

Bildungsangebote 

§ 6. (4a) - Festlegung von Betreuungsplänen 

für ganztägige Schulformen 

- Fokus auf Lernzeiten, kreative 

und sportliche Aktivitäten sowie so-

zialen Kompetenzen 

Integration von 

Betreuung und 

Bildung, Förde-

rung von Kreati-

vität, Sport und 

sozialen Kompe-

tenzen 

Struktur und Organisatori-

sches  

Bewegungsförderung  

Kompetenzorientierung  

§ 6. (5) - Berücksichtigung des Religionsun-

terrichtsgesetzes bei der Festlegung 

von Lehrplänen für den Religionsun-

terricht 

Berücksichtigung 

gesetzlicher Vor-

gaben für spezifi-

sche Unterrichts-

bereiche  

Rechtliche Rahmenbedin-
gungen 

Führung des Un-

terrichtsgegenstan-

des Bewegung und 

Sport  

 

§ 8b. (1)  

 

- Trennung des Sportunterrichts 

nach Geschlechtern ab der 5. 

Schulstufe 
- Möglichkeit zur Zusammenlegung 

von SchülerInnen mehrerer Klas-

sen bei getrennter Unterrichtsertei-

lung 

Geschlechter-

trennung im 

Sportunterricht, 

organisatorische 

Flexibilität 

Geschlechtertrennung 

Differenzierte Unter-

richtsorganisation  

§ 8b. (2) - Ausnahme von Geschlechtertren-

nung bei zu geringer Anzahl von 

SchülerInnen oder bestimmten 

Sportarten 

- Koedukative Führung möglich bei 

spezifischen inhaltlichen Gründen 

(z. B. Tanz, Schwimmen, Freizeit-

sport) 

Koedukation bei 

organisatori-

scher Notwen-

digkeit oder in-

haltlicher 

Zweckmäßigkeit 

Struktur und Organisa-
torisches 
Anpassung 
 

§ 8b. (3)  

 

- Keine Anwendung der Geschlech-

tertrennung in Schulen für Berufs-

tätige mit modularer Unterrichts-

organisation 

Anpassung an 

spezifische 

Schulformen 

Struktur und Organisa-
torisches 
Anpassung 
 

§ 8b. (4)  

 

- Verantwortung für die organisa-

torische Festlegung der Unter-

richtsführung bei der SchulleiterIn 
- Orientierung an allgemeinen 

Richtlinien 

Schulleitung als 

Entscheidungs-

instanz bei der 

Unterrichtsfüh-

rung, Berück-

sichtigung von 

Rahmenrichtli-

nien  

Struktur und Organisa-
torisches 
Anpassung 
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II. Hauptstück. 

Besondere Bestimmungen über die Schulorganisation. 

Abschnitt 1. 

1. Volksschulen 

Aufgabe der 

Volksschule  

 

§ 9. (1) 

 

- Förderung der Schulreife in der 

Vorschulstufe 

- Berücksichtigung der sozialen In-

tegration behinderter Kinder 

Schulvorberei-

tung, soziale In-

tegration 
 

Förderung und Entwick-

lung 

Integration 

§ 9. (2) 

 

- Vermittlung einer gemeinsamen 

Elementarbildung in den ersten 

vier Schulstufen 

- Berücksichtigung sonderpädago-

gischer Förderbedarfe und Bil-

dungsaufgaben bei entsprechenden 

Sonderschularten 

Grundbildung, In-

klusion, Diffe-

renzierung für 

sonderpädagogi-

sche Bedürfnisse  

Förderung und Entwick-

lung 

Inklusion  

Chancengleichheit  

Differenzierte Unter-

richtsorganisation 

§ 9. (3) 

 

- Vermittlung grundlegender Allge-

meinbildung in der Oberstufe (5.–8. 

Schulstufe) 

- Förderung von Interessen, Neigun-

gen, Begabungen und Fähigkeiten zur 

Vorbereitung auf den Beruf oder auf 

weiterführende Schulen 

Allgemeinbil-

dung, individuelle 

Förderung, Be-

rufs- und Schul-

vorbereitung 

Förderung und Entwick-

lung  

Berufs- und Lebensvorbe-

reitung 

Kompetenzorientierung 

§ 9. (3) 

 

- Berücksichtigung des Prinzips der 

sozialen Integration für SchülerIn-

nen mit sonderpädagogischem För-

derbedarf 

- Anpassung der Bildungsziele an 

Lernvoraussetzungen, orientiert an 

den Aufgaben der Volksschulober-

stufe und Sonderschule (§ 22) 

Integration, An-

passung an indi-

viduelle Lernvo-

raussetzungen, 

Orientierung an 

Sonderschulzielen 

Soziale Teilhabe und In-

tegration 

Anpassung 

Lehrplan der 

Volksschule  

 

§ 10. (1) 

 

Verbindliche Übungen in der Vor-

schulstufe (Grundstufe I): Religion, 

Deutsch, mathematische Früherzie-

hung, Sachbegegnung, Verkehrs- und 

Mobilitätsbildung, Kunst und Gestal-

tung, Musik, Rhythmik, Spiel, Tech-

nik und Design, Bewegung und Sport 

Frühförderung, 

ganzheitliche Bil-

dung, Förderung 

grundlegender 

Kompetenzen 

Förderung und Entwick-

lung 

§ 10. (2) 1-

2.  

 

Pflichtgegenstände der 1.–4. Schul-

stufe: Religion, Deutsch, Sachunter-

richt, Mathematik, Musik, Kunst und 

Gestaltung, Technik und Design, Be-

wegung und Sport; Verkehrs- und 

Mobilitätsbildung als verbindliche 

Übung; Fremdsprache als 

Basisbildung, 

Verkehrserzie-

hung, sprachliche 

Integration 

Allgemeine Bildungsziele 
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unverbindliche Übung für zweispra-

chige Schulen 

§ 10. (2) 3. 

 

Lebende Fremdsprache als verbindli-

che Übung in der Grundstufe I und 

als Pflichtgegenstand in der Grund-

stufe II; Englisch als Unterrichtsspra-

che für zumindest teilweise englisch-

sprachig geführte Schulen 

Sprachkompeten-

zentwicklung, in-

ternationale Aus-

richtung 

Förderung und Entwick-

lung  

§ 10. (3) 1. 

 

Pflichtgegenstände der Oberstufe: Re-

ligion, Deutsch, Lebende Fremdspra-

che, Geschichte und Politische Bil-

dung, Geografie und wirtschaftliche 

Bildung, Mathematik, Geometrisches 

Zeichnen, Biologie und Umweltbil-

dung, Physik und Chemie, Musik, 

Kunst und Gestaltung, Technik und 

Design, Ernährung und Haushalt, Be-

wegung und Sport 

Breite Allgemein-

bildung 

Allgemeines Bildungsziel 
 

§ 10. (3) 2. 

 

Bildungs- und Berufsorientierung als 

verbindliche Übung in der 7. und 8. 

Schulstufe 

Vorbereitung auf 

Berufswahl und 

Lebensplanung 

Berufs- und Lebensvorbe-

reitung 

§ 10. (4) Anwendung des Lehrplans der 

Volksschule für Kinder mit sonder-

pädagogischem Förderbedarf, so-

weit keine Überforderung besteht; 

bei Bedarf Anwendung des Lehr-

plans der Sonderschule 

Inklusion, indivi-

duelle Förde-

rung, Anpassung 

an Lernvoraus-

setzungen 

Inklusion 

Förderung und Ent-

wicklung 

Anpassung an Bedürf-

nisse 

  

§ 13. LehrerIn 

(Grund-

satzbe-

stimmung) 

(1) 

 

Unterricht in Volksschulklassen 

wird überwiegend durch die Klas-

senlehrerIn erteilt. Zusätzlicher 

Einsatz von Unterstützung bei Kin-

dern, die noch nicht schulreif sind, 

einen sonderpädagogischen Förder-

bedarf haben oder die Unterrichts-

sprache nicht ausreichend beherr-

schen. 

Klassenlehrer-

prinzip, zusätzli-

che Unterstüt-

zung für diverse 

Bedürfnisse 

Qualifikation der Lehr-

kräfte  

Chancengleichheit 

(Grund-

satzbestim-

mung) (2) 

 

Jede Volksschule hat einen/eine Lei-

terIn, jede Klasse eine Klassenlehre-

rIn und erforderliche LehrerInnen für 

einzelne Gegenstände. 

Strukturierte Leh-

rerInnenverwal-

tung, speziali-

sierte LehrerIn-

nenrollen 

Struktur und Organisatori-
sches  

(Grund-

satzbestim-

mung) (2a) 

Ganztägige Schulformen können zu-

sätzliche LehrerInnen oder Erziehe-

rInnen für Betreuungsteil, 

Erweiterte Betreu-

ung, flexible 

Personaleinsatz  

Qualifikation der Lehr-

kräfte 
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 gegenstandsbezogene Lernzeit, indi-

viduelle Lernzeit und Freizeitbereich 

einsetzen. Für Freizeitzwecke können 

auch qualifizierte Personen außerhalb 

des Lehrkörpers eingesetzt werden. 

Personaleinsatz-

möglichkeiten 

(Grund-

satzbestim-

mung) (3) 

 

ReligionslehrerInnen unterliegen spe-

zifischen Vorschriften des Religions-

unterrichtsrechtes; allgemeine Lehr-

eInnendienstrechtsvorschriften blei-

ben unberührt. 

Berücksichtigung 

rechtlicher Rah-

menbedingungen 

für LehrerInnen 

Rechtliche Rahmenbedin-

gungen 

Klassenschüler-

zahl  

§ 14. 

 

Die Anzahl der SchülerInnen in einer 

Volksschulklasse wird durch den 

Schulleiter oder die Schulleiterin fest-

gelegt, wobei die Erfordernisse der 

Pädagogik und Sicherheit berücksich-

tigt werden. 

Klassenorganisa-

tion unter Berück-

sichtigung päda-

gogischer und si-

cherheitsrelevan-

ter Aspekte 

Struktur und Organisatori-
sches 

§ 14. 

 

Förderbedarf der SchülerInnen so-

wie räumliche Möglichkeiten und 

Belastung der Lehrpersonen sind 

entscheidend für die Klassengröße. 

Individualisierte 

Förderung, Res-

sourcenmanage-

ment 

Förderung und Ent-

wicklung 

Struktur und Organisa-

torisches 

Personaleinsatz 

§ 14. 

 

Die Zuweisung von Lehrpersonalres-

sourcen gemäß § 8a Abs. 2 wird ein-

bezogen. 

Ressourcenzutei-

lung, organisatori-

sche Rahmenbe-

dingungen 

Struktur und Organisatori-

sches 

2 a. Mittelschulen 

Aufgabe der Mit-

telschule  

 

§ 21a. (1) 

 

Die Mittelschule ist ein vierjähriger 

Bildungsgang, der an die Volksschule 

anschließt und eine grundlegende so-

wie vertiefte Allgemeinbildung ver-

mittelt. Sie bereitet auf mittlere und 

höhere Schulen, die Polytechnische 

Schule oder das Berufsleben vor. 

Allgemeinbil-

dung, Vorberei-

tung auf Bil-

dungs- und Be-

rufspfade 

Allgemeines Bildungsziel 

Berufs- und Lebensvorbe-

reitung 

 

§ 21a. (2) 

 

In den Pflichtgegenständen Deutsch, 

Mathematik und Lebende Fremdspra-

che gibt es in der 6.–8. Schulstufe 

zwei Leistungsniveaus zur Förderung 

der SchülerInnen. 

Differenzierte 

Förderung, Leis-

tungsorientierung 

Differenzierte Unter-
richtsorganisation  
Förderung und Entwick-
lung  

§ 21a. (3) 

 

SchülerInnen mit sonderpädagogi-

schem Förderbedarf erhalten eine 

Bildung, die der Aufgabe der Son-

derschule entspricht, mit Orientie-

rung an den Lernvoraussetzungen 

und Zielen der Mittelschule. 

Inklusion, An-

passung an indi-

viduelle Lernvo-

raussetzungen 

Inklusion 

Anpassung an Bedürf-

nisse 
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Lehrplan der Mit-

telschule  

 

§ 21b. (1) 

 

Pflichtgegenstände umfassen Reli-

gion, Deutsch, Lebende Fremdspra-

che, Geschichte und Politische Bil-

dung, Geografie und wirtschaftliche 

Bildung, Mathematik, Biologie und 

Umweltbildung, Chemie, Physik, Di-

gitale Grundbildung, Musik, Kunst 

und Gestaltung, Technik und Design, 

Bewegung und Sport, Ernährung und 

Haushalt sowie Schwerpunktbereiche 

(sprachlich, humanistisch, naturwis-

senschaftlich, ökonomisch, musisch-

kreativ). 

Breites Fächeran-

gebot, Schwer-

punktbildung 

Allgemeines Bildungsziel 

§ 21b. (1) 

2.  

 

Verbindliche Übung in der 3. und 4. 

Klasse: Bildungs- und Berufsorientie-

rung. 

Berufsorientie-

rung, Vorberei-

tung auf Zu-

kunftswege 

Berufs- und Lebensvorbe-

reitung 

 

§ 21b. (2) 

 

Leistungsniveaus ‚Standard‘ und 

‚Standard AHS‘ in Deutsch, Mathe-

matik und Lebender Fremdsprache 

für die 6.–8. Schulstufe. Fördermaß-

nahmen, um SchülerInnen zum Bil-

dungsziel ‚Standard AHS‘ hinzufüh-

ren 

Differenzierte 

Leistungsanforde-

rungen, Förderung 

Kompetenzorientierung 
Förderung und Entwick-

lung 

§ 21b. (3) 

 

Lehrplan für Sonderformen der Mit-

telschule berücksichtigt den Schwer-

punkt der Ausbildung. 

Flexibilität bei 

spezifischen Aus-

bildungsformen 

Flexibilität 

§ 21b. (4) 

 

Anwendung des Lehrplans der Mit-

telschule für SchülerInnen mit son-

derpädagogischem Förderbedarf, 

soweit keine Überforderung be-

steht; Abweichungen für körperbe-

hinderte und sinnesbehinderte 

SchülerInnen durch zuständige 

Schulbehörde möglich. 

Inklusion, An-

passung an indi-

viduelle Bedürf-

nisse 

Inklusion  

Anpassung an Bedürf-

nisse 

LehrerIn 

§ 21g. 

(Grund-

satzbe-

stimmung) 

(1) 

 

Unterricht in Mittelschulen wird 

durch FachlehrerInnen erteilt. Zu-

sätzlich werden entsprechend, aus-

gebildete LehrerInnen für Schüle-

rInnen mit sonderpädagogischem 

Förderbedarf eingesetzt. 

Fachunterricht, 

Unterstützung 

für sonderpäda-

gogische Bedürf-

nisse 

Qualifikation der Lehr-

kräfte 

Rolle der Lehrkräfte 
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§ 21g. 

(Grund-

satzbestim-

mung) (1) 

 

Zusätzliche LehrerInnen können in 

Deutsch, Lebender Fremdsprache, 

Mathematik und bei Bedarf in schul-

autonomen Schwerpunktbereichen 

eingesetzt werden. 

Ressourcenver-

stärkung, Förde-

rung in zentralen 

Fächern 

Förderung und Entwick-

lung 

§ 21g. 

(Grund-

satzbestim-

mung) (2) 

 

Für jede Mittelschule sind eine Leite-

rIn und die erforderlichen LehrerIn-

nen zu bestellen. 

Strukturierte Or-

ganisation, not-

wendiges Perso-

nal 

Struktur und Organisatori-
sches 

KlassenschülerIn-

nenzahl 

§ 21h. 

 

Die KlassenschülerInnenzahl wird 

vom Schulleiter oder von der Schul-

leiterin festgelegt unter Berücksichti-

gung der Erfordernisse der Pädagogik 

und der Sicherheit. 

Klassenorganisa-

tion, Berücksichti-

gung pädagogi-

scher und sicher-

heitsrelevanter 

Aspekte 

Struktur und Organisatori-

sches 

Anpassung an Bedürf-

nisse 

  

§ 21h. 

 

Förderbedarf der SchülerInnen, 

räumliche Möglichkeiten und Be-

lastung der Lehrpersonen sind ent-

scheidende Faktoren für die Festle-

gung der Klassengröße. 

Individuelle För-

derung, Ressour-

cenmanagement 

Struktur und Organisa-
torisches 
Förderung und Ent-
wicklung 

§ 21h. 

 

Die Zuweisung von Lehrpersonalres-

sourcen gemäß § 8a Abs. 3 wird be-

rücksichtigt. 

Ressourcenzutei-

lung, organisatori-

sche Rahmenbe-

dingungen 

Struktur und Organisatori-

sches 

4. Polytechnische Schule 

Aufgabe der Poly-

technischen Schule  

 

§ 28. (1) 

 

Die Polytechnische Schule schließt an 

die 8. Schulstufe an, umfasst eine 

Schulstufe und dient als Vorbereitung 

auf das Berufsleben sowie als Erwei-

terung und Vertiefung der Allgemein-

bildung. 

Allgemeinbil-

dung, Berufsvor-

bereitung 

Allgemeines Bildungsziel 
Berufs- und Lebensvorbe-

reitung 

 

§ 28. (1) 

 

Bildungs- und Berufsorientierung un-

terstützt die SchülerInnen bei der Be-

rufsentscheidung und vermittelt eine 

Berufsgrundbildung. 

Berufsorientie-

rung, Entschei-

dungsfindung 

Berufs- und Lebensvorbe-

reitung 

 

§ 28. (1) 

 

SchülerInnen werden entsprechend 

ihren Interessen, Neigungen, Bega-

bungen und Fähigkeiten für den 

Übergang in Lehre, Berufsschule oder 

weiterführende Schulen qualifiziert. 

Individuelle För-

derung, Über-

gangsgestaltung 

Förderung und Entwick-

lung  

Kompetenzorientierung 

§ 28. (2) 

 

Differenzierungsmaßnahmen (zwei 

Leistungsniveaus oder 

Differenzierte 

Förderung, 

Chancengleichheit 
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Interessensgruppen) in den Fächern 

Deutsch, Mathematik und Fremdspra-

chen sowie erweiterter Unterricht in 

den Clustern Technik, Dienstleistun-

gen oder anderen regionalen Wirt-

schaftsbereichen sind möglich. 

Anpassung an re-

gionale und indi-

viduelle Bedürf-

nisse 

Differenzierte Unter-

richtsorganisation, Förde-

rung und Entwicklung 

Kompetenzorientierung 

Inklusion 

§ 28. (3) 

 

SchülerInnen ohne erfolgreichen Ab-

schluss der 8. Schulstufe werden ge-

zielt gefördert, um ihre berufliche Be-

fähigung zu stärken und einen best-

möglichen Bildungsabschluss zu er-

reichen. 

Fördermaßnah-

men, Chancen-

gleichheit 

Förderung und Entwick-

lung  

Berufs- und Lebensvorbe-

reitung 

 

§ 28. (4) 

 

SchülerInnen mit sonderpädagogi-

schem Förderbedarf erhalten eine 

Bildung, die der Aufgabe der Son-

derschule entspricht, mit Orientie-

rung an den Zielen der Polytechni-

schen Schule. 

Inklusion, indivi-

duelle Anpas-

sung 

Inklusion  

Chancengleichheit 

 

Lehrplan der Poly-

technischen Schule  

  

§ 29. (1) a) 

 

Pflichtgegenstände umfassen Reli-

gion, Berufs- und Lebenswelt, 

Deutsch und Kommunikation, eine le-

bende Fremdsprache, Angewandte 

Mathematik, Politische Bildung, 

Wirtschaft und Ökologie sowie Be-

wegung und Sport. 

Vielfältige 

Pflichtgegen-

stände, Allge-

meinbildung und 

Berufsorientie-

rung 

Allgemeines Bildungsziel 

Berufs- und Lebensvorbe-

reitung 

 

§ 29. (1) b) 

 

Alternative Pflichtgegenstände sind 

auf Berufsgrundbildung und die Ver-

tiefung der Allgemeinbildung ausge-

richtet und können in Fachbereiche 

zusammengefasst werden, die Berufs-

feldern oder weiterführenden Ausbil-

dungen entsprechen. 

Berufsgrundbil-

dung, Fachbe-

reichsorientierung 

Berufs- und Lebensvorbe-

reitung 

 

§ 29. (2)  

 

Der Lehrplan der Polytechnischen 

Schule gilt für SchülerInnen mit 

sonderpädagogischem Förderbe-

darf, soweit keine Überforderung 

entsteht; ansonsten Anwendung des 

Lehrplans der Sonderschule. 

Inklusion, An-

passung an indi-

viduelle Fähig-

keiten 

Inklusion  

Anpassung an Bedürf-

nisse 

§ 29. (1) a) 

 

Für körper- und sinnesbehinderte 

SchülerInnen legt die Schulbehörde 

Abweichungen vom Lehrplan fest, 

unter Berücksichtigung der Behin-

derung und Fördermöglichkeiten. 

Fördermaßnah-

men, Barriere-

freiheit 

Inklusion 

Anpassung an Bedürf-

nisse 

Chancengleichheit 
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§ 32. (Grundsatz-

bestimmung) Leh-

rer.  

 

§ 32. (1) Der Unterricht in den Klassen der 

Polytechnischen Schule wird durch 

FachlehrerInnen erteilt. Zusätzlich 

werden LehrerInnen mit sonderpä-

dagogischer Ausbildung für den in-

tegrativen Unterricht eingesetzt. In 

bestimmten Fällen können auch 

LehrerInnen ohne sonderpädagogi-

sche Ausbildung unterrichten, so-

fern sie zustimmen. 

Fachunterricht, 

Unterstützung 

für sonderpäda-

gogische Bedürf-

nisse 

Rolle der Lehrkräfte 
Qualifikation der Lehr-
kräfte 
Förderung und Ent-
wicklung 

§ 32. (2) 

 

Die erforderlichen LehrerInnen für 

die Polytechnischen Schulen sind zu 

bestellen. Selbstständige Schulen be-

nötigen zudem eine LeiterIn. 

LehrerInnenzu-

weisung, Schullei-

tung 

Struktur und Organisatori-
sches 

§ 32. (3) § 13 Abs. 2a und 3 ist anzuwenden, 

was spezifische Regelungen zur Leh-

rerInnenorganisation beinhaltet. 

Rechtsrahmen, or-

ganisatorische 

Vorgaben 

Rechtliche Rahmenbedin-
gungen 

Abschnitt II. 

Allgemeinbildende höhere Schulen 

§ 34. Aufgabe der 

allgemeinbilden-

den höheren Schu-

len 

 

§ 34. (1) Die allgemeinbildenden höheren 

Schulen haben die Aufgabe, eine um-

fassende und vertiefte Allgemeinbil-

dung zu vermitteln und die SchülerIn-

nen zur Universitätsreife zu führen. 

Allgemeinbil-

dung, Vorberei-

tung auf Universi-

tätsreife 

Allgemeines Bildungsziel 
Förderung und Entwick-
lung 

§ 34. (2) 

 

SchülerInnen mit sonderpädagogi-

schem Förderbedarf in der Unter-

stufe erhalten eine Bildung, die der 

Aufgabe der Sonderschule ent-

spricht, mit Orientierung an den 

Zielen der allgemeinbildenden hö-

heren Schule. 

Inklusion, An-

passung an indi-

viduelle Lernvo-

raussetzungen 

Inklusion 

Anpassung an Bedürf-

nisse 

§ 35. Aufbau der 

allgemeinbilden-

den höheren Schu-

len  

 

§ 35. (1) 

 

Die allgemeinbildenden höheren 

Schulen umfassen acht Schulstufen 

(5. bis 12. Schulstufe), die in Unter- 

und Oberstufe unterteilt sind, mit je-

weils vier Schulstufen. 

Schulaufbau, 

Strukturierung in 

Unter- und Ober-

stufe 

Struktur und Organisatori-
sches 

§ 35. (2) 

 

Das Oberstufenrealgymnasium be-

ginnt ab der 8. Schulstufe und um-

fasst eine vierjährige Oberstufe (9. bis 

12. Schulstufe). Eine einjährige Über-

gangsstufe kann eingerichtet werden. 

Oberstufenreal-

gymnasium, opti-

onale Übergangs-

stufe 

Struktur und Organisatori-
sches 
Flexibilität 

§ 35. (3) 

 

Jede Schulstufe entspricht einer 

Klasse. Sonderformen für Berufstä-

tige nutzen Module, die den 

Klassensystem, 

Organisation für 

Berufstätige 

Struktur und Organisatori-
sches 
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Unterrichtsgegenständen der Semes-

ter entsprechen. 

§ 35. (4a) 

 

Ein zeitweiser gemeinsamer Unter-

richt von SchülerInnen mit und 

ohne sonderpädagogischen Förder-

bedarf kann in Unterstufenklassen 

und Sonderschulklassen stattfin-

den. 

Inklusion, ge-

meinsamer Un-

terricht 

Inklusion 

 

§ 35. (5) 

 

Allgemeinbildende höhere Schulen 

können mit ganztägiger Unterstufe 

geführt werden. 

Ganztägige Schul-

formen, erweiterte 

Betreuung 

Struktur und Organisatori-
sches 

 

§ 39. Lehrplan der 

allgemeinbilden-

den höheren Schu-

len  

 

§ 39. (1) Pflichtgegenstände umfassen Reli-

gion, Deutsch, lebende Fremdspra-

che, Latein (oder weitere Fremdspra-

che), Geschichte, Geographie, Mathe-

matik, Naturwissenschaften, Psycho-

logie, Kunst, Musik, Bewegung und 

Sport sowie spezifische Bildungsin-

halte je nach Schulform. 

Breites Fächeran-

gebot, speziali-

sierte Bildungsin-

halte 

Allgemeines Bildungsziel 

§ 39. (1) Wahlpflichtgegenstände in der Ober-

stufe dienen der Ergänzung, Erweite-

rung und Vertiefung von Pflichtge-

genständen, einschließlich Ethik als 

Pflichtgegenstand für Schüler, die am 

Religionsunterricht nicht teilnehmen. 

Wahlmöglichkei-

ten, individuelle 

Vertiefung 

Differenzierte Unter-

richtsorganisation 

Förderung und Entwick-

lung 

§ 39. (1a) Bildungs- und Berufsorientierung als 

verbindliche Übungen in der 3. und 4. 

Klasse. 

Berufsorientie-

rung, Zukunfts-

planung 

Berufs- und Lebensvorbe-

reitung 

 

§ 39. (2) Lehrpläne der Unterstufe dürfen den 

Übertritt von MittelschülerInnen nicht 

erschweren. 

Übergangsfreund-

lichkeit, An-

schlussfähigkeit 

Anpassung an Bedürf-

nisse 

§ 39. (3) SchülerInnen mit sonderpädagogi-

schem Förderbedarf in der Unter-

stufe erhalten angepasste Lehr-

pläne; körper- und sinnesbehin-

derte SchülerInnen erhalten indivi-

duelle Anpassungen für die Unter- 

und Oberstufe. 

Inklusion, An-

passung an indi-

viduelle Bedürf-

nisse 

Inklusion 

Anpassung an Bedürf-

nisse 

§ 39. (4) Lehrpläne von Sonderformen richten 

sich nach den Lehrplänen der entspre-

chenden Schulformen (§ 36); Wahl-

pflichtgegenstände können durch 

Freigegenstände ersetzt werden. 

Flexibilität in 

Sonderformen, 

Anpassung an 

spezifische Auf-

gaben 

Flexibilität 
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§ 39. (5) Lehrplan des Werkschulheims basiert 

auf entsprechenden Schulformen und 

ergänzt diese durch Handwerksausbil-

dung unter Anwendung von Lehrplä-

nen berufsbildender Schulen. 

Handwerkliche 

Ausbildung, Ver-

knüpfung mit be-

rufsbildenden In-

halten 

Berufs- und Lebensvorbe-

reitung 

 

 

 

 

§ 42. Lehrer.  

 

§ 42. (1) 

 

  

Der Unterricht in Klassen der all-

gemeinbildenden höheren Schulen 

und in Modulen der Sonderformen 

für Berufstätige wird durch Fach-

lehrerInnen erteilt. Für SchülerIn-

nen mit sonderpädagogischem För-

derbedarf werden zusätzlich ent-

sprechend ausgebildete LehrerIn-

nen eingesetzt. 

Fachunterricht, 

sonderpädagogi-

sche Unterstüt-

zung 

Struktur und Organisa-

torisches 

Qualifikationen der 

Lehrkräfte 

Förderung und Ent-

wicklung 

Inklusion 

 

§ 42. (2) 

 

Für jede Schule sind eine LeiterIn 

und die erforderlichen LehrerInnen zu 

bestellen. 

Schulorganisa-

tion, Personal-

struktur 

Struktur und Organisatori-
sches 

§ 42. (2a) 

 

An ganztägigen Schulformen können 

LehrerInnen, ErzieherInnen und an-

dere qualifizierte Personen für Be-

treuung, Lernzeit und Freizeit bestellt 

werden. Der Einsatz von externen 

qualifizierten Personen für die Frei-

zeitgestaltung ist möglich. 

Erweiterte Betreu-

ung, flexible Per-

sonalplanung 

Personaleinsatz 

Qualifikationen der Lehr-

kräfte 

Struktur und Organisatori-

sches 

Förderung und Entwick-

lung 

§ 42. (3) 

 

Die Vorschriften des LehrerInnen-

dienstrechtes sowie des Religionsun-

terrichtsrechtes bleiben unberührt. 

Rechtsrahmen für 

LehrerInnen 

Rechtliche Rahmenbedin-

gungen 

 

Tabelle 2 - Analyse - Schullorganisationsgesetz 

Im Schulorganisationsgesetz wurden folgende Kategorien für die Analyse der Daten im Hin-

blick auf Inklusion und den Sportunterricht als relevant identifiziert: 

1. Anpassung an Bedürfnisse  

2. Bewegungsförderung  

3. Chancengleichheit  

4. Anpassung  

5. Flexibilität  

6. Förderung und Entwicklung  

7. Geschlechtertrennung  

8. Inklusion  

9. Personaleinsatz  

10. Qualifikation der Lehrkräfte  
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11. Rolle der Lehrkräfte  

12. Soziale Teilhabe und Integration  

13. Struktur und Organisatorisches  

Das Schulorganisationsgesetz bietet eine vielseitige Grundlage, um Inklusion darzustellen. Da-

bei wird versucht, eine Balance zwischen der Förderung von Bewegung und Gesundheit und 

der Berücksichtigung der individuellen Bedürfnisse aller SchülerInnen zu schaffen. Als Haupt-

zweck wird in § 2 (1) erklärt, dass Erziehung auf eine sportlich aktive Lebensweise abziele.  

Methodisch sollen die Lehrplaninhalte flexible inklusive Ansätze für alle Bedürfnisse der Schü-

lerInnen und Schulen gewährleisten (vgl.§ 6. (3)), desgleichen sollen die Lehrpläne laut § 6. 

(4a) viel Wert auf kreative und sportliche Aktivitäten legen. Solche Ansätze können nur posi-

tive Auswirkungen auf die Inklusion haben und unterstützen die Bewegungsförderung sowie 

Kompetenzorientierung der SchülerInnen. Sie schaffen gleichzeitig eine differenzierte Unter-

richtsorganisation. Allerdings hängt die Umsetzung in der Praxis von den geeigneten Räum-

lichkeiten oder vom Vorhandensein spezialisierten Personals ab. Der Unterrichtsgegenstand 

Bewegung und Sport wird laut § 8b. (1) ab der 5. Schulstufe genderorientiert geführt, mit Be-

rücksichtigung der Anzahl der SchülerInnen sowie bestimmter Sportarten oder von Schulen für 

Berufstätige mit modularer Unterrichtsorganisation (vgl.§ 8b. (2), § 8b. (3)). Die Orientierung 

erfolgt nach den allgemeinen Richtlinien (vgl.§ 8b. (4)).  

§ 21a. (3), § 28. (4) und § 34. (2) (Unterstufe) besagen, dass SchülerInnen mit SPF eine Bildung 

erhalten, die der Aufgabe der Sonderschule entspricht, mit Orientierung an den Lernvorausset-

zungen und Zielen der Mittelschule, der Polytechnischen Schule bzw. der allgemeinbildenden 

höheren Schule. Durch die Anpassung bzw. Orientierung an den Zielen und Voraussetzungen 

der Mittelschulen sowie der Polytechnischen oder allgemeinbildenden höheren Schulen werden 

bestimmte Erwartungen aufgestellt, welche SchülerInnen mit SPF erreichen sollen. Diese Vor-

gaben lassen Platz für eine gewisse Hierarchisierung in der Klasse und können eine bestimmte 

„Normalität” konstruieren, welche SchülerInnen mit SPF erreichen sollten. 

Die curricularen Vorgaben für den Sportunterricht sind inklusiv und bedarfsorientiert formu-

liert. Die Vorgaben streben strukturelle Ansätze an, um die Bedürfnisse und Lernvoraussetzun-

gen aller SchülerInnen miteinzubeziehen (vgl. § 9. (2), § 9. (3), § 10. (4)). Qualifikationen der 

Lehrkräfte spielen in diesem Zusammenhang eine wichtige Rolle, um Gerechtigkeit und Inklu-

sion zu erreichen. Die organisatorische Rahmenbedingung der Grundsatzbestimmung 1 sieht 

vor, dass ausgebildeten Lehrkräfte als zusätzliche Unterstützung zur Erfüllung diverser Bedürf-

nisse im Schulalltag eingesetzt werden. Laut § 14, § 21g., Grundsatzbestimmung (1), und § 
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21h. sind der Förderbedarf der SchülerInnen sowie die räumlichen Möglichkeiten und die Be-

lastung des Lehrpersonals entscheidend für die Klassengröße. Lehrpersonalressourcen sollten 

in Mittelschulen bestellt werden, ebenso in Klassen der allgemeinbildenden höheren Schulen. 

In Modulen der Sonderformen für Berufstätige wird der Unterricht durch Fachlehrkräfte erteilt. 

Zu hinterfragen bleibt jedoch, ob in allen Schulen und Klassen LehrerInnen mit sonderpädago-

gischer Ausbildung zum Einsatz kommen können und ob aktuell ausgebildetes Personal in aus-

reichendem Maße zur Verfügung steht. Verglichen mit den Mittelschulen und den allgemein-

bildenden höheren Schulen können in Polytechnischen Schulen in bestimmten Fällen auch Leh-

rerInnen ohne sonderpädagogische Ausbildung unterrichten, sofern sie damit einverstanden 

sind (vgl. § 32. (1)). Die Rolle bzw. die Aufgabe und Kompetenzen der Lehrkräfte sind in die-

sem Zusammenhang nicht relevant, bzw. werden Spielräume für die fehlenden Personalres-

sourcen geschaffen. Hinterfragbar sind die Qualität des Unterrichts, die Förderung und Ent-

wicklung sowie die Erreichung der inklusiven Ziele. 

Der Sportunterricht bietet eine umfassende Unterstützung und die Möglichkeit des Wachstums 

der SchülerInnen durch differenzierte Leistungsziele, zusammen mit einer breiten Förderung 

sportlicher Kompetenzen wie Tanz, Gymnastik oder Freizeitsport (vgl. §8b (2)). Es besteht die 

Möglichkeit, adaptive Formen des Sports und alternative Unterrichtsformate (vgl. § 10. (4), § 

21b. (4), § 29. (1) a), § 29. (2), § 39. (3)) anzubieten, um eine Überforderung der SchülerInnen 

mit SPF zu vermeiden. Diese Ansätze sind positiv zu betrachten, denn sie unterstützen die Po-

tenziale einzelner SchülerInnen, die dadurch gefördert werden. Allerdings klafft ein Span-

nungsfeld zwischen den idealistischen Zielen und der konkreten Umsetzung in der Praxis auf. 

Dabei bleiben die tatsächliche Bereitstellung von Ressourcen und die institutionelle Unterstüt-

zung hinter den in der Theorie formulierten Ansprüchen zurück. Dennoch hängt die Führung 

des Unterrichtsgegenstandes Bewegung und Sport von den SchulleiterInnen ab (vgl. § 8b. (2)). 

Somit entstehen eine Diskrepanz und Heterogenität zwischen den Schulen, was die Gestaltung 

des Unterrichts anbelangt. Eine gewisse Flexibilität für Lehrkräfte ist nicht vorgesehen. 

Zusammenfassend kann gesagt werden, dass die Vorgaben im Hinblick auf Inklusion sowie das 

Curriculum für den Sportunterricht idealistisch, inklusiv und vielseitig formuliert werden, al-

lerdings werden Handlungsanleitungen außer Acht gelassen. 
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6.2 Das Schulunterrichtsgesetz 
Textbausteine (Ab-

satz/Kapitel) 

Geltungsbe-
reich 

Paraphrasierung der Absätze  Reduktion: Kategorie 
und Label 

Zusammenfassung als 
Kategoriensystem 

4. Abschnitt 

UNTERRICHTSORDNUNG 

Schulveranstaltun-

gen 

 

§ 13. (1) 

 

Schulveranstaltungen ergän-

zen den Unterricht durch di-

rekten Kontakt mit dem wirt-

schaftlichen, gesellschaftli-

chen und kulturellen Leben 

sowie durch die Förderung 

musischer Anlagen und kör-

perliche Ertüchtigung. 

Ergänzende Bildung, 

Förderung vielseitiger 

Kompetenzen 

Förderung und Ent-

wicklung  

§ 13. (1a) 

 

Schulveranstaltungen für 

Klassen mit SchülerInnen 

mit sonderpädagogischem 

Förderbedarf sind so zu pla-

nen, dass sie die größtmögli-

che Teilnahme ermöglichen. 

Inklusion, Teilhabe 

an Schulveranstal-

tungen 

Inklusion und Teil-

habe 

Soziale Teilhabe und 

Integration 

§ 13. (2) 

 

Regelungen zur Höchstzahl 

der Schulveranstaltungen, Si-

cherheitsmaßnahmen, Kosten-

kontrolle und Entscheidungs-

befugnis liegen in der Verant-

wortung der Schulorgane. 

Organisatorische Vor-

gaben, Sicherheit, 

Sparsamkeit 

Struktur und Organi-

satorisches 

§ 13. (3) 

 

SchülerInnen sind zur Teil-

nahme an Schulveranstal-

tungen verpflichtet, es sei 

denn, sie sind aus spezifi-

schen Gründen wie Fern-

bleiben oder Gefährdung 

von der Teilnahme ausge-

schlossen. 

Teilnahmepflicht, 

Ausnahmen bei Ge-

fährdung oder Ab-

wesenheit 

Inklusion und Teil-

habe 

§ 13. (4) 

 

SchülerInnen, die nicht an 

Schulveranstaltungen teil-

nehmen, sollen ersatzweise 

einer anderen Klasse zuge-

wiesen werden. Die Lehr-

ziele der Stufe müssen unab-

hängig von der Nichtteil-

nahme beurteilt werden. 

 

 

Alternativen zur 

Teilnahme, Sicher-

stellung der Lehrzie-

lerreichung 

Förderung und Ent-

wicklung 
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5. Abschnitt 

UNTERRICHTSARBEIT UND SCHÜLERBEURTEILUNG 

Unterrichtsarbeit  

 

§ 17. (1) 

 

LehrerInnen haben die Auf-

gabe, eigenständig und verant-

wortungsvoll die Ziele der ös-

terreichischen Schule umzu-

setzen, den Lehrstoff anschau-

lich zu vermitteln und Schüle-

rInnen zu Selbsttätigkeit und 

Mitarbeit anzuleiten. 

Eigenverantwortliche 

Unterrichtsarbeit, För-

derung von Selbst-

ständigkeit 

Förderung und Ent-

wicklung 

 

§ 17. (1) 

 

Bewegungselemente sind in 

den Unterricht zu integrie-

ren, insbesondere in ganztä-

gigen Schulformen. 

Integration von Be-

wegung, Förderung 

der körperlichen 

Aktivität 

Förderung und Ent-

wicklung 

Bewegungsorientie-

rung 

§ 17. (1a) 

1. 

 

Bildungsstandards dienen der 

nachhaltigen Ergebnisorien-

tierung, Diagnose, Förderung 

und Qualitätsentwicklung. 

Ergebnisorientierung, 

Qualitätsförderung 

Ergebnisorientierung 

und Qualität 

§ 17. (1a) 

2., 3. 

 

Kompetenzerhebungen zur 

Beobachtung und Förderung 

von Leistungen und überfach-

lichen Kompetenzen wie sozi-

ale, personale oder motivatio-

nale Fähigkeiten sind mög-

lich. 

Individuelle Förde-

rung, Beobachtung 

von Kompetenzen 

Förderung und Ent-

wicklung 

 

§ 17. (1b) 

 

Differenzierungsmaßnahmen 

in der Mittelschule sollen 

SchülerInnen zum Bildungs-

ziel ‚Standard AHS‘ oder 

‚Standard‘ hinführen. 

Differenzierte Förde-

rung, Begabungsför-

derung 

Differenzierte Förde-

rung 
Förderung und Ent-

wicklung 

§ 17. (2) 

 

Hausübungen dürfen nicht an 

Wochenenden oder in Ferien 

aufgegeben werden; sie sollen 

selbstständig durchführbar 

sein und die Belastbarkeit der 

SchülerInnen berücksichtigen. 

Hausübungen, Be-

rücksichtigung der 

Belastbarkeit 

Leistungsbeurteilung 

und Fairness  

§ 17. (4) 

 

SchülerInnen mit sonderpä-

dagogischem Förderbedarf 

können nach einem anderen 

Lehrplan unterrichtet wer-

den, um die bestmögliche 

Förderung zu gewährleisten. 

Inklusion, individu-

elle Förderung 

Inklusion und Teil-

habe 

Förderung und Ent-

wicklung  

§ 17. (5) 

 

SchülerInnen dürfen innerhalb 

der Vorschulstufe und der 

Flexibilität im Schul-

stufenwechsel, 

Inklusion und Teil-

habe 
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ersten drei Schulstufen der 

Volksschule oder Sonder-

schule die Stufe wechseln, um 

Unter- oder Überforderung zu 

vermeiden. 

Anpassung an Lern-

bedürfnisse 

Förderung und Ent-

wicklung 

 

Leistungsbeurteilung  

 

§ 18. (1)  

 

Die Beurteilung der Schüle-

rInnenleistungen erfolgt 

durch Mitarbeit im Unter-

richt und durch mündliche, 

schriftliche, praktische oder 

andere Formen der Leis-

tungsfeststellung. 

Leistungsfeststel-

lung, vielfältige Me-

thoden 

Leistungsbeurtei-

lung und Fairness 

 

§ 18. (2)  

 

Notensystem von Sehr gut (1) 

bis Nicht genügend (5); 

schriftliche Erläuterungen 

können in bestimmten Schul-

formen hinzukommen. 

Bewertungsskala, 

Transparenz in der 

Beurteilung 

Leistungsbeurteilung 

und Fairness 

 

§ 18. (6)  

 

SchülerInnen mit körperli-

chen Einschränkungen wer-

den unter Berücksichtigung 

ihres individuellen Potenzi-

als bewertet, sofern die Bil-

dungsziele des Unterrichts 

erreicht werden können. 

Inklusion, ange-

passte Leistungsbe-

wertung  

Leistungsbeurtei-

lung und Fairness 

Inklusion und Teil-

habe 

Förderung und Ent-

wicklung 

§ 18. (8)  

 

Mangelnde Anlagen und 

körperliche Fähigkeiten in 

kreativen und sportlichen 

Fächern werden bei erwiese-

nem Leistungswillen zu-

gunsten des Schülers bzw. 

der Schülerin berücksich-

tigt. 

Berücksichtigung in-

dividueller Fähigkei-

ten, faire Bewertung 

Leistungsbeurtei-

lung und Fairness 

Inklusion und Teil-

habe 

Förderung und Ent-

wicklung 

 

§ 18. (11)  

 

 

 

Bei schriftlichen Leistungs-

feststellungen, bei denen mehr 

als die Hälfte der SchülerIn-

nen mit ‚Nicht genügend‘ be-

wertet wird, ist eine Wieder-

holung erforderlich. 

Fairness in der Leis-

tungsbewertung, Wie-

derholungsmöglich-

keiten 

 

 

Ergebnisorientierung 

und Qualität 

 

 

§ 18. (12)  

 

Leistungsbeurteilungen für 

SchülerInnen mit Sprachbarri-

eren berücksichtigen deren 

Schwierigkeiten, mit alternati-

ven Prüfungen in der Mutter-

sprache, sofern möglich. 

Förderung von 

Sprachkompetenzen, 

alternative Methoden 

zur Beurteilung 

Leistungsbeurteilung 

und Fairness 

Inklusion und Teil-

habe 
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§ 18. (13)  

 

Pflichtpraktika, unverbindli-

che Übungen und therapeuti-

sche Maßnahmen sind von der 

Leistungsbeurteilung ausge-

nommen. 

Ausnahmebereiche in 

der Beurteilung 

Leistungsbeurteilung 

und Fairness 

 

§ 18. 

(14) (15) 

 

Standardisierte Testverfahren 

werden zur Feststellung des 

Sprachstands von SchülerIn-

nen in Deutschförderklassen 

durchgeführt, um den weite-

ren Bildungsweg zu bestim-

men. 

Standardisierte Tests Ergebnisorientierung 
und Qualität 
 

Tabelle 3 - Analyse - Schulunterrichtsgesetz 

Im Schulunterrichtsgesetz wurden folgende Kategorien für die Analyse der Daten im Hinblick 

auf Inklusion und den Sportunterricht als relevant identifiziert: 

1. Bewegungsorientierung 

2. Förderung und Entwicklung 

3. Inklusion und Teilhabe 

4. Leistungsbeurteilung und Fairness 

5. Soziale Teilhabe und Integration 

Das Schulunterrichtsgesetz in Österreich legt einen besonderen Fokus auf die Berücksichtigung 

individueller Fähigkeiten der SchülerInnen und auf die Einschränkungen der SchülerInnen mit 

sonderpädagogischem Förderbedarf (vgl. § 13. (1a), (3), (4), § 17 (4), § 18 (6-8)). Dies soll 

durch die Förderung der Einbindung von SchülerInnen mit SPF oder körperlichen Barrieren 

(vgl. § 13. (1a)) sichergestellt werden. Im Falle, dass eine Teilnahme an Schulveranstaltungen 

nicht möglich ist, sieht § 13. (4). vor, Alternativen für die Schulveranstaltungen zu schaffen. 

Alternative Bewertungsmethoden und individuelle Anpassungen (vgl. § 18 (6), § 18 (8)) sind 

ebenso Ansätze, welche berücksichtigt werden müssen und gleichzeitig eine faire Bewertung 

im Hinblick auf den Unterricht ermöglichen sollen.  

Diese Ansätze sind positiv einzustufen, da ein Raum für differenzierte Leistungsbewertungen 

geschaffen wird, was den Willen zur Inklusion bestärkt. Allerdings finden systematische An-

sätze für die Umsetzung in heterogenen Klassen in diesem Kontext keine Berücksichtigung. 

Solche Ansätze stellen eine Herausforderung für die Lehrkräfte dar, die sich angesichts perso-

neller oder materieller Ressourcen ergeben. Abgesehen von der Vorgabe von § 13. (1a) – Schul-

veranstaltungen für Klassen mit SchülerInnen mit sonderpädagogischem Förderbedarf seien 

demnach so zu planen, dass die größtmögliche Teilnahme ermöglicht werde – ist die 
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Formulierung kritisch anzusehen. Denn eine Formulierung, die die Teilnahmechance möglich-

erweise einschränkt, lässt viel Platz für Interpretationen und deutet auf eine ableistische Per-

spektive hin. Sie impliziert, dass die tatsächlich vorhandene Fähigkeit eine wesentliche Voraus-

setzung für die Teilnahme am Unterricht darstellt. Es wird davon ausgegangen, dass mehr Fle-

xibilität bei der Unterrichtsplanung besteht, da nicht alle SchülerInnen teilnehmen müssen. In 

Wirklichkeit können solche Ansätze einerseits eine verstärkte Anstrengung erfordern, um eine 

möglichst hohe Teilnahme der SchülerInnen sicherzustellen; andererseits müssen alternative 

Ersatzleistungen mitbedacht werden (vgl. § 13. (4)), welche mehr Zeit, Fachwissen und Erfah-

rung bei der Unterrichtsplanung vorsehen. Werden alle Konsequenzen dieser Praxis berück-

sichtigt, kann festgestellt werden, dass solche Vorgehensweisen verletzende Effekte produzie-

ren können und somit SchülerInnen mit sonderpädagogischem Förderbedarf ausgrenzen. Inso-

fern kann sich in der Praxis eine Uneinheitlichkeit im Hinblick auf die Veranstaltungen erge-

ben. Grund dafür ist die offene Interpretation, welche sich von Schule zu Schule unterscheidet.  

Die curricularen Vorgaben legen einen großen Wert auf die Förderung von Bewegung, Gesund-

heit und die soziale Interaktion (vgl. § 17. (1)). Dabei werden körperliche Einschränkungen laut 

§ 18. (6) oder mangelnde Anlagen laut § 18. (8) bei der Leistungsbewertung berücksichtigt. 

Beispielsweise können SchülerInnen mit SPF nach einem anderen Lehrplan unterrichtet wer-

den, wobei die Leistungsbeurteilung zugunsten der SchülerInnen erfolgt. Dieser Ansatz unter-

streicht die Bemühungen um Fairness und Chancengleichheit im Hinblick auf den Unterricht. 

Gleichzeitig erfordert es fachliches Wissen aufseiten der Lehrkräfte; die pädagogische Flexibi-

lität setzt auch eine hohe Sensibilität für den Umgang mit unterschiedlichen Bedürfnissen aller 

SchülerInnen voraus.  

Obwohl die curricularen Vorgaben im Schulunterrichtsgesetz fortschrittlich formuliert sind, 

wirken sie eher normativ als handlungsorientiert. Durch eine kritische Brille gesehen, lassen 

sich das Fehlen von konkreten Handlungsanweisungen und ein Mangel an Unterstützungsmaß-

nahmen zur gleichberechtigten Teilnahme und zur Inklusion am Unterricht erkennen, was Her-

ausforderungen für den Unterricht nach sich ziehen kann.  

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass für Inklusion und Chancengleichheit im Sportun-

terricht noch viel Raum vorhanden ist. Die Gesetze heben eine normative Grundlage hervor, 

die jedoch einen großen Interpretationsspielraum lässt. Gezielte Ressourcen und institutionelle 

Unterstützung könnten die Wirksamkeit der Inklusionsumsetzung erheblich verbessern. 
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6.3 Lehrplan der Volksschule Anlage A 
Textbausteine (Ab-

satz/Kapitel) 

Geltungs-
bereich 

Paraphrasierung der Absätze  Reduktion: Kategorie 
und Label 

Zusammenfassung 
als Kategoriensystem 

LEHRPLAN DER VOLKSSCHULE 
ERSTER TEIL 

ALLGEMEINES BILDUNGSZIEL 

Funktion und Glie-

derung des Lehr-

plans  

 

Abs. 1 Der Lehrplan dient zur Konkre-

tisierung des Bildungsauftrags, 

zur Planung und Steuerung des 

Unterrichts sowie zur Gestal-

tung schulischer Freiräume und 

Lehrplanbestimmungen. 

Bildungsauftrag, Un-

terrichtsplanung, Au-

tonomie 

Allgemeines Bil-

dungsziel 

Struktur und Organi-

satorisches 

 

Abs. 1 Er berücksichtigt die indivi-

duellen Interessen und die 

persönliche Lebensrealität 

der SchülerInnen sowie das 

standortbezogene Bildungsan-

gebot. 

Individualisierung, 

standortbezogene 

Anpassung 

Inklusion und För-

derung 

Kompetenzorientie-

rung 

 

Abs. 1 Der Lehrplan gliedert sich in 

das allgemeine Bildungsziel, 

Kompetenzorientierung, didak-

tische Grundsätze, übergrei-

fende Themen, organisatori-

scher Rahmen, Stundentafeln 

und Fachlehrpläne. 

Struktur des Lehr-

plans, klare Gliede-

rung 

Allgemeines Bil-

dungsziel 

Struktur und Organi-

satorisches 

Abs. 2 Das allgemeine Bildungsziel 

und die Kompetenzorientierung 

bilden zusammen mit den di-

daktischen Grundsätzen und 

dem organisatorischen Rahmen 

die Grundlage für die Lehrpla-

numsetzung. 

Kompetenzorientie-

rung, Bildungsziele 

Allgemeines Bil-

dungsziel 

Kompetenzorientie-

rung 

Abs. 3 Übergreifende Themen greifen 

wesentliche gesellschaftliche 

Aspekte auf und werden ver-

bindlich in Unterrichtsgegen-

ständen behandelt. 

Gesellschaftliche Re-

levanz, fächerüber-

greifender Ansatz 

Allgemeines Bil-

dungsziel 

Kompetenzorientie-

rung 

Abs. 4 Fachlehrpläne beinhalten die 

Bildungs- und Lehraufgabe, di-

daktische Grundsätze, Kompe-

tenzmodelle, fachliche Kon-

zepte, Anwendungsbereiche 

und den Lehrstoff. 

Fachliche Konzepte, 

Kompetenzmodelle 

Allgemeines Bil-

dungsziel 
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Gesetzlicher Auftrag 

der Volksschulen  

Abs. 1 Die Volksschule fördert Indivi-

dualität sowie ethische Werte 

und bereitet auf Wissen, Kön-

nen und selbstständigen Bil-

dungserwerb vor. 

Individuelle Förde-

rung, Vorbereitung auf 

Lebenskompetenzen 

Lebensvorbereitung 

und Berufsorientie-

rung 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 

Selbstbestimmung 

und Partizipation 

Abs. 1 Ziel ist die Befähigung zu 

selbstständigem Urteil, sozia-

lem Verständnis und sportlich 

aktiver Lebensweise sowie Of-

fenheit für politisches und welt-

anschauliches Denken. 

Soziale Kompetenzen, 

Urteilskraft, Offenheit 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 

Selbstbestimmung 

und Partizipation 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

Abs. 2 Der Unterricht fördert kogni-

tive, emotionale und soziale Fä-

higkeiten und strebt die kriti-

sche, kommunikative und krea-

tive Teilhabe an gesellschaftli-

chen Prozessen an. 

Ganzheitliche Bil-

dung, gesellschaftliche 

Teilhabe 

Selbstbestimmung 

und Partizipation 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 

 

 

Abs. 3-5 Die Vorschulstufe legt den Fo-

kus auf individuelle Förderung 

und Schulreife, wobei die sozi-

ale Integration von Kindern mit 

Behinderung angestrebt wird. 

Inklusive Pädagogik, 

individuelle Schulreife 

Inklusion und indivi-

duelle Förderung 

 

Abs. 6 In der 1. bis 4. Schulstufe wird 

eine gemeinsame Elementarbil-

dung vermittelt, die soziale In-

tegration von Kindern mit Be-

hinderung wird nach inklusiven 

Prinzipien angestrebt. 

Gemeinsame Bildung, 

soziale Integration 

Allgemeines Bil-

dungsziel 

Inklusion und indivi-

duelle Förderung 

Abs. 6 Für Kinder mit sonderpädagogi-

schem Förderbedarf sind die 

Bildungsaufgaben der entspre-

chenden Sonderschulart zu be-

rücksichtigen. 

Sonderpädagogik, an-

gepasste Bildungsauf-

gaben 

Inklusion und indivi-

duelle Förderung 

 

Leitvorstellungen 

Abs. 1 Das 4K-Modell umfasst Kom-

munikation, Kollaboration, Kre-

ativität und kritisches Denken, 

die im 21. Jahrhundert von her-

ausragender Bedeutung sind. 

Kompetenzorientie-

rung, Schlüsselqualifi-

kationen 

Allgemeines Bil-

dungsziel 

Abs. 1 Lernen ist ein aktiver Prozess, 

bei dem Wissen und Können in 

Gruppen angewendet werden, 

um Problemlösungen zu finden. 

Aktives Lernen, 

Teamfähigkeit, Prob-

lemlösung 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 
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Abs. 2 Schule und Unterricht tragen 

zur Bewältigung gesellschaftli-

cher, sozialer, ökonomischer 

und ökologischer Herausforde-

rungen bei und fördern nachhal-

tige Entwicklung. 

Nachhaltigkeit, gesell-

schaftliche Verantwor-

tung 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 

Nachhaltigkeit und 

Verantwortung 

Abs. 2 Bildung für nachhaltige Ent-

wicklung, Politische Bildung, 

Friedenserziehung und Men-

schenrechtsbildung unterstützen 

den Kompetenzerwerb für eine 

nachhaltige Zukunft. 

Fächerübergreifende 

Bildung, globale Ver-

antwortung 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 

Nachhaltigkeit und 

Verantwortung 

Selbstbestimmung 

und Partizipation 

Abs. 2 Schulen übernehmen gemein-

sam Verantwortung und tragen 

zur Umsetzung der Sustainable 

Development Goals (SDGs) 

bei. 

Gemeinsame Verant-

wortung, globale Ziele 

Nachhaltigkeit und 

Verantwortung 

 

Abs. 3 Schule ist ein sozialer Raum, in 

dem Wirkungen des eigenen 

Handelns erlebt und kritisch re-

flektiert werden können. 

Sozialer Lernraum, 

Reflexion und Verant-

wortung 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 

Nachhaltigkeit und 

Verantwortung 

 

Abs. 3 

 

SchülerInnen werden in ihrer 

Suche nach Sinn, ethischen und 

moralischen Werten sowie Ori-

entierung durch Religion und 

Weltanschauungen unterstützt. 

Sinnfindung, ethische 

und moralische Bil-

dung 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 

Vielfalt und interkul-

turelles Lernen 

Abs. 4 Die Förderung einer inklusi-

ven Gesellschaft durch ein 

ganzheitliches Menschenbild 

wird angestrebt. 

Inklusion, ganzheitli-

che Bildung 

Inklusion und indi-

viduelle Förderung 

Ganzheitliches Ler-

nen 

Volksschuloberstufe 

Abs. 1 In der 5. bis 8. Schulstufe wird 

eine grundlegende Allgemein-

bildung vermittelt, die Schüle-

rInnen auf das Berufsleben oder 

den Übertritt in mittlere und hö-

here Schulen vorbereitet. 

Allgemeinbildung, 

Übergangsfähigkeit 

Allgemeines Bil-

dungsziel 

Lebensvorbereitung 

und Berufsorientie-

rung 

Abs. 1 Der Unterricht für SchülerIn-

nen mit sonderpädagogischem 

Förderbedarf orientiert sich 

an individuellen Lernvoraus-

setzungen und strebt die Ziele 

der Volksschuloberstufe an. 

Inklusion, individu-

elle Förderung 

Inklusion und indi-

viduelle Förderung 

Allgemeines Bil-

dungsziel 
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Abs. 1 Die soziale Integration von 

Kindern mit Behinderung 

wird nach dem Prinzip der in-

klusiven Pädagogik ange-

strebt. 

Soziale Integration, 

inklusive Pädagogik 

Inklusion und indi-

viduelle Förderung 

Allgemeines Bil-

dungsziel 

 

Abs. 2 Bildungsdirektionen können zu-

sätzliche Lehrplanbestimmun-

gen nach örtlichen Erfordernis-

sen erlassen, orientiert an der 

Verordnung der Mittelschulen. 

Flexibilität, regionale 

Anpassung 

Struktur und Orien-

tierung 

ZWEITER TEIL 

KOMPETENZORIENTIERUNG 

Kompetenzorientie-

rung als pädagogi-

sche Grundlage des 

Lehrplans  

Abs. 1 Kompetenzorientierung ist als 

Grundlage des Lehrplans defi-

niert und umfasst langfristig 

verfügbare Fähigkeiten, die die 

Aufgabenbewältigung in vari-

ablen Situationen ermöglichen. 

Kompetenzorientie-

rung, langfristige Fä-

higkeiten 

Kompetenzorientie-

rung 

 

Abs. 2 Reflexive Grundbildung soll 

SchülerInnen befähigen, kri-

tisch zu urteilen und selbststän-

dig weiterzulernen. 

Reflexive Bildung, 

Selbstständigkeit und 

Urteilskraft 

Selbstbestimmung 

und Partizipation 

Abs. 3 Der Lehrplan unterscheidet zwi-

schen fachlichen, überfachli-

chen und fächerübergreifenden 

Kompetenzen. 

Differenzierung der 

Kompetenzen 

Kompetenzorientie-

rung 

Abs. 3 Überfachliche Kompetenzen 

umfassen Motivation, Selbst-

wahrnehmung sowie soziale 

und lernmethodische Kompe-

tenzen. 

Überfachliche Kompe-

tenzen, soziale und 

motivationale Fähig-

keiten 

Kompetenzorientie-

rung 

 

Abs. 3 Fächerübergreifende Kompe-

tenzen sind mit übergreifenden 

Themen wie Gesundheitsförde-

rung, Medienbildung, und 

Nachhaltigkeit verbunden. 

Fächerübergreifende 

Themen, gesellschaft-

liche Relevanz 

Allgemeines Bil-

dungsziel 

 

Abs. 4 Der Unterricht in der Volks-

schule verbindet fachliche, 

überfachliche und fächer-

übergreifende Kompetenzen 

und orientiert sich an den Be-

dürfnissen der SchülerInnen. 

Integration von Kom-

petenzen, SchülerIn-

nenorientierung 

Allgemeines Bil-

dungsziel 

Kompetenzorientie-

rung 

Inklusion und indi-

viduelle Förderung 

Abs. 4 Situationsorientierter Unter-

richt verlangt eine 

Koordination, Team-

arbeit im Unterricht 

Struktur und Orga-

nisation 
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koordinierte Zusammenarbeit 

der Lehrkräfte und eine abge-

stimmte Planung über die 

Schulstufen hinweg. 

Kennzeichen kompe-

tenzorientierten Un-

terrichts 

Abs. 1 Lernen wird als aktiver, selbst-

gesteuerter, reflexiver und situa-

tiver Prozess verstanden. 

Aktives, selbstgesteu-

ertes Lernen 

Allgemeines Bil-

dungsziel 

Abs. 2 Lehrkräfte gestalten Lernumge-

bungen, die zielorientierte 

Kompetenzentwicklung ermög-

lichen. 

Gestaltung von Ler-

numgebungen, Förde-

rung von Kompeten-

zen 

Allgemeines Bil-

dungsziel 

Kompetenzorientie-

rung 

Abs. 2 Die Dokumentation und Evalu-

ierung von Lernfortschritten so-

wie Anpassungen bei fehlenden 

Lernergebnissen sind essenziell. 

Lernfortschrittsdoku-

mentation, Evaluie-

rung 

Struktur und Organi-

sation 

Abs. 3 Der Unterricht ist handlungs- 

und anwendungsorientiert, wo-

bei Wissen zur Lösung von 

Problemen genutzt wird. 

Handlungsorientie-

rung, Problemlösungs-

kompetenz 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 

Abs. 3 Kognitive Aktivierung und die 

aktive Auseinandersetzung mit 

Themen fördern das Lernen. 

Kognitive Aktivie-

rung, thematische 

Auseinandersetzung 

Allgemeines Bil-

dungsziel 

Abs. 3 Kumulatives Lernen vernetzt 

Wissen systematisch und nach-

haltig mit anderen Wissensge-

bieten. 

Kumulatives Lernen, 

Wissenserweiterung 

Allgemeines Bil-

dungsziel 

 

Abs. 3 Überfachliche Kompetenzen 

wie Methoden- und Sozialkom-

petenz werden implizit entwi-

ckelt. 

Überfachliche Kompe-

tenzen, implizite För-

derung 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 

 

Abs. 3 Eine Kultur der Selbstreflexion 

stärkt die Bewusstheit über er-

worbene Kompetenzen und för-

dert Lernmotivation. 

Selbstreflexion, Lern-

motivation 

Kompetenzorientie-

rung 

Abs. 3 Lernerfahrungen sollen über 

den Unterricht hinausgehen und 

sinnstiftend sein. 

Sinnstiftendes Lernen, 

lebensnahe Erfahrun-

gen 

Kompetenzorientie-

rung 

DRITTER TEIL 

ALLGEMEINE DIDAKTISCHE GRUNDSÄTZE 

Grundsatz 1:  

Abs.  1 LehrerInnen nehmen Schüle-

rInnen individuell wahr und 

unterstützen individuelle 

Lernprozesse. 

Individualisierte 

Wahrnehmung, 

Lernprozessförde-

rung 

Inklusion und indi-

viduelle Förderung 
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Abs. 1 

  

SchülerInnen bringen unter-

schiedliche Vorkenntnisse, Er-

fahrungen und Lernpräferenzen 

mit, die im Unterricht genutzt 

werden sollen. 

Diversität der Lernvo-

raussetzungen, Unter-

richtsanpassung 

Vielfalt und interkul-

turelles Lernen 

Abs. 1 Pädagogische Diagnoseinstru-

mente helfen, Lernvorausset-

zungen festzustellen und Lern-

prozesse zu begleiten. 

Diagnoseinstrumente, 

Lernprozessbegleitung 

Kompetenzorientie-

rung 

 

Abs. 1 Individuelle, abwechslungs-

reiche Lernsettings und pas-

sende Lernmaterialien för-

dern den Lernprozess. 

Abwechslungsreiche 

Lernsettings, indivi-

duelle Materialien 

Kompetenzorientie-

rung 

Ressourcen 

 

Abs. 1 Individuelle Rückmeldungen 

stärken die Wahrnehmung des 

Kompetenzzuwachses der 

SchülerInnen. 

Individuelle Rückmel-

dung, Kompetenzbe-

wusstsein 

Kompetenzorientie-

rung 

 

Abs. 2 Kognitiv leistungsstarke Schü-

lerInnen werden durch individu-

elle Angebote gefördert. 

Begabtenförderung, 

individuelle Unterstüt-

zung 

Kompetenzorientie-

rung 

Inklusion und indivi-

duelle Förderung 

Abs. 2 Die Förderung erfolgt ge-

schlechtersensibel und unab-

hängig von Erstsprache oder 

Bildungshintergrund der El-

tern. 

Geschlechtersensibi-

lität, Chancengleich-

heit 

Inklusion und indi-

viduelle Förderung 

Soziales Lernen und 

Weiterbildung 

Grundsatz 2: 

Abs. 1 Digitale Geräte und Medien 

knüpfen an die Lebenswelt der 

SchülerInnen an. 

Lebensweltbezug, Me-

dienintegration 

Digitalisierung und 

Medienkompetenz 

Abs. 1 Digitale Medien erweitern die 

Methodenvielfalt und unterstüt-

zen verschiedene Lerntypen. 

Methodenvielfalt, in-

dividuelle Förderung 

Digitalisierung und 

Medienkompetenz 

 

Abs. 1 Der Einsatz digitaler Technolo-

gien erleichtert die Unterstüt-

zung von Menschen mit Behin-

derungen und fördert die krea-

tive Auseinandersetzung mit 

Themen. 

Inklusion, kreative 

Förderung 

Digitalisierung und 

Medienkompetenz 

Inklusion und indivi-

duelle Förderung 

Abs. 1 Kommunikation, Zusammenar-

beit und Zugriff auf Informatio-

nen sind zeit- und ortsunabhän-

gig möglich. 

Flexibilität, digitale 

Zusammenarbeit 

Digitalisierung und 

Medienkompetenz 

 

Abs. 1 Lehrkräfte nutzen Lernmanage-

mentsysteme und 

Innovative Lehrme-

thoden, digitale Tools 

Digitalisierung und 

Medienkompetenz 
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Lernplattformen für innovative 

Lehr- und Lernformate. 

 

Abs. 1 Der Einsatz digitaler Medien er-

gänzt traditionelle Unterrichts-

mittel, ersetzt diese aber nicht 

vollständig. 

Ergänzung traditionel-

ler Methoden, digitale 

Unterstützung 

Digitalisierung und 

Medienkompetenz 

 

Grundsatz 3:  

Abs. 1 Heterogenität der SchülerInnen 

wird als Chance für gemeinsa-

mes Lernen und soziale Kom-

petenzentwicklung wahrgenom-

men. 

Heterogenität als 

Chance für Lernen 

und soziale Kompe-

tenzentwicklung 

Soziales Lernen und 

Weiterbildung 

 

Abs. 1 Inklusive Schule fördert den 

gemeinsamen Unterricht 

durch Zusammenarbeit aller 

Beteiligten. 

Inklusiver Unter-

richt, Kooperation 

Kompetenzorientie-

rung 

Inklusion und indi-

viduelle Förderung 

Abs. 2 LehrerInnen schaffen diskri-

minierungsfreie Lernumge-

bungen und Entwicklungs-

möglichkeiten für alle Schüle-

rInnen. 

Diskriminierungs-

freiheit, individuelle 

Förderung 

Vielfalt und inter-

kulturelles Lernen 

Abs. 1 Unabhängig von sozioökonomi-

scher Herkunft oder Erstsprache 

werden SchülerInnen unter-

stützt. 

Chancengleichheit, 

Diversitätsmanage-

ment 

Vielfalt und interkul-

turelles Lernen 

 

Abs. 1 SchülerInnen mit spezifi-

schem Förderbedarf werden 

entsprechend ihrer individu-

ellen Voraussetzungen unter-

stützt, um die Unterrichtsziele 

zu erreichen. 

Individuelle Förde-

rung, Inklusion 

Inklusion und indi-

viduelle Förderung 

Grundsatz 4: 

Abs. 1 LehrerInnen schaffen eine Ler-

numgebung geprägt von Wert-

schätzung, Respekt und Unter-

stützung. 

Wertschätzende Ler-

numgebung, Respekt 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 

Abs. 1 Unterricht wird individuali-

siert gestaltet, um heterogene 

Lernvoraussetzungen zu be-

rücksichtigen. 

Individualisierung, 

Berücksichtigung 

von Heterogenität 

Inklusion und indi-

viduelle Förderung 

Abs. 1 Kompetenzfördernde Aufgaben 

fördern eigenständiges, entde-

ckendes und forschendes Ler-

nen. 

Kompetenzfördernde 

Aufgaben, eigenstän-

diges Lernen 

Kompetenzorientie-

rung 

Abs. 1 Fehler werden als Lernmomente 

zugelassen, um Abweichungen 

Fehlerkultur, Lernpro-

zesse 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 
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als Lernmöglichkeiten zu nut-

zen. 

 

Abs. 1 Lernaufgaben knüpfen an Vor-

wissen an und bauen Wissen 

kumulativ und vernetzt auf. 

Kumulatives Lernen, 

Wissensaufbau 

Kompetenzorientie-

rung 

 

Abs. 1 Herausfordernde Lernaufgaben 

aktivieren Wissen und Können, 

berücksichtigen das individuelle 

Lerntempo und altersgerechte 

Lernformen. 

Herausforderung, indi-

viduelle Förderung 

Kompetenzorientie-

rung 

 

Abs. 1 LehrerInnen fördern fächerüber-

greifende und überfachliche 

Kompetenzen durch variierende 

Unterrichtssituationen. 

Fächerübergreifende 

Kompetenzen, Unter-

richtsvielfalt 

Kompetenzorientie-

rung 

 

Grundsatz 5:  

Abs. 1 Lernanleitungen und Aufgaben-

stellungen werden angepasst, 

um unterschiedliche Lernvor-

aussetzungen zu berücksichti-

gen. 

Differenzierte Lernan-

leitungen, individuelle 

Anpassung 

Ganzheitliches Ler-

nen 

Abs. 1 LehrerInnen fördern eigenver-

antwortliches Lernen und unter-

stützen bei der Organisation 

von Arbeitsprozessen. 

Förderung von Eigen-

verantwortung, Pro-

zessorganisation 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 

 

Abs. 1 Aufgaben werden nach Lernvo-

raussetzungen und Neigungen 

differenziert. 

Aufgabendifferenzie-

rung, Berücksichti-

gung von Neigungen 

Inklusion und indivi-

duelle Förderung 

 

Abs. 1 Strukturiertes Feedback zu 

Lernprozessen und Ergebnissen 

wird regelmäßig gegeben. 

Strukturiertes Feed-

back, Lernprozessun-

terstützung 

Kompetenzorientie-

rung 

 

Abs. 2 SchülerInnen lernen, Anforde-

rungen zu verstehen, anzuneh-

men und sich selbst einzuschät-

zen. 

Selbsteinschätzung, 

Anforderungsver-

ständnis 

Kompetenzorientie-

rung 

 

Abs. 2 Der bewusste Umgang mit 

Lernstrategien fördert selbsttäti-

ges Lernen und lebenslangen 

Bildungserwerb. 

Lernstrategien, lebens-

langes Lernen 

Kompetenzorientie-

rung 

 

Grundsatz 6:  

Abs. 1 Schule schafft Rahmenbedin-

gungen für den respektvollen 

Umgang mit Vielfalt und kultu-

reller Begegnung. 

Respekt, kulturelle 

Vielfalt 

Vielfalt und interkul-

turelles Lernen 

 

Abs. 1 Vielfalt wird als Realität und 

wertvolle Ressource betrachtet 

und vermittelt. 

Wertschätzung der 

Vielfalt, Ressour-

cenorientierung 

Vielfalt und interkul-

turelles Lernen 
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Abs. 1 Die Bedeutung mehrsprachiger 

Kompetenzen für Identitätsbil-

dung und gesellschaftliche Teil-

habe wird hervorgehoben. 

Mehrsprachigkeit, ge-

sellschaftliche Teil-

habe 

Vielfalt und interkul-

turelles Lernen 

 

Abs. 1 Die Sprache, Kultur und Ge-

schichte autochthoner Volks-

gruppen werden im Unterricht 

thematisiert. 

Kulturelle Identität, 

Minderheitenschutz 

Vielfalt und interkul-

turelles Lernen 

 

Abs. 1 Gemeinsames Fundament be-

tont: Demokratie, Rechtsstaat-

lichkeit, Geschlechtergleichheit, 

Säkularität. 

Gemeinsame Werteba-

sis, Pluralismus 

Selbstbestimmung 

und Partizipation 

 

Abs. 2 Gelegenheiten zur Auseinander-

setzung mit Identität und Zuge-

hörigkeit werden geschaffen. 

Identitätsbildung, Re-

flexion 

Vielfalt und interkul-

turelles Lernen 

 

Abs. 2 Die Werte, Normen und Traditi-

onen einer aufgeklärten europä-

ischen Gesellschaft werden ver-

mittelt. 

Demokratische Werte, 

europäische Prinzipien 

Selbstbestimmung 

und Partizipation 

 

Grundsatz 7:  

Abs. 1 Bildungssprachliche Kompeten-

zen werden schrittweise und al-

tersgerecht in allen Unterrichts-

gegenständen vermittelt. 

Bildungssprachliche 

Entwicklung, altersge-

rechter Aufbau 

Kompetenzorientie-

rung 

 

Abs. 1 Sprachsensibler Unterricht för-

dert Alltags-, Bildungs- und 

Fachsprache. 

Sprachsensibilität, 

Fachsprache 

Kompetenzorientie-

rung 

 

 

Abs. 1 SchülerInnen lernen, Sprachre-

gister situationsadäquat anzu-

wenden. 

Sprachregister, situa-

tive Anwendung 

Kompetenzorientie-

rung 

 

Abs. 1 LehrerInnen unterstützen das 

Erlernen fachspezifischen Vo-

kabulars aktiv. 

Fachvokabular, aktive 

Unterstützung 

Kompetenzorientie-

rung 

 

Abs .1 Sprachanregende Situationen 

werden geschaffen, um Sprache 

in einem wertschätzenden Um-

feld zu trainieren. 

Sprachanregung, wert-

schätzende Umgebung 

Kompetenzorientie-

rung 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 

 

Abs. 1 LehrerInnen sind Sprachvorbil-

der und achten auf ihre Aus-

drucksweise. 

Sprachvorbilder, be-

wusste Ausdrucks-

weise 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 

 

Abs. 1 Didaktische Methoden und Auf-

gabenformate fördern sprach-

sensiblen Unterricht. 

Didaktische Vielfalt, 

Sprachförderung 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 
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Grundsatz 8:  

Abs. 1 Leistungserwartungen und 

Rückmeldungen werden klar 

kommuniziert, um eine förderli-

che Lernkultur zu schaffen. 

Klare Kommunika-

tion, Lernkultur 

Nachhaltigkeit und 

Verantwortung 

Abs. 1 SchülerInnen und Erziehungs-

berechtigte werden zu Beginn 

des Jahres über das Leistungs-

beurteilungskonzept informiert. 

Informationstranspa-

renz, Leistungsbeur-

teilung 

Struktur und Organi-

satorisches 

Abs. 1 Der Unterschied zwischen Leis-

tungsbeobachtung, Ergebnis-

rückmeldung und Leistungsbe-

urteilung wird deutlich ge-

macht. 

Unterscheidung von 

Beurteilungsarten, 

Nachvollziehbarkeit 

Struktur und Organi-

satorisches 

 

Abs. 1 Individuelle Lernentwicklungs-

beratung erörtert Leistungsstand 

und Lernfortschritt. 

Lernberatung, indivi-

duelle Förderung 

Inklusion und indivi-

duelle Förderung 

Abs. 1 SchülerInnen lernen, ihre Lern-

entwicklung anhand konkreter 

Kriterien einzuschätzen. 

Selbsteinschätzung, 

Entwicklungsreflexion 

Kompetenzorientie-

rung 

Abs. 1 LehrerInnen nutzen Rückmel-

dungen zur Unterrichtsplanung 

und Kompetenzentwicklung. 

Unterrichtsplanung, 

Kompetenzzuwachs 

Kompetenzorientie-

rung 

 

Abs. 1 Kompetenzraster und iK-

MPLUS unterstützen kontinu-

ierliche Rückmeldungen zum 

Lernprozess. 

Kompetenzraster, kon-

tinuierliche Rückmel-

dung 

Struktur und Organi-

satorisches 

Abs. 1 Leistungen im Beurteilungszeit-

raum bilden die Grundlage für 

eine transparente Leistungsbe-

urteilung. 

Transparenz, kompe-

tenzorientierte Beur-

teilung 

Struktur und Organi-

satorisches 

 

VIERTER TEIL 
ÜBERGREIFENDE THEMEN 

Übergreifende The-

men 

Abs. 1 Verankerung der übergreifen-

den Themen in Fachlehrplänen 

unterstützt vernetztes Lernen 

und gesellschaftlich relevante 

Themen. 

Vernetztes Lernen, ge-

sellschaftliche Rele-

vanz 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 

 

Abs. 2 Bildung für nachhaltige Ent-

wicklung wird als Leitidee an 

der Schule betrachtet. 

Nachhaltige Entwick-

lung, Leitidee 

Nachhaltigkeit und 

Verantwortung 

 

Abs. 2 Übergreifende Themen wie po-

litische Bildung und Friedenser-

ziehung fördern nachhaltige 

Entwicklung. 

Fächerübergreifende 

Bildung, nachhaltige 

Entwicklung 

Nachhaltigkeit und 

Verantwortung 
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Abs. 2 Fachlehrpläne bieten schulauto-

nome Möglichkeiten, übergrei-

fende Themen aufzunehmen. 

Schulautonomie, In-

tegration von Themen 

Ganzheitliches Ler-

nen 

Abs. 3 Themen wie Medienbildung, 

Gesundheitsförderung und Ge-

schlechtergleichstellung werden 

als zentral für Kompetenzent-

wicklung betrachtet. 

Medienbildung, Ge-

sundheitsförderung, 

Gleichstellung 

Kompetenzorientie-

rung 

Digitalisierung und 

Medienkompetenz 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

Vielfalt und interkul-

turelles Lernen 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 

Abs. 4 Bezüge zu übergreifenden The-

men werden in Fachlehrplänen 

durch Hochzahlen hervorgeho-

ben. 

Didaktische Verknüp-

fung, thematischer Be-

zug 

Ganzheitliches Ler-

nen 

 

1. Bildungs-, Berufs- 

und Lebensorientie-

rung  

 

Abs. 1 Die Schule unterstützt Schüle-

rInnen dabei, Bildungs- und Be-

rufswege eigenverantwortlich 

zu gestalten. 

Eigenverantwortung, 

Lebensweg 

Kompetenzorientie-

rung 

Lebensvorbereitung 

und Berufsorientie-

rung 

 

Abs. 1 SchülerInnen sollen Interessen, 

Begabungen und Talente erken-

nen und Entscheidungsfähigkeit 

entwickeln. 

Selbsterkenntnis, Ent-

scheidungsfähigkeit 

Selbstbestimmung 

und Partizipation 

Kompetenzorientie-

rung 

Abs. 2 LehrerInnen fördern eigenver-

antwortliche Entwicklung unab-

hängig von Herkunft, Ge-

schlecht oder Behinderung. 

Inklusion, Persönlich-

keitsentwicklung 

Selbstbestimmung 

und Partizipation 

Kompetenzorientie-

rung 

Inklusion und indivi-

duelle Förderung 

Abs. 2 Bezüge zu Arbeitswelt, ehren-

amtlichem Engagement und 

Work-Life-Balance werden her-

gestellt. 

Arbeitswelt, Balance Lebensvorbereitung 

und Berufsorientie-

rung 

 

Abs. 2 SchülerInnen können ihre Stär-

ken und Interessen ausdrücken 

Selbstreflexion, Be-

rufsorientierung 

Selbstbestimmung 

und Partizipation  
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und Berufe im Umfeld zuord-

nen. 

Lebensvorbereitung 

und Berufsorientie-

rung 

 

Abs. 2 Die Bedeutung von Arbeit und 

deren Einfluss auf Familie und 

Freizeit wird erklärt. 

Arbeit und Lebensge-

staltung 

Lebensvorbereitung 

und Berufsorientie-

rung 

 

Abs. 2 Fachlehrpläne wie Bewegung 

und Sport, Kunst und Gestal-

tung unterstützen Kompeten-

zentwicklung. 

Fachübergreifender 

Ansatz, Kompetenz-

förderung 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

2. Entrepreneurship 

Education 

 

Abs. 1 Entrepreneurship Education 

umfasst innovative Ideen, Per-

sönlichkeitsentwicklung und Ei-

geninitiative. 

Innovation, Persön-

lichkeitsentwicklung 

Nachhaltigkeit und 

Verantwortung 

Kompetenzorientie-

rung 

Abs. 2 SchülerInnen lernen spielerisch, 

Ideen zu entwickeln und Werte 

zu schaffen. 

Kreativität, Wert-

schöpfung 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 

Abs. 2 Fokus auf Verantwortung, 

Teamarbeit und Einfühlungs-

vermögen. 

Verantwortung, Team-

fähigkeit, Empathie 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 

 

Abs. 2 SchülerInnen begreifen sich als 

Teil des Wirtschaftskreislaufs 

und erkennen Vor- und Nach-

teile beruflicher Erwerbstätig-

keit. 

Wirtschaftsverständ-

nis, Arbeitswelt 

Lebensvorbereitung 

und Berufsorientie-

rung 

Selbstbestimmung 

und Partizipation 

 

Abs. 2 Kompetenzziele umfassen Stär-

kenbenennung, Problemlösung 

und kreative Ideenentwicklung. 

Selbsterkenntnis, 

Problemlösung 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 

 

Abs. 2 Kontaktaufnahme mit Men-

schen, die Werte für Gesell-

schaft und Wirtschaft schaffen. 

Netzwerkbildung, ge-

sellschaftliche Werte 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 

 

Abs. 3 Fachlehrpläne wie Deutsch, 

Mathematik und Kunst fördern 

themenrelevante Kompetenzen. 

Fächerübergreifende 

Kompetenzförderung 

Allgemeines Bil-

dungsziel 

3. Gesundheitsförde-

rung.  

 

Abs. 1 Schulische Gesundheitsförde-

rung vermittelt Wissen und 

Selbstbestimmung über Ge-

sundheit. 

Gesundheitskompe-

tenz, Selbstbestim-

mung 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

Abs. 1 Gesundheit umfasst physi-

sche, psychische und soziale 

Aspekte. 

Ganzheitliches Ge-

sundheitskonzept 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 
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Abs. 2 Ein sicherer und gesundheits-

fördernder Ort wird durch 

Maßnahmen wie Mobbing-

prävention, rauchfreie Umge-

bung, gesunde Ernährung 

und Bewegungsförderung ge-

schaffen. 

Schulklima, Präven-

tion, Bewegung 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

 

Abs. 2 Workshops und Veranstaltun-

gen wie der ‚Tag der psychi-

schen Gesundheit‘ fördern das 

Bewusstsein. 

Präventive Veranstal-

tungen, Bewusstseins-

bildung 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

 

Abs. 3 Kompetenzziele beinhalten Er-

nährung, Bewegung, Hygiene 

sowie Konfliktbewältigung und 

Erste Hilfe. 

Gesundheitsverhalten, 

Konfliktmanagement 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

 

Abs. 3 Fachlehrpläne wie Bewegung 

und Sport, Sachunterricht und 

Musik fördern relevante Kom-

petenzen. 

Fächerübergreifende 

Kompetenzförderung 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

 

4. Informatische Bil-

dung 

 

Abs. 1 Digitalisierung und deren Ein-

fluss auf das private und beruf-

liche Leben 

Veränderung durch di-

gitale Technologien 

Digitalisierung und 

Medienkompetenz 

Lebensvorbereitung 

und Berufsorientie-

rung 

Abs. 2 Veränderung des Kommunikati-

onsverhaltens und der Wahr-

nehmung durch Informations- 

und Kommunikationstechnolo-

gien 

Gesellschaftliche Aus-

wirkungen von Tech-

nologien 

Digitalisierung und 

Medienkompetenz 

 

Abs. 2 Erklärung, Hinterfragung und 

Reflexion der Prinzipien und 

Konzepte digitaler Technolo-

gien 

Kritisches Denken 

über Technologie 

Digitalisierung und 

Medienkompetenz 

 

Abs. 2 Sinnvolle Nutzung von Infor-

mations- und Kommunikations-

technologien 

Verantwortungsvoller 

Umgang mit Techno-

logie 

Digitalisierung und 

Medienkompetenz 

 

Abs. 3 Verwendung von Alltags- und 

Fachsprache in der Vermittlung 

von informatischer Bildung 

Sprachliche Bildung 

in IT 

Digitalisierung und 

Medienkompetenz 

 

Abs. 3 Verstehen der Prinzipien und 

Technologien statt reinem Be-

dienen von Software 

Grundlagenverständ-

nis und Prinzipien 

Digitalisierung und 

Medienkompetenz 
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Abs. 3 Entwicklung von Fähigkeiten 

zur selbstständigen Weiterent-

wicklung von IT-Kompetenzen 

Lebenslanges Lernen 

in IT 

Digitalisierung und 

Medienkompetenz 

 

Abs. 4 Sicherheitsbewusster und ver-

antwortungsvoller Einsatz von 

IT 

Sicherheitsbewusst-

sein und Verantwor-

tung 

Digitalisierung und 

Medienkompetenz 

 

Abs. 4 Verständnis und Erstellung ein-

facher Anleitungen 

Anleitungs- und Pro-

zesskompetenz 

Digitalisierung und 

Medienkompetenz 

 

Abs. 4 Kreative Nutzung digitaler 

Technologien 

Kreativität und Selbst-

wirksamkeit 

Digitalisierung und 

Medienkompetenz 

 

Abs. 4 Integration von digitaler Bil-

dung in verschiedenen Fach-

lehrplänen 

Interdisziplinäre digi-

tale Bildung 

Digitalisierung und 

Medienkompetenz 

 

5. Interkulturelle 

Bildung 

Abs. 1 Bedeutung des übergreifenden 

Themas 

Interkulturelle Bil-

dung, Umgang mit 

Vielfalt, gesellschaftli-

che Teilhabe, Men-

schenrechte 

Vielfalt und interkul-

turelles Lernen 

Abs. 2 Schaffung eines Schulklimas, 

getragen von Toleranz und Soli-

darität 

Wertschätzendes 

Schulklima, respekt-

volle Lernatmosphäre, 

Förderung von Zu-

sammenhalt 

Vielfalt und interkul-

turelles Lernen 

 

Abs. 2 Förderung der Persönlichkeits-

entwicklung und interkultureller 

Kompetenzen 

Persönlichkeitsent-

wicklung, interkultu-

relle Handlungskom-

petenzen, Dialogkom-

petenz 

Vielfalt und interkul-

turelles Lernen 

 

Abs. 3 Einbindung biographischer, lin-

guistischer und kultureller Viel-

falt 

Vielfalt als Ressource, 

biographische An-

sätze, Nutzung von 

Lebensentwürfen 

Vielfalt und interkul-

turelles Lernen 

 

Abs. 3 Kompetenzziele am Ende der 

Grundschule: Wahrnehmung 

und Respekt für Lebensent-

würfe 

Vielfalt als Normali-

tät, respektvoller Um-

gang, soziale und kul-

turelle Diversität 

Vielfalt und interkul-

turelles Lernen 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 

Abs. 3 Kompetenzziele am Ende der 

Grundschule: Umgang mit ras-

sistischen und sexistischen Aus-

sagen 

Kritisches Denken, ge-

sellschaftliche Verant-

wortung, Ablehnung 

von Diskriminierung 

Vielfalt und interkul-

turelles Lernen 

 

Abs. 3 Fachlehrpläne zum Erwerb von 

Kompetenzen 

Fächerübergreifende 

Förderung, Bewegung 

und Sport, Deutsch, 

Allgemeines Bil-

dungsziel 
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Englisch, Kunst, Ma-

thematik, Musik, Sa-

chunterricht 

6. Medienbildung 

Abs. 1 Bedeutung von Medienbildung Medien als Informa-

tions- und Kommuni-

kationsmittel, Werte-

vermittlung, demokra-

tische Weiterentwick-

lung, Risiken der Ma-

nipulation 

Digitalisierung und 

Medienkompetenz 

Selbstbestimmung 

und Partizipation  

Abs. 2 Reflexion von Mediennutzung Kritische Urteilsbil-

dung, Hinterfragen 

von Informationsquel-

len und Mediengestal-

tung 

Digitalisierung und 

Medienkompetenz 

Abs. 2 Kreativer Umgang mit Medien Selbstwirksamkeit 

durch eigene Medien-

gestaltung, aktive 

Teilnahme an gesell-

schaftlicher Weiterent-

wicklung 

Digitalisierung und 

Medienkompetenz 

 

Abs. 3 Kompetenzziele: Kommunikati-

ves Handeln 

Reflektiertes und ge-

waltfreies Kommuni-

kationsverhalten 

Digitalisierung und 

Medienkompetenz 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 

Abs. 3 Kompetenzziele: Mediengestal-

tung 

Erkennen und Benen-

nen von Gestaltungs-

kriterien, verglei-

chende Analyse und 

Bewertung von Medi-

enprodukten 

Digitalisierung und 

Medienkompetenz 

 

Abs. 3 Kompetenzziele: Eigene Medi-

enbeiträge 

Gestaltung und Ver-

breitung eigener In-

halte, kritische Nut-

zung von Medien 

Digitalisierung und 

Medienkompetenz 

Selbstbestimmung 

und Partizipation 

Abs. 3 Fachlehrpläne Deutsch, Englisch, 

Kunst und Gestaltung, 

Lebende Fremdspra-

che, Mathematik, Mu-

sik, Sachunterricht 

Allgemeines Bil-

dungsziel 

 

 

 

 

 

Abs.  1 

Abs.  2 

Politische Bildung trägt maß-

geblich zu einer partizipativen 

und inklusiven Gestaltung der 

Gesellschaft sowie zur Verwirk-

lichung und Weiterentwicklung 

Partizipation, Demo-

kratie, Menschen-

rechte 

Selbstbestimmung 

und Partizipation 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 
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7. Politische Bildung 

von Demokratie und Menschen-

rechten bei. 

Abs.  3 Politische Bildung orientiert 

sich an den Lebensbezügen, In-

teressen und Vorerfahrungen 

der SchülerInnen und greift ak-

tuelle politische Fragestellun-

gen (z. B. Klimagerechtigkeit, 

Nachhaltiges Leben und Wirt-

schaften, Umweltschutz, Migra-

tion) auf. 

Lebensbezüge, aktu-

elle politische Frage-

stellungen 

Selbstbestimmung 

und Partizipation 

Abs.  3 Politische Bildung stellt kontro-

verse Themen in der Gesell-

schaft auch im Unterricht als 

kontrovers dar, vermeidet jede 

Form der Indoktrination und hat 

den politisch selbstbestimmten 

Bürger bzw. die politische 

selbstbestimmte Bürgerin als 

Ziel vor Augen. 

Kontroverse Themen, 

politisch selbstbe-

stimmter Bürger bzw. 

politisch selbstbe-

stimmte Bürgerin 

Selbstbestimmung 

und Partizipation 

Abs.  3 Politische Bildung vermittelt 

ein Verständnis für lokale und 

globale Zusammenhänge und 

Probleme der Menschheit. 

Globale Zusammen-

hänge, Menschheits-

probleme 

Selbstbestimmung 

und Partizipation 

Abs.  4 Die SchülerInnen können de-

mokratische Mitbestimmungs-

möglichkeiten im kommunalen 

Bereich benennen und auf 

Schulebene nutzen. 

Demokratische Mitbe-

stimmung, kommu-

nale Ebene 

Selbstbestimmung 

und Partizipation 

Abs.  4 Die SchülerInnen können ge-

sellschaftliche Fragestellungen 

und Politikfelder sowie deren 

globale Zusammenhänge erken-

nen und die Relevanz für das ei-

gene Leben beschreiben. 

Gesellschaftliche Fra-

gestellungen, globale 

Zusammenhänge 

Selbstbestimmung 

und Partizipation 

 

Abs.  4 Die SchülerInnen können ver-

schiedene Perspektiven auf po-

litische Sachverhalte und Prob-

leme einnehmen sowie vielfäl-

tig darstellen. 

Perspektivenvielfalt, 

Problemlösung 

Selbstbestimmung 

und Partizipation 

Kompetenzorientie-

rung 

Abs.  4 Die SchülerInnen können sich 

eine eigene Meinung bilden, 

diese artikulieren und Möglich-

keiten des eigenen Handelns er-

kennen. 

Meinungsbildung, Ei-

genes Handeln 

Selbstbestimmung 

und Partizipation 
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Abs.  4 Die SchülerInnen haben ein 

Verständnis der globalen Zu-

sammenhänge und können 

Möglichkeiten des eigenen 

Handelns aufzeigen. 

Globale Verantwor-

tung, Eigenes Handeln 

Selbstbestimmung 

und Partizipation 

Nachhaltigkeit und 

Verantwortung 

8. Reflexive Ge-

schlechterpädagogik 

und Gleichstellung  

Abs.  1 Die Gleichstellung der Ge-

schlechter ist als universelles 

Menschenrecht in mehreren in-

ternationalen Übereinkommen 

verankert. 

Menschenrechte, Ge-

schlechtergleichstel-

lung 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 

Abs.  1 Geschlechtergleichstellung 

wurde als wichtiger Hebel für 

die Weiterentwicklung von Ge-

sellschaften identifiziert. 

Nachhaltigkeit, Demo-

kratie, Gewaltfreiheit 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 

 

Abs.  2 Bildung schafft geeignete Lern-

räume, in denen sich alle Schü-

lerInnen mit Geschlechterthe-

men auseinandersetzen können. 

Bildung, Lernräume, 

Geschlechterthemen 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 

 

Abs.  2 Reflexive Geschlechterpädago-

gik erzeugt Wissen und Be-

wusstsein für Bedingungsfakto-

ren von Geschlechterungleich-

heiten. 

Wissen, Bewusstsein, 

Geschlechterungleich-

heit 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 

 

Abs.  3 Geschlechterreflexive Methodik 

unterstützt SchülerInnen dabei, 

ihre Potenziale unabhängig von 

Rollenzuschreibungen zu ent-

falten. 

Methodik, Potenzia-

lentfaltung, Rollenzu-

schreibungen 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 

 

Abs.  4 SchülerInnen können Vorurteile 

und Rollenklischees erklären 

und sich dazu eine eigene Mei-

nung bilden. 

Vorurteilsbewusstsein, 

Reflexion 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 

Partizipation und 

Selbstbestimmung 

Abs.  4 Sie können vorurteilsfrei kom-

munizieren und Rollenklischees 

ansprechen. 

Kommunikation, Kli-

schees 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 

 

Abs.  4 Sie wissen, dass in den österrei-

chischen Gesetzen das Prinzip 

der gleichen Rechte für die Ge-

schlechter verankert ist. 

Rechtsgrundlage, 

Gleichheit 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 

 

Abs.  4 SchülerInnen entwickeln Ver-

trauen in ihre Fähigkeiten und 

Interessen. 

Selbstvertrauen, Fä-

higkeiten 

Kompetenzorientie-

rung 

Abs.  5 Fachlehrpläne unterstützen die 

Kompetenzen des übergreifen-

den Themas. 

Fachintegration, Kom-

petenzen 

Kompetenzorientie-

rung 
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9. Sexualpädagogik 

Abs.  1 

Abs.  2 

Bedeutung des übergreifenden 

Themas 

Ganzheitliche Sexual-

pädagogik, WHO-

Standards, positive 

Körperwahrnehmung, 

reflektierter Umgang 

mit digitalen Medien, 

respektvolle Haltung, 

Indoktrinationsverbot 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

Abs. 3 Kompetenzziele am Ende der 

Grundschule 

Wahrnehmung und 

Benennung des eige-

nen Körpers, altersge-

mäße Erklärung von 

Fruchtbarkeit und 

Schwangerschaft, 

Ausdruck von Emotio-

nen und Respekt für 

Vielfalt, Umgang mit 

Fragen und Problemen 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 

 

 

Abs.  4 Fachlehrpläne zum Erwerb von 

Kompetenzen des übergreifen-

den Themas 

Bewegung und Sport, 

Deutsch, Englisch, 

Kunst und Gestaltung, 

Musik, Sachunterricht 

Allgemeines Bil-

dungsziel 

10. Sprachliche Bil-

dung und Lesen 

Abs.  1 Sprachliche Bildung und Lese-

fertigkeiten nehmen im Bil-

dungsprozess eine Schlüssel-

funktion ein. 

Schlüsselfunktion von 

Sprache und Lesen 

Allgemeines Bil-

dungsziel 

 

Abs.  2 Voraussetzungen für erfolgrei-

ches fachliches Lernen in allen 

Unterrichtsgegenständen 

Bildungsgerechtigkeit 

und Lernerfolg 

Allgemeines Bil-

dungsziel 

 

Abs.  2 Zentrale Fähigkeiten: Hören, 

Sprechen, Schreiben, Lesen 

Zentrale sprachliche 

Fertigkeiten 

Allgemeines Bil-

dungsziel 

 

Abs.  2 Erweiterung des Sprachenreper-

toires durch Einbeziehen von 

Erst-, Zweit- und Herkunfts-

sprachen 

Sprachliche Vielfalt 

und Sensibilisierung 

Vielfalt und interkul-

turelles Lernen 

Abs.  2 Ziel der Leseförderung: Zugang 

zur Welt der Schrift und inter-

pretierbarer Zeichensysteme 

Förderung der Lese-

kultur und Medien-

kompetenz 

Vielfalt und interkul-

turelles Lernen 

 

Abs.  3 Besondere Bedeutung der Min-

derheitensprachen in Österreich 

Anerkennung und För-

derung von Minder-

heitensprachen 

Vielfalt und interkul-

turelles Lernen 

 

Abs.  4 Kompetenzziele: Anwendung 

von Lesestrategien (global, se-

lektiv, vertiefend) 

Entwicklung und An-

wendung von Le-

sestrategien 

Allgemeines Bil-

dungsziel 
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Abs.  4 Unterscheidung zwischen All-

tags- und Bildungssprache 

Bewusstsein für 

Sprachregister 

Allgemeines Bil-

dungsziel 

Abs.  4 Beschreiben und Begründen un-

ter Anwendung von fachspezifi-

schem Wortschatz 

Förderung fachspezifi-

scher Ausdrucksfähig-

keit 

Allgemeines Bil-

dungsziel 

Abs.  4 Erkennen von Ähnlichkeiten 

und Unterschieden zwischen 

Sprachen 

Sprachvergleich und 

Bewusstseinsbildung 

Vielfalt und interkul-

turelles Lernen 

 

11. Umweltbildung 

für nachhaltige Ent-

wicklung 

Abs.  1 Bedeutung des übergreifenden 

Themas: Verschwendung natür-

licher Ressourcen, Verlust der 

Biodiversität, Folgen des Kli-

mawandels 

Verantwortungsbe-

wusstes Handeln, Res-

sourcenschonung, 

Verteilungsgerechtig-

keit 

Nachhaltigkeit und 

Verantwortung 

Abs.  1 Umweltbildung fördert Kompe-

tenzen und Haltungen zur de-

mokratischen Gestaltung einer 

zukunftsfähigen Gesellschaft 

Demokratische Werte, 

Zukunftsfähigkeit 

Nachhaltigkeit und 

Verantwortung 

Partizipation und 

Selbstbestimmung 

Abs.  2 Sensibilisierung für Natur-, 

Tier- und Umweltschutz 

Umweltschutz, Nach-

haltigkeit 

Nachhaltigkeit und 

Verantwortung 

Abs.  3 Geeignete Methoden: Naturbe-

gegnung, Projektunterricht, for-

schendes und entdeckendes Ler-

nen, Pflege eines Schulgartens 

Methodenvielfalt, 

praktisches Lernen 

Nachhaltigkeit und 

Verantwortung 

 

Abs.  3 Kernthemen: Artenvielfalt, Kli-

mawandel, Lebensräume, nach-

haltige Ressourcennutzung 

Ökosystemverständ-

nis, Nachhaltigkeit 

Nachhaltigkeit und 

Verantwortung 

 

Abs.  3 Kompetenzziele: Lebensräume 

erkunden, ökologische Kreis-

läufe verstehen, umweltbewuss-

tes Verhalten entwickeln 

Umweltkompetenz, 

Nachhaltigkeitserzie-

hung 

Nachhaltigkeit und 

Verantwortung 

 

Abs.  3 Selbstständige Informationsbe-

schaffung zu Umweltthemen 

Eigenständigkeit, In-

formationskompetenz 

Nachhaltigkeit und 

Verantwortung 

 

12. Verkehrs- und 

Mobilitätsbildung 

Abs.  1 Verkehrs- und Mobilitätsbil-

dung ermöglicht SchülerInnen, 

sich selbstständig und nachhal-

tig im Verkehr fortzubewegen. 

Selbstständigkeit, 

Nachhaltigkeit 

Nachhaltigkeit und 

Verantwortung 

 

Abs.  1 Auseinandersetzung mit den 

Auswirkungen des Verkehrs auf 

Gesundheit und Umwelt 

Gesundheit, Umwelt-

schutz 

Nachhaltigkeit und 

Verantwortung 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

Abs.  1 Sicheres Verhalten beim Zufuß-

gehen, Radfahren oder Mitfah-

ren 

Verkehrssicherheit Nachhaltigkeit und 

Verantwortung 
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Abs.  1 Einsichten über gesetzliche 

Vorschriften und Regeln für ein 

gutes soziales Miteinander und 

Sicherheit 

Rechtliches Wissen, 

Soziales Verhalten 

Nachhaltigkeit und 

Verantwortung 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 

Abs.  2 Komplexes, vernetztes System 

‚Verkehr‘ hinsichtlich Raum- 

und Ressourcenverbrauch, Kli-

maschutz und ökologischer 

Auswirkungen beleuchten 

Systemisches Denken, 

Ökologie 

Nachhaltigkeit und 

Verantwortung 

 

Abs.  2 Verkehrssicherheits- und Mobi-

litätstage als Unterrichtsanlässe 

Praktische Bildung, 

Sensibilisierung 

Nachhaltigkeit und 

Verantwortung 

 

Abs.  3 Gefahren als Fußgänger und 

Radfahrer einschätzen und ent-

sprechend handeln 

Gefahrenbewusstsein, 

Handlungskompetenz 

Nachhaltigkeit und 

Verantwortung 

 

Abs.  3 Eigenes Verkehrsverhalten re-

flektieren und Verantwortung 

übernehmen 

Reflexion, Verantwor-

tungsbewusstsein 

Nachhaltigkeit und 

Verantwortung 

 

Abs.  3 Altersadäquates Handeln bei 

Unfällen und Notsituationen 

Notfallkompetenz, So-

ziale Verantwortung 

Nachhaltigkeit und 

Verantwortung 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 

 

Abs.  3 Umweltbewusste Wertehaltung 

entwickeln und Mobilitätsver-

halten anpassen 

Wertebildung, Um-

weltbewusstsein 

Nachhaltigkeit und 

Verantwortung 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 

13. Wirtschafts-, Fi-

nanz- und Verbrau-

cherInnenbildung  

 

Abs.  1 Bedeutung des übergreifenden 

Themas: Globale wirtschaftli-

che Aspekte wie Produktion, 

Dienstleistungen, Handel und 

Konsum sowie deren Auswir-

kungen auf Betriebe und 

Märkte 

Wirtschaftliche Bil-

dung, globale Zusam-

menhänge 

Lebensvorbereitung 

und Berufsorientie-

rung 

Abs.  1 Befähigung zur kompetenten, 

verantwortungsbewussten und 

mündigen Mitwirkung an wirt-

schaftlichen Prozessen 

Kompetenzförderung, 

Eigenverantwortung 

Lebensvorbereitung 

und Berufsorientie-

rung 

Nachhaltigkeit und 

Verantwortung 

 

Abs.  2 Erworbene Kompetenzen unter-

stützen in den Handlungsberei-

chen privater Haushalt, Arbeits-

welt und Gesellschaft. 

Anwendungsorientie-

rung, Lebensrelevanz 

Lebensvorbereitung 

und Berufsorientie-

rung 
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Abs.  3 Kompetenzziele: Kaufwerte 

einschätzen, Einkaufsmöglich-

keiten kennen, nachhaltigen 

Konsum analysieren 

Konsumkompetenz, 

Nachhaltigkeit 

Lebensvorbereitung 

und Berufsorientie-

rung 

Nachhaltigkeit und 

Verantwortung 

 

Abs.  3 Reflexion über Werbung und 

deren Einfluss sowie Verständ-

nis wirtschaftlicher Strukturen 

und Zusammenhänge 

Kritische Medienkom-

petenz, wirtschaftli-

ches Verständnis 

Lebensvorbereitung 

und Berufsorientie-

rung 

Nachhaltigkeit und 

Verantwortung 

 

Abs.  3 Bedeutung von Bildung und 

Ausbildung für die Gesellschaft 

und Einzelpersonen erläutern 

Bildung, soziale Ver-

antwortung 

Lebensvorbereitung 

und Berufsorientie-

rung 

Nachhaltigkeit und 

Verantwortung 

 

Abs.  3 Ursachen von Armut und 

Reichtum benennen und reflek-

tieren 

Soziale Gerechtigkeit, 

ökonomische Perspek-

tive 

Lebensvorbereitung 

und Berufsorientie-

rung 

Nachhaltigkeit und 

Verantwortung 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 

FÜNTER TEIL 
ORGANISATORISCHER RAHMEN 

 6. Inklusiver Unter-

richt und Förderung 

von SchülerInnen 

mit sonderpädagogi-

schem Förderbedarf 

 

Abs.  1 Inklusiver Unterricht Zusammenarbeit der 

beteiligten Personen, 

inklusive Settings 

Inklusion und indi-
viduelle Förderung 

Abs.  1 Standortbezogenes Förder-

konzept 

Verankerung inklusi-

ver Projekte, Abbau 

von Barrieren 

Inklusion und indi-
viduelle Förderung 
 

Abs.  2 Individuelle Lernvorausset-

zungen 

Berücksichtigung 

spezifischer Behinde-

rungen 

Inklusion und indi-
viduelle Förderung 
 

Abs.  3 Sonderpädagogische Förde-

rung 

Unterstützung bei 

Bildung, Teilhabe 

und selbstständigem 

Leben 

Inklusion und indi-
viduelle Förderung 
 

Abs.  3 Ziele des Unterrichts Schulische und be-

rufliche Eingliede-

rung, gesellschaftli-

che Teilhabe 

Inklusion und indi-
viduelle Förderung 
Lebensvorbereitung 

und Berufsorientie-

rung 
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NEUNTER TEIL 
LEHRPLÄNE DER EINZELNEN UNTERRICHTSGEGENSTÄNDE 

(1. BIS 4. SCHULSTUFE) 
SPORT UND BEWEGUNG 

Bildungs- und 

Lehraufgabe (1. 

bis 4. Schulstufe) 

Abs. 3 Körper- und Bewegungser-

fahrungen 

Ermöglicht Schüle-

rInnen über Bewe-

gungserfahrungen ei-

nen Zugang zur Um-

welt und zu sich 

selbst 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

 

Abs. 3 Motorische Basiskompetenzen Förderung der moto-

rischen Lernfähig-

keit, Wahrnehmung 

und koordinativen 

Fähigkeiten 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

 

Abs. 3 Persönlichkeitsentwicklung Unterstützt das Erle-

ben, Erfahren und 

Reflektieren subjek-

tiver Wahrnehmun-

gen und Erlebnisse 

 

Abs. 3 Soziales Lernen Lernprozesse zur 

Kooperation, Kon-

kurrenz und gelun-

genen Interaktionen 

in Bewegungssituati-

onen 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

 

Abs. 3 Lern- und Leistungsbereit-

schaft 

Förderung der indi-

viduellen Lern- und 

Leistungsbereitschaft 

durch positive Bewe-

gungserfahrungen 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

 

Abs. 3 Freude an Bewegung Wecken der Freude 

an Bewegung und ge-

meinschaftlichen 

sportlichen Aktivitä-

ten 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

 

Abs. 3 Gesundheitsorientierung Aufbau eines gesund-

heitsorientierten Be-

wegungsverhaltens 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

 

Abs. 3 Teilnahme an Sportkultur Integration in die ak-

tuelle Bewegungs- 

und Sportkultur 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

 

Didaktische Grunds-

ätze (1. bis 4. Schul-

stufe)  

Abs. 3 Kompetenzorientierter Unter-

richt 

Kompetenzorientier-

ter Unterricht mit 

langfristiger Planung 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 
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und Förderung diffe-

renzierter sportlicher 

Erfahrungen 

Abs. 3 Planung und Organisation Langfristige Pla-

nung, Differenzie-

rung, Individualisie-

rung und Veranke-

rung in der Schulkul-

tur 

Inklusion und Indi-

viduelle Förderung 

Zentrale fachliche 

Konzepte (1. bis 4. 

Schulstufe)  

Mensch und Bewe-

gungswelt 

 

Abs. 1 Bewegungswelt Sich-Bewegen als 

konstituierendes 

Phänomen der Kör-

perlichkeit, Reflexion 

über soziale und ma-

terielle Umwelt 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

 

Sport und Sinn Abs. 1 Sport und Sinn Sporttreiben als 

sinnoffenes Phäno-

men mit individuel-

len und sozialen Be-

deutungen 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

 

Mensch und Gesell-

schaft 
Abs. 1 Mensch und Gesellschaft Bewegung und Sport 

im Kontext sozialer 

und kultureller Viel-

falt, Reflexion gesell-

schaftspolitischer As-

pekte 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

 

Kompetenzmodell 

und Kompetenzbe-

reiche (1. bis 4. 

Schulstufe) 

Abs. 2 Fachkompetenz Anwendung senso-

motorischer Fähig-

keiten und fachbezo-

genen Wissens auf 

neue motorische Auf-

gabenlösungen 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

 

Abs. 3 Methodenkompetenz Planung, Organisa-

tion und Auswertung 

von bewegungs- und 

sportbezogenen 

Lernprozessen 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

 

Abs. 4 Sozialkompetenz Bewusstes Wahrneh-

men, Gestalten und 

Reflektieren sozialer 

Interaktionsmuster 

im Sport 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

 

Abs. 5 Selbstkompetenz Auseinandersetzung 

mit eigenen 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 



 94 

Erlebnissen und Er-

fahrungen in ver-

schiedenen Bewe-

gungsbereichen 

 

Kompetenzbeschrei-

bungen, Lehrstoff (1. 

bis 4. Schulstufe) 

1. Schulstufe:  

Kompetenzbereich 

Fachkompetenz 

Abs. 2 Fachkompetenz – Motorische 

Grundlagen 

Gleichgewicht, Ori-

entierung, Rhyth-

mus, Reaktion, Ab-

stimmung von Teil-

bewegungen, Schnel-

ligkeit, Kraft, Aus-

dauer, Beweglichkeit 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

 

Fachkompetenz – 

Spielen 
Abs. 3 Spielen Spielideen verstehen, 

miteinander spielen 

(auch mit Spielgerä-

ten), Spielregeln an-

erkennen 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

 

Fachkompetenz – 

Elementare Bewe-

gungsformen (tur-

nen) 

Abs. 4 Turnen Bewegen und Spielen 

an Geräten (Balan-

cieren, Rollen, Stüt-

zen, Klettern, Schau-

keln, Schwingen, 

Hängen, Hangeln) 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

 

Fachkompetenz – 

Elementare Bewe-

gungsformen (lau-

fen/springen/werfen) 

Abs. 5 Laufen/Springen/Werfen Laufen (schnell, aus-

dauernd, rhyth-

misch, über Hinder-

nisse), Springen 

(Weite, Höhe), Wer-

fen (auf Ziele, in die 

Weite mit verschie-

denen Wurfgeräten) 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

 

Fachkompetenz – 

Gesund leben 
Abs. 6 Gesundheit Muskulatur kräfti-

gen (Rücken, Bauch, 

Fußmuskulatur), 

Körper stabilisieren 

und mobilisieren 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

 

Fachkompetenz – 

Erleben und Wagen 
Abs. 7 Erleben und Wagen Eigenständige Nut-

zung des Bewegungs-

raums im Freien, Na-

turerfahrungen 

durch Bewegung ma-

chen, Natur als sen-

siblen Lebensraum 

verstehen 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 
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Kompetenzbereich 

Methodenkompetenz 
Abs. 1 Methodenkompetenz Organisationsstruk-

turen verstehen, mit 

Sportgeräten sachge-

recht umgehen, Si-

cherheits- und Hygi-

enemaßnahmen be-

achten, zuhören, be-

obachten, Fragen 

stellen 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

 

Kompetenzbereich 

Sozialkompetenz 
Abs. 2 Sozialkompetenz Integration in die 

Gruppe, Koopera-

tion, gemeinsame Lö-

sungen für Bewe-

gungsaufgaben fin-

den, aktive Beiträge 

leisten, Kompromisse 

eingehen 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

 

Kompetenzbereich 

Selbstkompetenz 
Abs. 1-2 Selbstkompetenz – Wahrneh-

men und Gestalten 

Wahrnehmung mit 

verschiedenen Sin-

nen (visuell, taktil, 

kinästhetisch, ves-

tibulär), Körperteile 

und Haltungen steu-

ern, Körperstellung 

im Raum erfassen, 

Auge-Hand-Koordi-

nation 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

 

Fachkompetenz – 2. 

Schulstufe – Motori-

sche Grundlagen 

Abs. 2 Gleichgewicht, Orientierung Weiterentwicklung 

koordinativer und 

konditioneller Fähig-

keiten, Verbesserung 

von Gleichgewicht, 

Reaktionsfähigkeit, 

Kraft und Ausdauer 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

 

Fachkompetenz – 2. 

Schulstufe – Spielen 
Abs. 3 Spielen Spielideen verän-

dern, mit- und ge-

geneinander spielen, 

Spielvereinbarungen 

treffen und einhal-

ten, Umgang mit 

Spielgeräten (z.B. 

Bällen) 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

 

Fachkompetenz – 2. 

Schulstufe – 
Abs. 4 Turnen Turnerische Bewe-

gungen am Boden 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 
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Elementare Bewe-

gungsformen 

und an Geräten situ-

ativ anwenden, Lau-

fen, Springen und 

Werfen in spieleri-

sche Bewegungsfor-

men integrieren 

 

Fachkompetenz – 2. 

Schulstufe – Wahr-

nehmen und Gestal-

ten 

Abs. 5 Wahrnehmen Imitation von Bewe-

gungen, Einsatz von 

Handgeräten und 

Alltagsmaterialien 

zur Bewegungsge-

staltung, Ausdruck 

durch Bewegung 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

 

Fachkompetenz – 2. 

Schulstufe – Erleben 

und Wagen 

Abs. 6 Erleben und Wagen Partnerinteraktion, 

Berücksichtigung ei-

gener und fremder 

Grenzen, Setzen und 

Beachten von Stopp-

signalen 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

 

Methodenkompetenz 

– 2. Schulstufe 
Abs. 7 Gesundheitsförderliche Bewe-

gungsmuster 

Verständnis und An-

wendung von ge-

sundheitsfördernden 

Bewegungsmustern, 

sportbezogenes Wis-

sen nutzen, hygieni-

sche Grundsätze be-

achten 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

 

Sozialkompetenz – 2. 

Schulstufe 
Abs. 8 Sozialkompetenz Rücksichtnahme auf 

andere, gemeinsame 

Lösungsfindung für 

Bewegungsaufgaben, 

Solidarität und Mit-

verantwortung im 

Team 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

 

Selbstkompetenz – 2. 

Schulstufe 
Abs. 9 Selbstkompetenz Wahrnehmung und 

Regulation eigener 

Emotionen, Umgang 

mit Sieg und Nieder-

lage, Steuerung des 

eigenen Verhaltens 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

 

Fachkompetenz – 3. 

Schulstufe  
Abs. 2 Motorische Grundlagen Erweiterung koordi-

nativer und konditio-

neller Fähigkeiten, 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 
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Verbesserung der al-

tersgerechten Spiel-

fähigkeit in einfa-

chen Spielformen 

Fachkompetenz – 3. 

Schulstufe 
Abs. 3 Spielen und Bewegung Elementare turneri-

sche und leichtathle-

tische Fertigkeiten 

umsetzen, rhythmi-

sche und tänzerische 

Bewegungen mit 

Handgeräten ausfüh-

ren 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

 

Fachkompetenz – 3. 

Schulstufe – 
Abs. 6 Rhythmische und gymnasti-

sche Bewegungsformen 

Sich rhythmisch be-

wegen, gymnastische 

und tänzerische Be-

wegungen kombinie-

ren, Ausdrucksfähig-

keit durch Bewegung 

erweitern 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

 

Fachkompetenz – 3. 

Schulstufe  
Abs. 7 Schwimmen und Wassersi-

cherheit 

Sicherheit im Wasser 

durch vielfältige Be-

wegungsmöglichkei-

ten, Verständnis und 

Einhaltung von Ba-

deregeln. 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

 

Fachkompetenz – 3. 

Schulstufe  
Abs. 8 Fortbewegung mit gleiten-

den/rollenden Geräten 

Sicheres Fortbewe-

gen mit rollenden 

oder gleitenden Ge-

räten, Anpassung an 

physikalische Kräfte 

wie Schwerkraft, 

Rollwiderstand und 

Fliehkraft 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

 

Anwendungsbereich 

– Motorische Grund-

lagen 

Abs. 3 Motorik Gleichgewicht, Ori-

entierung, Rhyth-

mus, Reaktion, Diffe-

renzierungsfähigkeit, 

Schnelligkeit, Kraft, 

Ausdauer, Beweg-

lichkeit und Ge-

wandtheit 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

 

Anwendungsbereich 

– Spielen 
Abs. 4 Spielen Ballrollen, Prellen, 

Dribbeln, Werfen, 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 
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Fangen, sich freilau-

fen, sich partner-

schaftlich verhalten, 

Spielaufgaben über-

nehmen und doku-

mentieren 

 

Anwendungsbereich 

– Elementare Bewe-

gungsformen 

Abs. 5  Turnen Formgebundene Be-

wegungsformen wie 

Sprünge, Rollen, 

Handstand, Stütz-

sprünge, Schwingen, 

Auf- und Ab-

schwünge 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

 

Anwendungsbereich 

– Elementare Bewe-

gungsformen 

Abs. 6  Laufen/Springen/Werfen Schnell laufen über 

kurze Strecken, 

Weit-/Hochsprung in 

Grundtechnik, Aus-

dauerlauf, Grund-

technik im Werfen 

(z.B. Schlagballwurf) 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

 

Anwendungsbereich 

– Wahrnehmen und 

Gestalten 

Abs. 7 Wahrnehmen und Gestalten Bewegung an Raum, 

Rhythmus, Partner 

und Gruppe anpas-

sen, gymnastische 

und tanzspezifische 

Grundtechniken 

nachmachen, Bewe-

gungen mit Handge-

räten umsetzen 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

 

Anwendungsbereich 

– Elementare Bewe-

gungsformen 

(Schwimmen) 

Abs. 8 Elementare Bewegungsfor-

men 

Auftrieb und Wider-

stand des Wassers 

bewältigen, Gleitbe-

wegungen ausführen, 

Atmung im Wasser 

kontrollieren, Unter-

tauchen und Orien-

tierung unter Wasser 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

 

Anwendungsbereich 

– Elementare Bewe-

gungsformen (Glei-

ten/Rollen) 

Abs. 9 Elementare Fertigkeiten Grundfertigkeiten 

beim Gleiten und 

Rollen wie Abstoßen, 

Bremsen, Beschleu-

nigen, Richtungsän-

derungen, Kenntnis 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 
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von Schutzausrüs-

tung 

Methodenkompetenz  Abs. 10 Risikoerkennung und Unfall-

prävention 

Gefahrenquellen in 

Bewegungsräumen 

erkennen, Maßnah-

men zur Unfallprä-

vention einhalten, si-

chere Nutzung von 

Sport- und Spielge-

räten, altersadäquate 

Hilfe leisten 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

 

Sozialkompetenz   Abs. 11 Verantwortung übernehmen Verantwortung über-

nehmen, übertragene 

Aufgaben im Unter-

richt ausführen, Si-

cherheitsmaßnah-

men für sich und an-

dere beachten 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

 

Selbstkompetenz – 4. 

Schulstufe 
Abs. 12 Selbsteinschätzung Realistische Selbst-

einschätzung, Bewäl-

tigung von heraus-

fordernden Bewe-

gungssituationen, 

Vertrauen in eigene 

Fähigkeiten 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

 

Fachkompetenz – 4. 

Schulstufe  
Abs. 3 Motorische Grundlagen Anwendung koordi-

nativer und konditio-

neller Fähigkeiten, 

Umsetzung altersge-

mäßer Spielfähigkei-

ten, Verbesserung 

turnerischer und 

leichtathletischer 

Fertigkeiten 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

 

Fachkompetenz – 4. 

Schulstufe  
Abs. 4 Spielen Ballrollen, Dribbeln, 

Werfen, Freilaufen, 

Verteidigung gegen 

Mitspieler, Gruppen-

bildung 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

 

Fachkompetenz – 4. 

Schulstufe  
Abs. 5 Elementare Bewegungsfor-

men 

Turnerische Bewe-

gungsformen wie 

Sprünge, Rollen, 

Handstand, 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 
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Stützsprünge, 

Schwingen, Lauf-, 

Sprung- und 

Wurftechniken 

Fachkompetenz – 4. 

Schulstufe  
Abs. 6 Wahrnehmen und Gestalten Bewegungsmuster 

kombinieren, Tanz-

kombinationen mer-

ken und ausführen, 

Bewegungskunststü-

cke mit Materialien 

präsentieren 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

 

Fachkompetenz – 4. 

Schulstufe  
Abs. 7 Schwimmen Schwimmen über 

kurze Distanzen, 

Tauchen, Springen 

ins Wasser 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

 

Fachkompetenz – 4. 

Schulstufe  
Abs. 8 Gleitende/Rollende Bewegun-

gen 

Sicheres Fahren mit 

rollenden/gleitenden 

Geräten, Wissen 

über geeignete 

Schutzausrüstung 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

 

Methodenkompetenz 

– 4. Schulstufe 
Abs. 9-

10 

Kompetenzorientierung Aufmerksamkeit im 

Unterricht, eigen-

ständige Lösungsfin-

dung, Durchhalte-

vermögen, Leistungs-

bereitschaft und 

Feedback annehmen 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

 

Sozialkompetenz – 4. 

Schulstufe 
Abs. 11 Fairness Unterscheidung von 

fairem und unfairem 

Verhalten, Respekt 

gegenüber Mitspie-

lern, zeitweise Spie-

len ohne Spielleitung 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

 

Selbstkompetenz – 4. 

Schulstufe  
Abs. 14 Gesundheitsbewusstsein Wahrnehmung von 

Körperreaktionen 

auf Bewegung, Nut-

zung digitaler Geräte 

zur Messung von 

Puls, Bewegung und 

Erholung 

Gesundheit und 

Wohlbefinden 

 

Tabelle 4 - Analyse - Lehrplan der Volksschule Anlage A 

Im Lehrplan der Volksschule wurden folgende Kategorien für die Analyse der Daten im Hin-

blick auf Inklusion und den Sportunterricht als relevant identifiziert: 
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1. Ganzheitliches Lernen  

2. Gesundheit und Wohlbefinden  

3. Inklusion und individuelle Förderung 

4. Kompetenzorientierung 

5. Selbstbestimmung und Partizipation  

6. Soziales Lernen und Wertebildung  

7. Struktur und Organisatorisches 

8. Vielfalt und interkulturelles Lernen 

Der Lehrplan der Volksschule fokussiert sich auf die individuellen Interessen aller SchülerIn-

nen (vgl. Funktion und Gliederung des Lehrplans Abs. 1) und legt viel Wert auf die Gesund-

heitsförderung durch eine sportlich aktive Lebensweise (vgl. Gesetzlicher Auftrag der Volks-

schulen Abs.1, 3. Gesundheitsförderung. Abs.1).  

Die soziale Integration von Kindern mit Behinderung wird nach dem Prinzip der inklusiven 

Pädagogik (vgl. Volksschuloberstufe Abs. 1) angestrebt. Die Bildungsaufgaben werden den 

Bedürfnissen aller SchülerInnen angepasst – die Leitvorstellungen formulieren das Ziel der 

Förderung einer inklusiven Gesellschaft durch ein ganzheitliches Menschenbild (vgl. Abs. 4). 

Die Lernanleitungen und Aufgabenstellungen werden laut Grundsatz 5 Abs. 1 Gesundheitsför-

derung dafür angepasst. Für einen situationsorientierten, geschlechtssensiblen und barriere-

freien Unterricht fordert das Curriculum von den Lehrkräften Koordination, Teamarbeit im Un-

terricht sowie eine individualisierte Wahrnehmung im Lernprozess (vgl. Kompetenzorientie-

rung als pädagogische Grundlage des Lehrplans Abs. 4, Grundsatz 1 Abs 1, 2).  

Zudem sollen LehrerInnen eine diskriminierungsfreie Lernumgebung und Entwicklungsmög-

lichkeiten schaffen, um ein inklusives Bildungssystem gewährleisten zu können (vgl. Grund-

satz 3). 

Im Hinblick auf die Inklusion werden spezifische Beeinträchtigungen berücksichtigt sowie die 

Teilhabe und das selbstständige Leben gefördert (vgl. Grundsatz 4 Abs. 1), um die SchülerIn-

nen im Prozess der Bildung zu unterstützen. Allerdings lassen sich bestimmte Konzepte infrage 

stellen: Wie werden barrierefreie Angebote für den Unterricht geschaffen, welche Erkenntnisse 

haben Lehrkräfte dazu und welche unterstützenden Instrumente stehen zur Verfügung?  

Die curricularen Vorgaben für den Sportunterricht orientieren sich an einem breiten Kompe-

tenzmodell hinsichtlich Körper- und Bewegungserfahrungen, motorischen Basiskompetenzen, 

Persönlichkeitsentwicklung, sozialem Lernen sowie Lern- und Leistungsbereitschaft. 
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Desgleichen ist der Sportunterricht auf die Integration in die aktuelle Bewegungs- und Sport-

kultur fokussiert, wie auch der Unterricht die Freude an Bewegung erwecken sowie die Ge-

sundheitsförderung unterstützen soll (vgl. Bildungs-und Lehraufgabe 1. Bis 4. Schulstufe Abs. 

3, Kompetenzmodell und Kompetenzbereiche /1. Bis 4. Schulstufe, Abs. 2- 5). Unter anderem 

soll Bewegung und Sport die Kompetenzentwicklung stärken (vgl. Bildungs-Beruf und Leben-

sorientierung Abs. 1). Ziele für die Erfahrungs- und Lehrbereiche sind das Wecken der Freude 

an Bewegung in gemeinschaftlichen sportlichen Aktivitäten und der Aufbau eines gesundheits-

orientierten Bewegungsverhaltens. Unterstützt wird die Idee, dass die Integration in die aktuelle 

Bewegungs- und Sportkultur einbezogen werden muss und dass die offenen Lernformen und 

reflexiven Prozesse zur Förderung der SchülerInnen beitragen sollen (vgl. 6. Inklusiver Unter-

richt und Förderung von SchülerInnen mit sonderpädagogischem Förderbedarf Abs. 1-3).  

Trotz der motivierten Ansätze, die sich finden lassen, stellen sich allerdings erneut dieselben 

Probleme: Inwiefern können Lehrkräfte auf die individuellen Bedürfnisse eingehen und welche 

Ressourcen stehen dafür in der Praxis zur Verfügung? Anzumerken ist es auch, dass im Pflicht-

gegenstand Bewegung und Sport die Kategorie „Gesundheit und Wohlbefinden“ in Verbindung 

mit Inklusion und individueller Förderung nicht gefunden werden konnte. Dieser Punkt könnte 

ein Hinweis darauf sein, dass die curricularen Vorgaben für den Sportunterricht sich auf „nor-

male“ Körper konzentrieren und Inklusion am Unterricht nicht genug mitbedacht worden ist.  

Der Pflichtgegenstand Bewegung und Sport betont die soziale und kulturelle Vielfalt und die 

Reflexion gesellschaftspolitischer Aspekte (vgl. Zentrale fachliche Konzepte 1. bis 4. Schul-

stufe Abs. 1). Anzumerken ist, dass das Fehlen klarer Richtlinien, welche den Unterricht be-

gleiten sollen, sich durch normative, auf idealistische Vorgaben ohne konkreten Praxisbezug 

deuten und somit den Lehrplan der Volkschule in Österreich definieren. Demnach ist davon 

auszugehen, dass die praktische Umsetzung im Unterricht mit Herausforderungen verbunden 

sein kann.  

Zusammenfassend lässt sich dem Lehrplan der Volkschule in Österreich entnehmen, dass eine 

inklusive Pädagogik im Vordergrund steht und im Sportunterricht die Förderung aller Kinder 

als Ziel angestrebt wird. Eine mögliche Diskrepanz zwischen den normativen Vorgaben und 

der Realität im Schulalltag ergibt sich durch die individuellen Ausgestaltungen einzelner Schu-

len und möglicherweise begrenzte Ressourcen und Qualifikationen der Lehrkräfte. Um Inklu-

sion im Unterricht effektiver und nachhaltiger umsetzen zu können, bedarf es spezifischer Bei-

spiele und kompetenten Personals in ausreichendem Maße.  
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6.4 Lehrplan der allgemeinbildenden höheren Schule 
Textbausteine 

(Absatz/Kapitel) 

Gel-
tungsbe-
reich 

Paraphrasierung der Ab-
sätze  

Reduktion: Kategorie und La-
bel 

Zusammenfassung als 
Kategoriensystem 

ERSTER TEIL 
ALLGEMEINES BILDUNGSZIEL 

1. Funktion und 

Gliederung des 

Lehrplans  

 

Abs. 1  Funktion des Lehrplans Konkretisierung des Bil-

dungsauftrags, Planung und 

Steuerung des Unterrichts 

Allgemeines Bildungs-

ziel 

Abs. 1  Gestaltungsmöglichkeiten Schulische Freiräume, schul-

autonome Lehrplanbestim-

mungen 

Allgemeines Bildungs-

ziel 

Abs. 1  Planung und Einbindung Aktivitäten der schulpartner-

schaftlichen Gremien, stand-

ortbezogenes Bildungsange-

bot 

Allgemeines Bildungs-

ziel 

Abs. 1  Berücksichtigung der Schü-

lerInnen 

Individuelle Interessen und 

persönliche Lebensrealität 

Didaktische Grundsätze  

Abs. 2 Gliederung des Lehrplans Acht Teile: allgemeines Bil-

dungsziel, Kompetenzorien-

tierung, didaktische Grunds-

ätze, übergreifende Themen, 

organisatorischer Rahmen, 

Stundentafeln, Religionsun-

terricht, Fachlehrpläne 

Allgemeines Bildungs-

ziel 

Abs. 3 Übergreifende Themen Wesentliche gesellschaftliche 

Aspekte, verbindlich in den 

Unterricht einzubinden 

Gesellschaftsrelevante 

Inhalte 

Abs. 5 Fachlehrpläne Einheitlicher Aufbau, Bil-

dungs- und Lehraufgabe, di-

daktische Grundsätze, Kom-

petenzmodelle 

Allgemeines Bildungs-

ziel 

Abs. 6 Oberstufe Orientierung an übergreifen-

den Themen, keine verbindli-

chen Verknüpfungen 

Allgemeines Bildungs-

ziel 

  

Abs. 7  Didaktische Grundsätze Anleitungen zur Unterrichts-

gestaltung, Bildungs- und 

Lehraufgabe, Lehrstoff 

Allgemeines Bildungs-

ziel 

 

2. Gesetzlicher 

Auftrag der all-

gemeinbildenden 

höheren Schule 

Abs. 1  Bildungsauftrag der allge-

meinbildenden höheren 

Schule 

Förderung der Individualität, 

umfassende Allgemeinbil-

dung, Vorbereitung auf das 

Berufsleben, Wertevermitt-

lung 

Allgemeines Bildungs-

ziel 

Lebensvorbereitung und 

Berufsorientierung 
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Abs. 1  Ethisch gehaltvolle Werte Förderung ethischer Werte 

und selbstständigen Urteils 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 

Abs. 1  Soziales Verständnis Vermittlung von sozialem 

Verständnis und aktiver Le-

bensweise 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 

Abs. 1  Offenheit gegenüber politi-

schem und weltanschauli-

chem Denken 

Befähigung zur Teilhabe am 

Wirtschafts- und Kulturleben 

Selbstbestimmung und 

Partizipation 

Abs. 2 Qualitätsrahmen für Schu-

len 

Konkretisierung des Bil-

dungsauftrags durch Schul-

qualitätsmanagement 

Allgemeines Bildungs-

ziel 

Abs. 3 Universitätsreife Vertiefte Allgemeinbildung 

und Vorbereitung auf Univer-

sitätsreife 

Allgemeines Bildungs-

ziel 

 

Abs. 3 Kritisches Denken und Re-

flexion 

Förderung von selbstständi-

gem Denken und Reflexions-

fähigkeit 

Selbstbestimmung und 

Partizipation 

Abs. 4 Rolle der Lehrenden Moderierende Unterstützung, 

lernbegleitende Förderung der 

Kompetenzen 

Qualifikation und Rolle 
der Lehrkräfte 

Abs. 4 Individualisierung des 

Lernprozesses 

Anpassung des Tempos und 

kontinuierliche Lernent-

wicklung 

Inklusion und indivi-

duelle Förderung 

3. Leitvorstellun-

gen 

Abs. 1  4K-Modell: Kommunika-

tion, Kollaboration, Kreati-

vität, kritisches Denken 

Kompetenzorientierung, 

Problemlösungsfähigkeit, 

Teamarbeit 

Kompetenzorientierung 

Selbstbestimmung und 

Partizipation 

Abs. 2 Kompetenzen für nachhal-

tige Entwicklung, Bildung 

für nachhaltige Entwick-

lung, Politische Bildung 

Nachhaltigkeit, soziale Ver-

antwortung, globale Bürger-

bildung 

Nachhaltigkeit und Ver-

antwortung 

Selbstbestimmung und 

Partizipation 

Abs. 2 Friedenserziehung, Men-

schenrechtsbildung 

Ethik, moralische Bildung, 

soziale Integration 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 

Abs. 2 Sustainable Development 

Goals (SDGs), gemein-

schaftliche Verantwortung 

Globale Verantwortung, Zu-

kunftsgestaltung 

Nachhaltigkeit und Ver-

antwortung 

 

Abs. 3 Schule als sozialer Raum: 

Wirkung des Handelns re-

flektieren, Verantwortung 

übernehmen 

Soziale Kompetenz, Reflexi-

onsfähigkeit 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 

 

Abs. 4 Sinnfindung, Auseinander-

setzung mit ethischen und 

moralischen Werten 

Persönlichkeitsentwicklung, 

Orientierungshilfe 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 
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4. Aufgabenbe-

reiche der Ober-

stufe  

Abs. 1  Wissensaneignung, Kompe-

tenzerwerb 

Vermittlung fundierten Wis-

sens, Entwicklung von Kom-

petenzen 

Kompetenzorientierung 

Abs. 1  Selbstständige, aktive An-

eignung und kritisch-prü-

fende Auseinandersetzung 

mit Wissen 

Förderung lebensbegleitenden 

Lernens, Entwicklung von 

Sachkompetenz 

Selbstbestimmung und 

Partizipation 

  

Abs. 2 Auseinandersetzung mit 

Problemstellungen, Gege-

benheiten kritisch hinterfra-

gen 

Kritisches Denken, Prob-

lemlösungskompetenz 

Selbstbestimmung und 

Partizipation 

Kompetenzorientierung 

Abs. 2 Eigenständige Suche nach 

Lösungswegen und kriti-

sche Betrachtung des eige-

nen Handelns 

Förderung der Eigenverant-

wortung, Reflexionsfähigkeit 

Selbstbestimmung und 

Partizipation 

Kompetenzorientierung 

 

Abs. 3 Entwicklung der eigenen 

Begabungen und Möglich-

keiten 

Selbstkompetenz, individu-

elle Förderung 

Inklusion und indivi-

duelle Förderung 

Kompetenzorientie-

rung 

 

Abs. 3 Wissen um eigene Stärken 

und Schwächen 

Selbsterkenntnis, realistische 

Selbstbewertung 

Kompetenzorientierung 

Abs. 3  Bereitschaft, Verantwortung 

zu übernehmen und mit an-

deren zu kooperieren 

Sozialkompetenz, Verantwor-

tung, Teamarbeit 

Kompetenzorientierung 

 

Abs. 4 Förderung dynamischer Fä-

higkeiten für unvorhergese-

hene Situationen 

Anpassungsfähigkeit, Prob-

lemlösungsfähigkeit 

Kompetenzorientierung 

 

Abs. 5 Ausgewogenes Verhältnis 

von Sach-, Selbst- und So-

zialkompetenz 

Ganzheitliche Kompetenzent-

wicklung 

Kompetenzorientierung 

 

5. Bildungsberei-

che der Ober-

stufe  

Abs. 5 

Abs. 6 

Bildungsbereich Sprache 

und Kommunikation 

Sprachkompetenz, kulturelle 

Vielfalt, kritischer Medie-

numgang 

Vielfalt und interkultu-

relles Lernen 

Abs. 1-

2 

Abs. 5-

6 

Bildungsbereich Mensch 

und Gesellschaft 

Gesellschaftliches Verständ-

nis, Chancengleichheit, De-

mokratiebildung, digitale 

Kompetenzen 

Soziales Lernen und 

Wertebildung  

Selbstbestimmung und 

Partizipation 

Abs. 2-

3 

Bildungsbereich Natur und 

Technik 

Naturverständnis, Technik-

kompetenz, ethisches Be-

wusstsein 

Allgemeines Bildungs-

ziel 

Abs. 1 Bildungsbereich Kreativität 

und Gestaltung 

Kreative Ausdrucksformen, 

kulturelle Qualität, soziale 

Verantwortung 

Allgemeines Bildungs-

ziel 
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Abs. 1-

3 

Bildungsbereich Gesundheit 

und Bewegung 

Ganzheitliche Gesundheit, 

Bewegungskompetenz, Si-

cherheitsbewusstsein 

Gesundheit und Wohl-

befinden 

ZWEITER TEIL 

KOMPETENZORIENTIERUNG 

1. Kompetenzori-

entierung als pä-

dagogische 

Grundlage des 

Lehrplans 

 

Abs. 1  Kompetenzorientierung als 

pädagogische Grundlage 

des Lehrplans 

Fokus auf langfristige kogni-

tive Fähigkeiten, Fertigkeiten, 

motivationale und soziale Be-

reitschaft 

Kompetenzorientierung 

Allgemeines Bildungs-

ziel 

Abs. 2 Reflexive Grundbildung Kritisches Urteilen, selbst-

ständiges Weiterlernen, Ver-

bindung mit Lehrplanstruktur 

Selbstbestimmung und 

Partizipation 

Abs. 3 Fachliche Kompetenzen Verknüpfung mit Unterrichts-

gegenstand, explizite Nen-

nung im Lehrplan 

Kompetenzorientierung 

Abs. 3 Überfachliche Kompeten-

zen 

Motivation, Selbstwahrneh-

mung, soziale und lernmetho-

dische Kompetenzen 

Kompetenzorientierung 

 

Abs. 3 Fächerübergreifende Kom-

petenzen 

Erwerb durch übergreifende 

Themen, z.B. Bildungsorien-

tierung, Medienbildung 

Allgemeines Bildungs-

ziel 

Abs. 3 Verbindung der Dimensio-

nen 

Integration von fachlichen, 

überfachlichen und fächer-

übergreifenden Kompetenzen 

Allgemeines Bildungs-

ziel 

Abs. 4 Planung und Zusammenar-

beit 

abgestimmte Planung über 

Schulstufen 

Allgemeines Bildungs-

ziel 

2. Kennzeichen 

kompetenzorien-

tierten Unter-

richts 

Abs. 1 Lernen als aktiver, selbstge-

steuerter, reflexiver Prozess 

Lernprozessgestaltung, 

Selbststeuerung 

Allgemeines Bildungs-

ziel 

Abs. 1 Gestaltung von Rahmen- 

und Lernumgebungen durch 

Lehrkräfte 

Rahmengestaltung, Unterstüt-

zung 

Allgemeines Bildungs-
ziel 

Abs. 1 Evaluierung und Anpassung 

der Lernfortschritte 

Feedbacksystem, Anpas-

sungsfähigkeit 

Allgemeines Bildungs-

ziel 

Abs. 2 Klar kommunizierte Lern-

ziele 

Transparenz, Zielorientierung Allgemeines Bildungs-

ziel 

Abs. 2 Aufgabenstellungen, die an 

Lebenswelt der SchülerIn-

nen anknüpfen 

Lebensweltbezug, Relevanz Lebensvorbereitung und 

Berufsorientierung 

Kompetenzorientierung 

Abs. 2 Kognitive Aktivierung 

durch aktive Auseinander-

setzung 

Kognitive Aktivierung, Enga-

gement 

Kompetenzorientierung 

Abs. 2 Handlungs- und anwen-

dungsorientiertes Lernen 

Praxisnähe, Problemlösungs-

kompetenz 

Kompetenzorientierung 
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Abs. 2 Systematischer Wissensauf-

bau und Vernetzung 

Nachhaltigkeit, Vernetztes 

Lernen 

Nachhaltigkeit und Ver-

antwortung 

Abs. 2 Entwicklung von Metho-

den- und Sozialkompetenz 

Überfachliche Kompetenzen, 

Sozialverhalten 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 

Abs. 2 Kultur der Selbstreflexion Selbstbewusstsein, Motiva-

tion 

Kompetenzorientierung 

Abs. 2 Sinnstiftende Lernerfahrun-

gen über den Unterricht hin-

aus 

Sinnhaftigkeit, Lebenslanges 

Lernen 

Nachhaltigkeit und Ver-

antwortung 

  

Abs. 2 Förderung von kritischem 

Denken 

Reflexion, Kritisches Denken Kompetenzorientierung 

3. Spezifika der 

Oberstufe 

Abs. 1 Kompetenzorientierung als 

pädagogisches Ziel in der 

Oberstufe 

Kompetenzorientierter Ansatz Kompetenzorientierung 

Abs. 1 Umstellung der Lehrpläne 

der Oberstufe auf Semest-

rierung ab der 10. Schul-

stufe 

Reform der Lehrplanstruktur Allgemeines Bildungs-

ziel 

Abs. 1 Lehrpläne enthalten Kom-

petenzmodelle und Kompe-

tenzmodule 

Integration von Kompetenz-

modellen 

Allgemeines Bildungs-

ziel 

Abs. 1 Fehlen expliziter fachlicher 

Kompetenzbeschreibungen 

in der Oberstufe 

Unterschiede zu Unterstufe Allgemeines Bildungs-

ziel 

 

Abs. 2 Ausrichtung des Unterrichts 

an den Anforderungen der 

standardisierten Reifeprü-

fung 

Standardisierte Prüfungsori-

entierung 

Allgemeines Bildungs-

ziel 

 

DRITTER TEIL 

ALLGEMEINE DIDAKTISCHE GRUNDSÄTZE 

Grundsatz 1:  

Abs. 1 LehrerInnen und Schüle-

rInnen nehmen individuell 

wahr und ermöglichen in-

dividuelle Lernprozesse. 

Individuelle Förderung, dif-

ferenzierte Lernprozesse 

Inklusion und indivi-

duelle Förderung 

Abs. 1 Unterschiedliche Vorkennt-

nisse, Lernpräferenzen und 

Vorerfahrungen der Schüle-

rInnen werden berücksich-

tigt. 

Heterogenität, Differenzie-

rung 

Vielfalt und interkultu-

relles Lernen 

Abs. 1 LehrerInnen nutzen pädago-

gische Diagnoseinstrumente 

zur Erkennung der Lernvor-

aussetzungen. 

Diagnostik, Lernbegleitung Inklusion und individu-

elle Förderung 
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Abs. 1 Förderung der Lernmotiva-

tion und Leistungsfähigkeit 

durch individuelle Rück-

meldungen. 

Feedback, Motivation Inklusion und individu-

elle Förderung 

Abs. 2 Begabungs- und Begab-

tenförderung durch ge-

schlechtersensible und 

kultursensible Maßnah-

men. 

Begabtenförderung, Chan-

cengleichheit 

Inklusion und indivi-

duelle Förderung 
Vielfalt und interkul-

turelles Lernen 

Grundsatz 2:  

Abs. 1 LehrerInnen bieten digital 

unterstützten Unterricht an. 

Integration digitaler Medien Digitalisierung und Me-

dienkompetenz 

Abs. 1 Medien und digitale Geräte 

prägen die Lebenswelt der 

SchülerInnen. 

Relevanz der Lebenswelt Digitalisierung und Me-

dienkompetenz 

 

Abs. 1 Digitale Geräte ermöglichen 

neue didaktische und me-

thodische Möglichkeiten. 

Innovative Lehrmethoden Digitalisierung und Me-

dienkompetenz 

 

Abs. 1 Erweiterung der Methoden-

vielfalt durch digitale Me-

dien 

Vielfältige Unterrichtsmetho-

den 

Digitalisierung und Me-

dienkompetenz 

 

Abs. 1 Förderung verschiedener 

Lerntypen und Begabungen 

Differenzierte Förderung Inklusion und individu-

elle Förderung  

Abs. 1 Erleichterung der Unter-

stützung für Menschen 

mit Behinderung 

Inklusion und Barrierefrei-

heit 

Inklusion und indivi-

duelle Förderung 

 

Abs. 1 Kreative Auseinanderset-

zung mit Themen durch di-

gitale Medien 

Kreativitätsförderung Digitalisierung und Me-

dienkompetenz 

 

Abs. 1 Kommunikation und Zu-

sammenarbeit unabhängig 

von Zeit und Ort 

Flexibilität im Lernen Kompetenzorientierung 

Abs. 1 LehrerInnen nutzen Lern-

managementsysteme und 

Plattformen. 

Einsatz digitaler Werkzeuge Digitalisierung und Me-

dienkompetenz 

 

Abs. 1 Digitale Medien ergänzen 

traditionelle Unterrichtsmit-

tel. 

Kombination aus traditionel-

len und modernen Ansätzen 

Digitalisierung und Me-

dienkompetenz 

 

Grundsatz 3:  

Abs. 1 Schule als inklusiver 

Lernort 

Heterogenität als Chance, 

inklusives Lernen 

Inklusion und indivi-

duelle Förderung 

Abs. 1 Kooperation aller Beteilig-

ten 

Gemeinsame Gestaltung, 

Zusammenarbeit 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 

Abs. 2 Diskriminierungsfreie 

Lernumgebung 

Individuelle Förderung, 

Chancengleichheit 

Kompetenzorientie-

rung  
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Abs. 2 Konstruktiver Umgang 

mit Diversität 

Ressourcenorientierung, Po-

tenziale nutzen 

Vielfalt und interkul-

turelles Lernen 

Abs. 2 Unterstützung spezifi-

scher Förderbedarfe 

Anpassung an individuelle 

Voraussetzungen 

Inklusion und indivi-

duelle Förderung 

Grundsatz 4:  

Abs. 1 Lernumgebung von Wert-

schätzung, Respekt und Un-

terstützung geprägt 

Positive Lernkultur, wert-

schätzendes Umfeld 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 

 

Abs. 1 Berücksichtigung heteroge-

ner Lernvoraussetzungen 

Differenzierung, individuelle 

Förderung 

Inklusion und individu-

elle Förderung 

 

Abs. 1 Jahresplanung und Anpas-

sung im Schuljahr 

Strukturierte Unterrichtspla-

nung 

Anpassung 

Abs. 1 Kompetenzfördernde Auf-

gaben mit Ergebnisorientie-

rung 

Förderung von Eigenständig-

keit und Forschungsmotiva-

tion 

Kompetenzorientierung 

Abs. 1 Fehler als Lernmomente 

nutzen 

Fehlertoleranz, konstruktive 

Lernkultur 

Kompetenzorientierung 

 

Abs. 1 Anknüpfen an Vorwissen 

für neue Herausforderungen 

Kumulatives Lernen, Wis-

senserweiterung 

Kompetenzorientierung 

 

Abs. 1 Vielfältige Unterrichtssitua-

tionen (Erproben, Entde-

cken, Bewerten) 

Vielfalt im Lernen, Aktivie-

rung von Wissen 

Vielfalt und interkultu-

relles Lernen 

Abs. 1 Förderung inhalts- und pro-

zessbezogener Kompeten-

zen 

Fächerübergreifendes und 

überfachliches Lernen 

Allgemeines Bildungs-

ziel 

Grundsatz 5: 

Abs. 1 Berücksichtigung indivi-

dueller Lernvoraussetzun-

gen durch Anpassung von 

Lernanleitungen und Auf-

gabenstellungen 

Individuelle Förderung Inklusion und indivi-

duelle Förderung 

Abs. 1 Förderung eigenverantwort-

lichen Lernens und Organi-

sation eigener Arbeit 

Selbstständigkeit und Verant-

wortung 

Kompetenzorientierung 

Abs. 1 Anbahnung und Moderation 

von Selbstlern- und Grup-

penprozessen 

Kooperation und Gruppenar-

beit 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 

Abs. 1 Beobachtung und Doku-

mentation individueller 

Lernprozesse 

Lernprozessbegleitung Inklusion und indivi-

duelle Förderung 

Abs. 1 Differenzierung von Auf-

gaben nach Lernvoraus-

setzungen und Neigungen 

Differenziertes Lernen Inklusion und indivi-

duelle Förderung  
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Abs. 1 Laufendes informatives 

Feedback zu Lernprozessen 

und Ergebnissen 

Feedbackkultur Kompetenzorientierung 

Abs. 1 Unterstützung der Schüle-

rInnen bei Fragen und Prob-

lemen 

Unterstützung und Beratung Inklusion und individu-
elle Förderung 
  

Abs. 1 Erlernen von Strategien für 

lebensbegleitenden Bil-

dungserwerb 

Lebenslanges Lernen Lebensvorbereitung und 

Berufsorientierung 

Grundsatz 6:  

Abs. 1 Respektvoller Umgang mit 

Vielfalt und Kulturen 

Respekt, Wertschätzung, 

Diversität 

Vielfalt und interkultu-

relles Lernen 

Abs. 1 Bewusstsein für Vielfalt als 

Realität und Ressource 

Vielfalt, Ressourcen, Teilhabe Vielfalt und interkultu-

relles Lernen 

 

Abs. 1 Bedeutung mehrsprachiger 

Fähigkeiten 

Identitätsbildung, Mehrspra-

chigkeit, Integration 

Vielfalt und interkultu-

relles Lernen 

 

Abs. 1 Schutz von Minderheiten 

und deren Rechte 

Minderheiten, Rechte, Schutz Vielfalt und interkultu-

relles Lernen 

Abs. 2 Reflexion über Identitäten 

und Zugehörigkeiten 

Identitätsbildung, Reflexion Vielfalt und interkultu-

relles Lernen 

Abs. 2 Europäische Werte und 

Normen 

Demokratie, Rechtsstaatlich-

keit, Egalität 

Selbstbestimmung und 

Partizipation  

Abs. 2 Zusammenleben in einer 

pluralistischen Gesellschaft 

Pluralismus, Liberalismus, 

Gesellschaft 

Selbstbestimmung und 

Partizipation 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 

Grundsatz 7:  

Abs. 1 Bildungssprachliche Kom-

petenzen sind zentral für 

Schulerfolg und Teilhabe. 

Relevanz der Bildungssprache 

für gesellschaftliche Teilhabe 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 

Kompetenzorientierung 

 

Abs. 1 Fachsprachliche Fähigkei-

ten werden in allen Unter-

richtsfächern aufgebaut. 

Aufbau von Fach- und Bil-

dungssprache über alle Schul-

stufen hinweg 

Kompetenzorientierung 

 

Abs. 1 Sprachsensibler Unterricht 

fördert Alltags-, Bildungs- 

und Fachsprache. 

Integration von Sprachförde-

rung in den Unterricht 

Kompetenzorientierung 

 

Abs. 1 LehrerInnen agieren als 

Sprachvorbilder. 

Rolle der Lehrkraft in der 

Sprachvermittlung 

Qualifikation und Rolle 

der Lehrkräfte  

Abs. 1 Sprachanregende Situatio-

nen fördern den Sprachge-

brauch in einem wertschät-

zenden Umfeld. 

Bedeutung eines positiven 

Sprachlernklimas 

Vielfalt und interkultu-

relles Lernen 
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Abs. 1 SchülerInnen lernen, 

sprachliche Register situati-

onsadäquat anzuwenden. 

Bewusstsein und Anwendung 

sprachlicher Register 

Kompetenzorientierung 

Abs. 1 Fachspezifisches Vokabular 

wird aktiv unterstützt. 

Förderung fachspezifischer 

Sprachkompetenzen 

Kompetenzorientierung 

 

Grundsatz 8:  

Abs. 1 Klar kommunizierte Leis-

tungserwartungen und 

Rückmeldungen 

Förderliche Lernkultur, 

Transparenz 

Qualifikation und Rolle 

der Lehrkräfte 

Kompetenzorientierung 

Abs. 1 Information der SchülerIn-

nen sowie der Erziehungs-

berechtigten über Leis-

tungsbeurteilungskonzepte 

Kommunikation, Informati-

onsweitergabe 

Qualifikation und Rolle 

der Lehrkräfte 

 

Abs. 1 Unterscheidung zwischen 

Leistungsbeobachtung und 

Leistungsfeststellung 

Nachvollziehbarkeit, Diffe-

renzierung 

Inklusion und individu-

elle Förderung 

Abs. 1 Systematische, individu-

elle Lernentwicklungsbe-

ratung 

Individuelle Förderung, Re-

flexion 

Inklusion und indivi-

duelle Förderung 

Abs. 1 Rückmeldung zu Leistungs-

stand und Kompetenzzu-

wachs während des Schul-

jahres 

Feedback, Unterrichtsplanung Qualifikation und Rolle 

der Lehrkräfte 

 

Abs. 1 Verwendung von Instru-

menten wie iKM (PLUS) 

oder Kompetenzrastern 

Pädagogische Diagnostik, 

Kompetenzmessung 

Qualifikation und Rolle 

der Lehrkräfte 

 

Abs. 1 Transparente und kompe-

tenzorientierte Leistungsbe-

urteilung gemäß Leistungs-

beurteilungsverordnung 

Rechtliche Grundlage, Beur-

teilungskriterien 

Qualifikation und Rolle 

der Lehrkräfte 

 

VIERTER TEIL 
ÜBERGREIFENDE THEMEN 

 Abs. 1 Verankerung übergreifender 

Themen in Fachlehrplänen 

Förderung fächerübergreifen-

der Kompetenzentwicklung 

Kompetenzorientierung 

Abs. 2 Bildung für nachhaltige 

Entwicklung 

Integratives Denken in ökolo-

gischen, ökonomischen und 

sozialen Dimensionen 

Nachhaltigkeit und Ver-

antwortung 

Abs. 3 Kompetenzentwicklung in 

gesellschaftlich relevanten 

Themen 

Verknüpfung von Themen 

mit aktuellen gesellschaftli-

chen Herausforderungen 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 

Abs. 3 Unterstützende Themen wie 

Gesundheitsförderung, Me-

dienbildung, Politische Bil-

dung 

Entwicklung wesentlicher 

Kompetenzen für die Lebens- 

und Arbeitswelt 

Gesundheit und Wohl-

befinden 

Digitalisierung und Me-

dienkompetenz 
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Selbstbestimmung und 

Partizipation 

Abs. 4 Bezug zu Fachlehrplänen Integration übergreifender 

Themen in Unterrichtsinhalte 

Allgemeines Bildungs-

ziel 

Abs. 4 Planung und Schwerpunkt-

setzung über vier Schulstu-

fen 

Koordination und langfristige 

Planung im Kollegium 

Kompetenzorientierung 

Abs. 6 Bedeutung für Oberstufe Orientierung an Unterrichts-

prinzipien und Grundsatzer-

lassen 

Kompetenzorientierung 

Abs. 6 Kompetenzziele für die Un-

terstufe 

Fokussierung auf verbindliche 

Zielsetzungen in der Unter-

stufe 

Allgemeines Bildungs-

ziel 

1. Bildungs-, Be-

rufs- und Leben-

sorientierung 

Abs. 1 Bedeutung des übergreifen-

den Themas: Bildungs-, Be-

rufs- und Lebensorientie-

rung 

Individuelle Bildungs- und 

Berufsorientierung, Reflexion 

und Entscheidungsfindung 

Lebensvorbereitung und 

Berufsorientierung 

Abs. 1 Schule unterstützt Schüle-

rInnen bei der Gestaltung 

ihres Bildungs- und Berufs-

weges. 

Unterstützung individueller 

Lebenswege 

Lebensvorbereitung und 

Berufsorientierung 

 

Abs. 2 Ziel: Erkennen von Interes-

sen, Begabungen und Ta-

lenten 

Förderung von Selbstrefle-

xion und Talenterkennung 

Kompetenzorientierung 

Abs. 2 Entwicklung von Lebens-

kompetenzen wie Entschei-

dungs- und Reflexionsfä-

higkeit 

Kompetenzentwicklung und 

Lebensvorbereitung 

Kompetenzorientierung 

 

Abs. 2 Praktisches Ausprobieren 

und Chancenanalyse von 

Optionen 

Praxisorientierung und Ent-

scheidungsfindung 

Kompetenzorientierung 

 

Abs. 2 Feedback einholen und ge-

ben zu Stärken und Interes-

sen 

Kommunikation und Selbst-

/Fremdwahrnehmung 

Kompetenzorientierung 

 

Abs. 2 Reflektion über gesell-

schaftliche und wirtschaftli-

che Rahmenbedingungen 

Soziale und wirtschaftliche 

Kompetenz 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 

Abs. 2 Unterstützung bei Bildungs- 

und Berufsentscheidungen 

Orientierungshilfen und Bera-

tung 

Lebensvorbereitung und 

Berufsorientierung 

Abs. 2 Integration von Themen wie 

Work-Life-Balance und ge-

sellschaftliche Trends 

Ganzheitliche Lebensgestal-

tung 

Lebensvorbereitung und 

Berufsorientierung 

 

Abs. 3 Kompetenzziele: Stärken- 

und Interessenanalyse, Ent-

scheidungsfindung, 

Kompetenzziele: Reflexion, 

Analyse und Lebensgestal-

tung 

Kompetenzorientierung 
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Reflexion der Rahmenbe-

dingungen 

 

 

 

2. Entrepreneu-

rship Education  

 

Abs. 1 Bedeutung des übergreifen-

den Themas 

Förderung von Innovationsfä-

higkeit, Eigeninitiative, 

Teamfähigkeit und Verant-

wortung im unternehmeri-

schen und gesellschaftlichen 

Kontext 

Kompetenzorientierung 

Abs. 2 Beispiele für Methoden und 

Projekte 

 

 

Design Thinking, 

Perma.teach, Marktwoche, 

Changemaker-Woche. 

 

 

Kompetenzorientierung 

 

Abs. 3 Kompetenzziele am Ende 

der Sekundarstufe I 

Entwicklung von Ideen mit 

gesellschaftlichem Wert, Um-

gang mit Risiken, Verantwor-

tungsübernahme für Projekte, 

Fehleranalyse, Problemlö-

sungskompetenz und empa-

thische Kommunikation 

Kompetenzorientierung 

 

Abs. 4 Beteiligte Fachlehrpläne Bewegung und Sport, Bil-

dungs- und Berufsorientie-

rung, Chemie, Deutsch, Digi-

tale Grundbildung, Geografie 

und wirtschaftliche Bildung, 

Geschichte und Politische 

Bildung, Kunst und Gestal-

tung, Lebende Fremdsprache, 

Mathematik, Musik, Physik, 

Technik und Design 

Allgemeines Bildungs-

ziel 

3. Gesundheits-

förderung 

Abs. 1 Schulische Gesundheits-

förderung zielt auf einen 

Prozess ab, SchülerInnen 

ein höheres Ausmaß an 

Wissen und Selbstbestim-

mung über ihre Gesund-

heit zu ermöglichen. 

Gesundheitskompetenz, 

Wissenserwerb, Selbstbe-

stimmung 

Gesundheit und Wohl-

befinden 

Abs. 1 Gesundheit umfasst physi-

sche, psychische und sozi-

ale Aspekte (vgl. Ottawa 

Charta, WHO 1986). 

Ganzheitlicher Gesund-

heitsbegriff 

Gesundheit und Wohl-

befinden 

 

Abs. 2 Schule als sicherer und ge-

sundheitsfördernder Ort mit 

lernförderlichem und 

Schulklima, Sicherheit, Prä-

vention 

Gesundheit und Wohl-

befinden 
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angstfreiem Klima, Maß-

nahmen gegen Gewalt, 

Mobbing und Diskriminie-

rung. 

Vielfalt und interkultu-

relles Lernen 

Abs. 2 Förderung von Bewegung, 

Sport, gesunder Ernäh-

rung und nachhaltigem 

Essen in der Schule 

Bewegung, gesunde Ernäh-

rung, Nachhaltigkeit 

Gesundheit und Wohl-

befinden 

 

Abs. 3 Zusammenhänge zwischen 

Gesundheitsverhalten, Er-

nährung, Wohlbefinden und 

Leistungsfähigkeit beschrei-

ben. 

Gesundheitsbewusstsein, Er-

nährung, Wohlbefinden 

Gesundheit und Wohl-

befinden 

Abs. 3 Erkennen und Vorbeugen 

von Schutz- und Risikofak-

toren für die Gesundheit 

Prävention, Schutzfaktoren Gesundheit und Wohl-

befinden 

 

Abs. 3 Belastungssituationen er-

kennen und aktiv Maß-

nahmen ergreifen für das 

eigene Wohlbefinden. 

Stressbewältigung, Mental 

Health 

Gesundheit und Wohl-

befinden 

 

Abs. 3 Konstruktive Bearbeitung 

von Belastungssituationen 

und Konflikten, Hilfe in 

Anspruch nehmen 

Konfliktlösung, Resilienz Kompetenzorientierung 

Abs. 3 Anwendung altersgemäßer 

Erste-Hilfe-Maßnahmen 

und Kenntnis von Gesund-

heitsversorgungsangeboten 

Erste Hilfe, Gesundheitsver-

sorgung 

Gesundheit und Wohl-

befinden 

 

Abs. 4 Relevante Fachlehrpläne: 

Biologie und Umweltbil-

dung, Chemie, Deutsch, Di-

gitale Grundbildung, Kunst 

und Gestaltung 

Interdisziplinäre Gesundheits-

förderung 

Allgemeines Bildungs-

ziel 

4. Informatische 

Bildung 

Abs. 1 Bedeutung des übergreifen-

den Themas 

Digitalisierung verändert 

Kommunikation und Wahr-

nehmung; kritische Reflexion 

von Prinzipien und Konzep-

ten der Technologien; sinn-

volle Nutzung und Verständ-

nis technologischer Entwick-

lungen 

Digitalisierung und Me-

dienkompetenz 

Abs. 2 Kompetenzziele am Ende 

der Sekundarstufe I 

Speicherung und Strukturie-

rung von Daten und Informa-

tionen; Verwendung von 

Digitalisierung und Me-

dienkompetenz 
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Tabellenkalkulation; Automa-

tisierte Verarbeitung und Dar-

stellung von Informationen; 

Nachvollziehen und Formu-

lieren von Algorithmen; Be-

wertung der Auswirkungen 

der Digitalisierung auf Leben 

und Gesellschaft 

Abs. 3 Fachlehrpläne zum Erwerb 

von Kompetenzen des über-

greifenden Themas 

Verknüpfung mit Unterrichts-

fächern wie Biologie, Che-

mie, Mathematik, Geografie, 

Kunst und Gestaltung, Tech-

nik und Design zur Förderung 

informatischer Bildung 

Allgemeines Bildungs-

ziel 

5. Interkulturelle 

Bildung 

Abs. 1 Interkulturelle Bildung be-

fähigt SchülerInnen, mit 

Vielfalt in einer diversen 

Gesellschaft umzugehen. 

Vielfalt, Umgang mit Diversi-

tät, Gesellschaftliche Teilhabe 

Vielfalt und interkultu-

relles Lernen 

Abs. 1 Interkulturelle Bildung er-

möglicht Auseinanderset-

zung mit und Teilhabe an 

gesellschaftlichen und kul-

turellen Entwicklungen 

Kulturelle Teilhabe, Gesell-

schaftliche Entwicklungen 

Vielfalt und interkultu-

relles Lernen 

 

Abs. 1 Einhaltung der Menschen-

rechte und demokratische 

Prinzipien als zentraler Be-

zugspunkt 

Menschenrechte, Demokratie, 

Grundwerte 

Selbstbestimmung und 

Partizipation 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 

Abs. 2 Schaffung eines Schulkli-

mas von Zusammenhalt, 

Toleranz und Solidarität 

Schulklima, Toleranz, Solida-

rität 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 

 

Abs. 2 Förderung interkultureller 

Handlungskompetenzen 

und Persönlichkeitsentwick-

lung 

Interkulturelle Kompetenzen, 

Persönlichkeitsentwicklung 

Vielfalt und interkultu-

relles Lernen 

 

Abs. 2 Interkulturelle Bildung setzt 

an Vorerfahrungen und 

Sichtweisen der SchülerIn-

nen an. 

Vorerfahrungen, Perspektiven 

der Lernenden 

Kompetenzorientierung 

Abs. 2 Interkulturelle Bildung er-

möglicht das Verständnis 

von und den Umgang mit 

Vielfalt und leistet einen 

Beitrag zur Dialogkompe-

tenz. 

Verständnis von Vielfalt, Dia-

logkompetenz 

Vielfalt und interkultu-

relles Lernen 
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Abs. 3 SchülerInnen können viel-

fältige Lebensentwürfe und 

Biographien als Normalität 

wahrnehmen. 

Lebensentwürfe, Gesell-

schaftliche Normalität 

Soziales Lernen und 

Wertebildung 

 

Abs. 3 SchülerInnen entwickeln 

eine kritische und wert-

schätzende Grundhaltung 

als Basis für Zivilcourage. 

Wertschätzung, Zivilcourage Soziales Lernen und 

Wertebildung 

 

Abs. 3 Fähigkeit, Stereotype und 

diskriminierende Aussagen 

zu erkennen und dagegen 

aufzutreten 

Stereotypen, Diskriminierung, 

Zivilcourage 

Vielfalt und interkultu-

relles Lernen 

Abs. 3 SchülerInnen betrachten 

Entwicklungen in der mig-

rationsgeprägten Gesell-

schaft aus verschiedenen 

Blickwinkeln. 

Migration, gesellschaftliche 

Perspektiven 

Vielfalt und interkultu-

relles Lernen 

 

6. Medienbil-

dung 

Abs. 1 Bedeutung des übergreifen-

den Themas 

Analoge und digitale Medien 

unterstützen Informationsver-

breitung und Kommunikation, 

vermitteln Werte, fördern De-

mokratie, bergen Manipulati-

onsrisiken. 

Digitalisierung und Me-

dienkompetenz 

Abs. 2 Kritischer Umgang mit Me-

dien 

Förderung eines kritischen 

und kreativen Umgangs mit 

Medien und Technologien – 

Ermöglichung von Selbst-

wirksamkeit und gesellschaft-

licher Teilhabe 

Digitalisierung und Me-

dienkompetenz 

Vielfalt und interkultu-

relles Lernen 

Abs. 3 Kompetenzziele am Ende 

der Sekundarstufe I 

- Kreative Mediengestaltung 

und Selbstwirksamkeit 

- Kritische Auswahl und in-

teraktive Nutzung von Me-

dien 

- Bewertung von Glaubwür-

digkeit und Erkennen von 

Fake News 

- Hinterfragen von Medienin-

halten und Erkennen von Inte-

ressen 

- Kooperation und Interaktion 

mit Hilfe moderner Technolo-

gien 

Digitalisierung und Me-

dienkompetenz 

 

Abs. 4 Fachlehrpläne zum Erwerb 

von Kompetenzen 

Fachlehrpläne: Bildungs- und 

Berufsorientierung, Biologie 

Allgemeines Bildungs-

ziel 
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und Umweltbildung, Chemie, 

Deutsch, Geographie und 

wirtschaftliche Bildung, Geo-

metrisches Zeichnen, Ge-

schichte und Politische Bil-

dung, Kunst und Gestaltung, 

Latein, Lebende Fremdspra-

che, Mathematik, Musik, 

Technik und Design 

7. Politische Bil-

dung 

Abs. 1 Politische Bildung Förderung der Demokratie 

und Menschenrechte 

Selbstbestimmung und 

Partizipation 

Abs. 2 In Menschenrechten, De-

mokratie und Rechtsstaat-

lichkeit aktiv zu sein 

Förderung der Demokratie 

und Menschenrechte 

Selbstbestimmung und 

Partizipation 

Abs. 2 Bedeutung des übergreifen-

den Themas 

Förderung der Demokratie 

und Menschenrechte 

Selbstbestimmung und 

Partizipation 

Abs. 2 Kontroverse Themen dar-

stellen 

Auseinandersetzung mit kont-

roversen Themen 

Selbstbestimmung und 

Partizipation 

Abs. 3 Orientierung an Lebensbe-

zügen, Interessen und Vor-

erfahrungen 

Auseinandersetzung mit kont-

roversen Themen 

Kompetenzorientierung 

Abs. 3 Vermittlung von Verständ-

nis von lokalen und globa-

len Zusammenhängen und 

Problemen 

Auseinandersetzung mit kont-

roversen Themen 

Kompetenzorientierung 

 

Abs. 4 Kompetenzziele: Verschie-

den Ideen und Konzepte zu 

verstehen 

Globale und lokale politische 

Zusammenhänge 

Selbstbestimmung und 

Partizipation 

 

Abs. 4 Politische Fragestellungen 

aufgreifen und globale As-

pekte erkennen 

Globale und lokale politische 

Zusammenhänge 

Selbstbestimmung und 

Partizipation 

 

Abs. 4 Kritische Reflexion und 

Auseinandersetzung mit 

kontroversen Ansichten, 

Strukturen, Machtverhält-

nisse bewerten, demokrati-

sche Lösungen finden 

Globale und lokale politische 

Zusammenhänge 

Selbstbestimmung und 

Partizipation 

 

8. Reflexive Ge-

schlechterpäda-

gogik und 

Gleichstellung 

 

Abs. 1 Die Gleichstellung der Ge-

schlechter ist ein universel-

les Menschenrecht und ver-

ankert in internationalen 

Übereinkommen (z.B. 

SDGs, Istanbul-Konven-

tion). 

Menschenrechte, Nachhaltig-

keit, Geschlechtergleichstel-

lung 

Vielfalt und interkultu-

relles Lernen 
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Abs. 1 Bildung spielt eine zentrale 

Rolle in der Förderung der 

Gleichstellung. 

Rolle der Bildung Vielfalt und interkultu-

relles Lernen 

 

Abs. 2 Reflexive Geschlechterpä-

dagogik schafft Lernräume 

zur Auseinandersetzung mit 

Geschlechterthemen. 

Reflexive Pädagogik, Lern-

räume 

Vielfalt und interkultu-

relles Lernen 

 

Abs. 2 Lernprozesse stärken Wis-

sen und Bewusstsein für 

Geschlechterungleichheiten 

und deren Veränderbarkeit. 

Wissensförderung, Ge-

schlechterungleichheit 

Vielfalt und interkultu-

relles Lernen 

 

Abs. 2 Die Überwindung von ge-

schlechterstereotypen Zu-

schreibungen fördert erwei-

terte Lebens- und Berufs-

perspektiven. 

Überwindung von Stereoty-

pen, Lebensplanung 

Vielfalt und interkultu-

relles Lernen 

 

Abs. 3 Förderung von Interessen in 

MINT-, Kreativ- und 

CARE-Bereichen, unabhän-

gig von Geschlechterrollen 

Interessenförderung, Berufs-

wahl 

Vielfalt und interkultu-

relles Lernen 

Lebensvorbereitung und 

Berufsorientierung 

Abs. 4 Kompetenzziele umfassen 

Begriffsverständnis, Ver-

trauen in Fähigkeiten, Zivil-

courage und Verständnis 

von Gleichstellungspolitik. 

Kompetenzziele, Gleichstel-

lungspolitik 

Vielfalt und interkultu-

relles Lernen 

 

Abs. 4 Beispiele: Fähigkeitszu-

schreibungen, Verhaltens-

normen, Einkommensunter-

schiede, sexuelle Gewalt, 

Geschlechtervielfalt 

Praktische Beispiele, Ge-

schlechtervielfalt 

Vielfalt und interkultu-

relles Lernen 

 

Abs. 5 Fachlehrpläne: Bewegung 

und Sport, Bildungs- und 

Berufsorientierung, Biolo-

gie und Umweltbildung, 

Chemie, Deutsch, Digitale 

Grundbildung, Geographie 

und wirtschaftliche Bil-

dung, Geschichte und Poli-

tische Bildung, Kunst und 

Gestaltung, Latein, Mathe-

matik, Physik, Technik und 

Design 

Fachintegration, Lehrpläne Allgemeines Bildungs-

ziel 

9. Sexualpädago-

gik 
Abs. 1 Sexualpädagogik Kompetenzen in Sexualpäda-

gogik entwickeln 

Gesundheit und Wohl-

befinden 
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Abs. 2 Bedeutung des übergreifen-

den Themas 

Ganzheitliche Sexualpädago-

gik orientiert sich an evidenz-

basierten Standards und för-

dert positive Grundhaltungen. 

Gesundheit und Wohl-

befinden 

 

Abs. 3 Selbstbestimmter Umgang 

mit dem Körper 

Reflexion über Fruchtbarkeit, 

Verhütung, Körper und Sexu-

alität 

Gesundheit und Wohl-

befinden 

 

Abs. 3 Respekt für Vielfalt Anerkennung und Reflexion 

von sexueller Orientierung, 

Geschlechtsmerkmalen und -

identitäten 

Vielfalt und interkultu-

relles Lernen 

Abs. 3 Umgang mit Gefühlen Kommunikation über Emotio-

nen und Aufbau von Selbstsi-

cherheit 

Gesundheit und Wohl-

befinden 

 

Abs. 3 Diskriminierung und über-

griffiges Verhalten 

Sensibilisierung und Nutzung 

von Hilfsangeboten 

Vielfalt und interkultu-

relles Lernen 

 

Abs. 3 Reproduktive Rechte Kenntnis der gesetzlichen 

Bestimmungen in Österreich 

Selbstbestimmung und 

Partizipation 

Abs. 4 Fachlehrpläne Biologie und Umweltbildung, 

Deutsch, Geschichte und Poli-

tische Bildung, Kunst und 

Gestaltung, Musik 

Allgemeines Bildungs-

ziel 

10. Sprachliche 

Bildung und Le-

sen 

Abs. 1-

3 

Bedeutung des übergreifen-

den Themas 

Schlüsselfunktion von 

Sprachbildung und Lesefer-

tigkeiten für den Bildungspro-

zess; zielgerichtete Informati-

onsentnahme, Wissenserwerb 

und Kommunikation; Förde-

rung von Chancen- und Bil-

dungsgerechtigkeit; Sensibili-

sierung für sprachliche Viel-

falt; Integration von Erst-, 

Zweit- und Herkunftsspra-

chen 

Vielfalt und interkultu-

relles Lernen 

Abs. 4 Kompetenzziele am Ende 

der Sekundarstufe I 

Anwendung von Lesestrate-

gien; zielgerichtete Informati-

onsverarbeitung; Angemes-

sene Kommunikation und 

Meinungsäußerung; Einsatz 

und Einschätzung sprachli-

cher Fertigkeiten in Deutsch, 

Fremdsprache und ggf. Erst-

sprache 

Vielfalt und interkultu-

relles Lernen 

 



 120 

Abs. 5 Fachlehrpläne zum Erwerb 

von Kompetenzen 

Bezug zu Bewegung und 

Sport, Bildungs- und Berufs-

orientierung, Biologie und 

Umweltbildung, Chemie, Di-

gitale Grundbildung, Geogra-

phie und wirtschaftliche Bil-

dung, Geometrisches Zeich-

nen, Kunst und Gestaltung, 

Latein, Lebende Fremdspra-

che, Lehrplanzusatz Deutsch 

als Zweitsprache, Mathema-

tik, Musik, Physik, Technik 

und Design 

Gesundheit und Wohl-

befinden 

11. Umweltbil-

dung für nach-

haltige Entwick-

lung 

Abs. 1 Bedeutung des übergreifen-

den Themas 

Verantwortungsbewusstes 

Handeln; Förderung von 

Kompetenzen und Haltungen; 

nachhaltige Gesellschaft; Res-

sourcenschonung und Vertei-

lungsgerechtigkeit 

Kompetenzorientierung 

Abs. 1-

2 

Sensibilisierung durch Un-

terrichtsmethoden 

Natur-, Tier- und Umwelt-

schutz; umweltbewusster All-

tag; Projektunterricht, for-

schendes und entdeckendes 

Lernen, Simulationen 

Allgemeines Bildungs-

ziel 

Abs. 2 Kernthemen der Umweltbil-

dung 

Artenvielfalt, Klimaschutz, 

Lebensräume, Ressourcennut-

zung, Recycling, verantwor-

tungsvoller Konsum 

Nachhaltigkeit und Ver-

antwortung 

Abs. 3 Kompetenzziele am Ende 

der Sekundarstufe I 

Verstehen ökologischer, öko-

nomischer und sozialer Zu-

sammenhänge; nachhaltige 

Lebensgewohnheiten; Pla-

nung und Umsetzung nach-

haltiger Handlungen 

Nachhaltigkeit und Ver-

antwortung 

 

Abs. 4 Fachlehrpläne Bezug zu Bewegung und 

Sport, Biologie, Chemie, Ge-

ografie, Geschichte, Mathe-

matik, Technik und Design, 

Musik 

Allgemeines Bildungs-

ziel 

12. Verkehrs- 

und Mobilitäts-

bildung 

Abs. 1 Verkehrs- und Mobilitäts-

bildung ermöglicht Schüle-

rInnen, sich selbstständig 

und nachhaltig im Verkehr 

fortzubewegen und sich mit 

den Auswirkungen auf 

Nachhaltige Mobilität und 

Umweltbewusstsein 

Nachhaltigkeit und Ver-

antwortung 
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Gesundheit und Umwelt 

auseinanderzusetzen. 

Abs. 1 SchülerInnen lernen beim 

Zufußgehen, Radfahren 

oder Mitfahren sicher, ei-

genständig sowie sozial- 

und umweltverträglich mo-

bil zu sein. 

Sicheres und verantwortungs-

bewusstes Verkehrsverhalten 

Nachhaltigkeit und Ver-

antwortung 

 

Abs. 2 Verkehrs- und Mobilitäts-

bildung beleuchtet das kom-

plexe, vernetzte System 

‚Verkehr‘ hinsichtlich 

Raum- und Ressourcenver-

brauch, Klimaschutz, Ver-

kehrssicherheit und gesell-

schaftlicher Auswirkungen. 

Komplexität des Verkehrssys-

tems und gesellschaftliche 

Aspekte 

Nachhaltigkeit und Ver-

antwortung 

 

Abs. 3 Die schulische Verkehrs- 

und Mobilitätsbildung sen-

sibilisiert für die Erforder-

nisse einer umweltverträgli-

chen Mobilität. 

Förderung von Achtsamkeit 

und Verantwortung im Ver-

kehr 

Nachhaltigkeit und Ver-

antwortung 

 

Abs. 3 SchülerInnen können Ver-

kehrsvorschriften erklären 

und einhalten, vorausschau-

end und verkehrsgerecht 

handeln sowie Auswirkun-

gen der Mobilität auf die 

Umwelt reflektieren. 

Reflexion und Entwicklung 

eines zukunftsfähigen Ver-

kehrssystems 

Nachhaltigkeit und Ver-

antwortung 

 

13. Wirtschafts-, 

Finanz- und Ver-

braucherInnen-

bildung 

 

Abs. 1 Bedeutung des übergreifen-

den Themas 

Die Bedeutung von Wirt-

schafts-, Finanz- und Ver-

braucherInnenbildung als ge-

sellschaftliche Notwendig-

keit; Kompetenzen im Um-

gang mit Geld und wirtschaft-

lichen Prozessen; kritisches 

Denken in Bezug auf Konsum 

und Ressourcen 

Nachhaltigkeit und Ver-

antwortung 

 

Abs. 1 Produktion, Dienstleistung, 

Handel und Konsum 

Kenntnisse über wirtschaftli-

che Prozesse, Märkte und de-

ren Auswirkungen auf das Le-

ben der SchülerInnen; Einbli-

cke in die globale Wirtschaft 

und Wertschöpfung 

Nachhaltigkeit und Ver-

antwortung 
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Abs. 1 Handlungsbereiche privater 

Haushalt, Arbeitswelt und 

Gesellschaft 

Verständnis von finanziellen 

Entscheidungen, Einkom-

mensunterschieden und sozia-

ler Gerechtigkeit; verantwor-

tungsbewusstes Handeln in 

wirtschaftlichen Prozessen 

Lebensvorbereitung und 

Berufsorientierung 

 

Abs. 2 Kompetenzziele am Ende 

der Sekundarstufe I 

Fähigkeiten, verantwortungs-

voll mit Geld umzugehen, 

ökonomische Phänomene zu 

analysieren sowie Verbrau-

cherInnenrechte und nachhal-

tige Lebensweisen zu berück-

sichtigen 

Nachhaltigkeit und Ver-

antwortung 

 

Abs. 2 Rechte und Pflichten der 

VerbraucherInnen 

VerbraucherInnenschutz, Da-

tenschutz und nachhaltige 

Konsumstrategien als zentrale 

Themen im Alltag 

Nachhaltigkeit und Ver-

antwortung 

 

Abs. 2 Selbstständige und unselbst-

ständige Erwerbstätigkeit 

Differenzierung zwischen 

verschiedenen Arbeitsformen; 

gesellschaftliche und wirt-

schaftliche Rolle von Unter-

nehmen 

Nachhaltigkeit und Ver-

antwortung 

Lebensvorbereitung und 

Berufsorientierung 

 

 

Tabelle 5 - Analyise - Lehrplan der allgemeinbildenden höheren Schule 

Im Lehrplan der allgemeinbildenden höheren Schule wurden folgende Kategorien für die Ana-

lyse der Daten im Hinblick auf Inklusion und den Sportunterricht als relevant identifiziert: 

1. Gesundheit und Wohlbefinden  

2. Inklusion und individuelle Förderung  

3. Kompetenzorientierung 

4. Soziales Lernen und Wertebildung 

5. Vielfalt und interkulturelles Lernen 

Der Lehrplan der allgemeinbildenden höheren Schule in Österreich schafft eine Balance zwi-

schen den allgemeinen Bildungszielen und der Berücksichtigung individueller Lernvorausset-

zungen, etwa durch die individuelle Lernentwicklungsberatung (vgl. Grundsatz 8, Abs. 1), die 

Anpassung des Tempos (vgl. 2. Gesetzlicher Auftrag der allgemeinbildenden höheren Schule) 

oder die Schaffung individueller geschlechter- und kultursensibler Lernprozesse (vgl. 4. Auf-

gabenbereiche der Oberstufe, Abs. 3, Grundsatz 1, Abs 1, 2). 
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Die Analyse verdeutlicht, dass der Lehrplan Ansätze zur Differenzierung sowie individuellen 

Anpassung und Entwicklung (vgl. Grundsatz 1 Abs.1) vorschreibt, etwa in Form der Berück-

sichtigung heterogener Lernvoraussetzungen (vgl. Grundsatz 4, Abs. 1), um Chancengleichheit 

und die gleichberechtigte Teilhabe zu gewährleisten und Heterogenität sowie Diversität als 

Chance für inklusives Lernen zu nutzen (vgl. Grundsatz 3, Abs 2). Die erleichterte Unterstüt-

zung von Menschen mit Behinderung sowie die Unterstützung des spezifischen Förderbedarfs 

haben ein barrierefreies Bildungssystem zum Ziel (vgl. Grundsatz 2, Abs.1, Grundsatz 3, Abs. 

2). Die soziale Teilhabe und Chancengleichheit spielen in diesem Kontext eine wichtige Rolle. 

Die Kooperation aller Beteiligten, die Schaffung von diskriminierungsfreien Lernumgebungen 

und ein konstruktiver Umgang mit Diversität zielen alle auf das gleiche Ergebnis: die Schaffung 

von Chancengleichheit, Zusammenarbeit und Heterogenität sowie die Förderung der Potenziale 

aller SchülerInnen (vgl. Grundsatz 3, Abs. 2).  

Allerdings zeigt sich eine Spannung zwischen Heterogenität und spezifischen Handlungsanlei-

tungen für LehrerInnen: Eine zentrale Voraussetzung geht aus den Kompetenzen und der Be-

reitschaft der Lehrkräfte hervor, Inklusion zu erreichen. Während Grundsatz 5 Ansätze zur An-

passung von Übungen an die Fähigkeiten der Lernenden betont und eine partizipative und ge-

rechte Teilhabe am Unterricht sichert, impliziert dieses Unterrichtsmodell auch, dass der Sport-

unterricht von der Flexibilität und Kreativität der Lehrkräfte abhängig ist. Die Instrumente, 

Sportgeräte oder Materialien, welche zur Verfügung stehen sollen, werden im Lehrplan nicht 

konkretisiert. Darüber hinaus ist ersichtlich, dass es dem Lehrplan für den Sportunterricht an 

Weiterbildungsangeboten und an Anpassungen an barrierefreie Räumlichkeiten mangelt; des-

gleichen sind personelle Ressourcen möglicherweise nur unzureichend vorhanden, was den Un-

terricht im Alltag erschweren kann.  

Bewegung im Sportunterricht wird nicht nur als Mittel der körperlichen Gesundheit im Lehr-

plan der allgemeinbildenden höheren Schule betrachtet, sondern auch als Ressource der Förde-

rung sozialer Interaktionen und der Persönlichkeitsentwicklung. Dabei sollen alle SchülerInnen 

gleichermaßen in den Unterricht eingebunden und Barrieren für die unterschiedlichen Hinter-

gründe der SchülerInnen abgebaut werden. Gleichzeitig zielt die schulische Gesundheitsförde-

rung auf einen Prozess ab, welcher SchülerInnen ein höheres Maß an Wissen und Selbstbestim-

mung über ihre Gesundheit ermöglicht (vgl. 3. Gesundheitsförderung Abs. 1). Beispielsweise 

ist die Förderung von gesunder Ernährung durch nachhaltiges Essen (vgl. 3. Gesundheitsförde-

rung Abs. 1-3) oder die Stressbewältigung durch das Erkennen von Belastungssituationen im 

Lehrplan verankert. Solche Ansätze sind aus Sicht der Inklusion positiv zu bewerten; 
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nichtsdestotrotz fehlen Methoden für die Einbindung aller SchülerInnen in den Unterricht und 

gegen eine potenzielle Ausgrenzung.  

Zusammenfassend kann gesagt werden, dass der Lehrplan der allgemeinbildenden höheren 

Schule in Österreich eine normative Grundlage für den Sportunterricht schafft, wenngleich auf 

den Mangel von spezifischen Maßnahmen und konkreten Beispielen für die schulische Inklu-

sionspraxis zu verweisen ist.  

Um ein nachhaltiges inklusives Schulsystem zu gewährleisten, sollte die Förderung der profes-

sionellen Entwicklung der LehrerInnen prioritär sein. Außerdem sollte das Bildungssystem 

durch Personal und räumliche Ressourcen verstärkt werden.  

6.5 Lehrplan der Mittelschule 
Textbausteine (Absatz/Ka-

pitel) 

Geltungs-
bereich 

Paraphrasierung der Ab-
sätze  

Reduktion: Kategorie und La-
bel 

Zusammen-
fassung als 
Kategorien-
system 

ERSTER TEIL 

ALLGEMEINES BILDUNGSZIEL 

 1. Funktion und Gliede-

rung des Lehrplans 

Abs.1 Funktion des Lehrplans Konkretisierung des Bil-

dungsauftrags, Planung und 

Steuerung des Unterrichts, 

Berücksichtigung individuel-

ler Interessen 

Allgemeines 

Bildungsziel 

Abs. 1 Gliederung des Lehrplans Acht Teile: Bildungsziel, 

Kompetenzorientierung, di-

daktische Grundsätze, über-

greifende Themen, organisa-

torischer Rahmen, Stundenta-

feln, Religionsunterricht, 

Fachlehrpläne 

Allgemeines 

Bildungsziel 

Abs. 2 Allgemeines Bildungsziel Basis für die Umsetzung des 

Lehrplans in inhaltlicher und 

methodischer Hinsicht 

Allgemeines 

Bildungsziel 

Abs. 3 Übergreifende Themen Integration gesellschaftlich 

relevanter Aspekte in ver-

schiedene Unterrichtsgegen-

stände 

Soziales 

Lernen und 

Wertebil-

dung 

Abs. 5 Fachlehrpläne Struktur mit Bildungs- und 

Lehraufgaben, didaktischen 

Grundsätzen, Kompetenzmo-

dellen und Lehrstoff 

Allgemeines 

Bildungsziel 

 

2. Gesetzlicher Auftrag 

der Mittelschulen 
Abs. 1 Gesetzlicher Auftrag der 

Mittelschulen 

Definition und Zielsetzung 

gemäß §2 und §21a 

Allgemeines 

Bildungsziel 
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Schulorganisationsgesetz, 

Vermittlung von Allgemein-

bildung und Vorbereitung auf 

Beruf oder höhere Schulen 

Abs. 3 Kognitive, emotionale und 

soziale Aspekte 

Ganzheitliche Bildung; För-

derung von Urteilsfähigkeit, 

sozialem Verständnis und 

sportlicher Aktivität 

Kompetenz-
orientierung 

Abs. 4 Individuelle Förderung Betonung von Interessen, 

Neigungen und Begabungen 

der SchülerInnen; Anpassung 

des Lernprozesses 

Kompetenz-
orientierung 
 

Abs. 4 Erweitertes Rollenverständ-

nis der Lehrenden 

Moderation, Unterstützung 

bei Fragen, Entwicklung und 

Festigung von Kompetenzen 

Kompetenz-

orientierung 

Abs. 4 Individualisiertes Lernen Individuelles Lerntempo 

und kontinuierliche Lern-

entwicklung als Schlüssel zu 

erfolgreichem Lernen 

Inklusion 

und indivi-

duelle För-

derung 

3. Leitvorstellungen 

 

Abs. 1 Bildungsauftrag und das 

4K-Modell 

Kommunikation, Kollabora-

tion, Kreativität und kritisches 

Denken als Schlüsselkompe-

tenzen des 21. Jahrhunderts 

Kompetenz-

orientierung 

 

Abs. 1 Kompetenzorientierter Un-

terricht 

Förderung von Teamfähig-

keit, Kreativität und Kritikfä-

higkeit durch offene und 

schülergerechte Aufgaben 

Kompetenz-

orientierung 

 

Abs. 2 Nachhaltige Entwicklung Anbahnung von Kompeten-

zen für ökologische, ökono-

mische und soziale Heraus-

forderungen sowie Umset-

zung der SDGs 

Nachhaltig-

keit und 

Verantwor-

tung 

Abs. 3 Schule als sozialer Raum Förderung der Reflexion und 

Verantwortungsübernahme 

für eine zukunftsfähige Le-

bensgestaltung 

Nachhaltig-

keit und 

Verantwor-

tung 

 

Abs. 4 Ethische und moralische 

Werte 

Auseinandersetzung mit Fra-

gen eines sinnerfüllten Le-

bens, Menschenwürde und 

Orientierung durch Religion 

und Weltanschauungen 

 

 

Soziales 

Lernen und 

Wertebil-

dung 
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ZWEITER TEIL 

KOMPETENZORIENTIERUNG 

1. Kompetenzorientierung 

als pädagogische Grund-

lage des Lehrplans 

Abs. 1 Kompetenzorientierung als 

pädagogische Grundlage 

des Lehrplans 

Fokus auf längerfristige kog-

nitive Fähigkeiten, Fertigkei-

ten und soziale Bereitschaft; 

Reflexive Grundbildung als 

Konzept 

Kompetenz-

orientierung 

Soziales 

Lernen und 

Wertebil-

dung 

 

Abs. 3 Fachliche Kompetenzen Kompetenzen, die direkt mit 

dem jeweiligen Unterrichtsge-

genstand verbunden sind 

Kompetenz-

orientierung 

 

Abs. 3 Überfachliche Kompeten-

zen 

Motivation, Selbstwahrneh-

mung, Vertrauen in die eigene 

Person, soziale und lernme-

thodische Kompetenzen 

Kompetenz-

orientierung 

 

Abs. 3 Fächerübergreifende Kom-

petenzen 

Kompetenzen aus übergrei-

fenden Themen wie Bildung, 

Gesundheit, Umwelt, Medien, 

politische Bildung, Gleich-

stellung, etc. 

Kompetenz-

orientierung 

 

Abs. 3 Verbindung von Dimensio-

nen 

Integration von fachlichen, 

überfachlichen und fächer-

übergreifenden Kompetenzen 

im Unterricht 

Allgemeines 

Bildungsziel 

Abs. 3 Zusammenarbeit im Schul-

alltag 

Abstimmung und Planung un-

ter LehrerInnen einer Klasse 

über die Schulstufen hinweg 

Qualifika-

tion und 

Rolle der 

Lehrkräfte 

  

Abs. 3 Übergreifende Themen Bezug auf gesellschaftliche 

Aspekte und Förderung durch 

Themen wie nachhaltige Ent-

wicklung, Medienbildung, Se-

xualpädagogik, etc. 

Allgemeines 

Bildungsziel 

2. Kennzeichen kompe-

tenzorientierten Unter-

richts 

Abs. 1 Kompetenzorientierung als 

Grundlage des Unterrichts 

Lernen als aktiver, reflexiver 

und konstruktiver Prozess 

Kompetenz-

orientierung 

Abs. 1 Gestaltung von Lernumge-

bungen 

LehrerInnen schaffen Rah-

menbedingungen für zielori-

entiertes Lernen 

Kompetenz-

orientierung 

 

Abs. 1 Evaluierung der Lernfort-

schritte 

Regelmäßige Anpassung von 

Lernumgebungen bei ausblei-

benden Lernerfolgen 

Qualifika-

tion und 

Rolle der 

Lehrkräfte 
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Abs. 1 Klare Lernziele und Kom-

munikation 

Transparenz darüber, was ge-

lernt werden soll 

Qualifika-

tion und 

Rolle der 

Lehrkräfte 

 

Abs. 2 Aufgabenstellungen im 

Lernprozess 

Lebensweltbezug und Rele-

vanz der Aufgabenstellungen 

Lebensvor-

bereitung 

und Berufs-

orientierung 

Abs. 2 Kognitive Aktivierung Förderung der aktiven Ausei-

nandersetzung mit Themen 

Kompetenz-

orientierung 

 

Abs. 2 Handlungs- und Anwen-

dungsorientierung 

Erworbenes Wissen wird in 

praktischen Situationen ange-

wendet. 

Kompetenz-

orientierung 

 

Abs. 2 Systematischer Wissensauf-

bau 

Verknüpfung mit anderen 

Wissensgebieten und nachhal-

tiges Lernen 

Kompetenz-

orientierung 

 

Abs. 2 Entwicklung überfachlicher 

Kompetenzen 

Implizite Förderung von Me-

thoden- und Sozialkompetenz 

Kompetenz-

orientierung 

 

Abs. 2 Kultur der Selbstreflexion Bewusstmachung der eigenen 

Kompetenzen und Förderung 

der Motivation 

Kompetenz-

orientierung 

 

Abs. 2 Kritisches Denken und 

Sinnstiftung 

Anregung zu kritischem Den-

ken und Erfahrungen, die 

über den Unterricht hinausge-

hen 

Kompetenz-

orientierung 

 

DRITTER TEIL 

ALLGEMEINE DIDAKTISCHE GRUNDSÄTZE 

Grundsatz 1:  

Abs. 1 LehrerInnen nehmen 

SchülerInnen individuell 

wahr und ermöglichen in-

dividuelle Lernprozesse. 

Individuelle Förderung, 

Wahrnehmung von Diversi-

tät, Diagnostik und Rück-

meldung 

Inklusion 

und indivi-

duelle För-

derung 

Abs. 1 SchülerInnen bringen unter-

schiedliches Vorwissen, 

verschiedene sprachliche 

Vorkenntnisse, vielfältige 

und unterschiedliche Vorer-

fahrungen, Interessen und 

Lernpräferenzen mit. 

Heterogenität berücksichti-

gen, Lernmotivation stärken 

Vielfalt und 

interkultu-

relles Ler-

nen 

Kompetenz-

orientierung 

 

Abs. 1 LehrerInnen kennen und 

nutzen geeignete pädago-

gische 

Diagnostische Instrumente, 

Lernprozessbegleitung 

Qualifika-

tion und 
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Diagnoseinstrumente, um 

die Lernvoraussetzungen 

der SchülerInnen zu er-

kennen und deren Lern-

prozesse entsprechend be-

gleiten zu können. 

Rolle der 

Lehrkräfte 

 

Abs. 1 Sie fördern individuelle 

Lernprozesse durch un-

terschiedliche und ab-

wechslungsreiche Lernset-

tings und verwenden dazu 

passende Lernmaterialien. 

Individuelle Lernsettings, 

differenziertes Material 

Inklusion 

und indivi-

duelle För-

derung 

Abs. 2 SchülerInnen, die kognitiv 

sehr leistungsstark sind, 

werden im Rahmen der 

Begabungs- und Begab-

tenförderung durch indi-

viduelle Angebote unter-

stützt. 

Förderung leistungsstarker 

SchülerInnen, Begabtenför-

derung 

Inklusion 

und indivi-

duelle För-

derung 

 

Abs. 2 Dabei achten Lehrkräfte 

besonders darauf, dass 

diese Förderung ge-

schlechtersensibel und un-

abhängig von der Erst-

sprache oder dem Bil-

dungshintergrund der El-

tern erfolgt. 

Geschlechtersensibilität, 

Chancengleichheit 

Vielfalt und 

interkultu-

relles Ler-

nen 

 

Grundsatz 2:  

Abs. 1 LehrerInnen bieten einen di-

gital unterstützten Unter-

richt und nutzen innovative 

Lern- und Lehrformate. 

Integration digitaler Techno-

logien in den Unterricht, neue 

Lern- und Lehrformate 

Digitalisie-

rung und 

Medien-

kompetenz 

 

Abs. 1 Medien und digitale Geräte 

bestimmen die Lebenswelt 

von Kindern und Jugendli-

chen. 

Verbindung zur Lebenswelt 

der SchülerInnen durch Me-

dien und Technologien. 

Digitalisie-

rung und 

Medien-

kompetenz 

 

Abs. 1 Der Einsatz von Medien 

und die Verwendung von 

digitalen Geräten im Unter-

richt knüpfen somit einer-

seits an die Lebenswelt der 

SchülerInnen an und eröff-

nen andererseits neue 

Förderung von Methodenviel-

falt und didaktischen Innova-

tionen 

Digitalisie-

rung und 

Medien-

kompetenz 
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didaktische und methodi-

sche Möglichkeiten. 

Abs. 1 Sie erweitern die Methoden-

vielfalt, unterstützen ver-

schiedene Lerntypen sowie 

die Förderung von Schüle-

rInnen mit unterschiedli-

chen Begabungen und Lern-

geschwindigkeiten. 

Individualisierung und Diffe-

renzierung im Unterricht 

durch digitale Medien 

Digitalisie-

rung und 

Medien-

kompetenz 

 

Abs. 1 Die Unterstützung von 

Menschen mit Behinderung 

wird ebenso erleichtert wie 

die kreative Auseinander-

setzung mit Themen und In-

halten. 

Inklusion und kreative Förde-

rung durch digitale Hilfsmit-

tel 

Inklusion 

und indivi-

duelle För-

derung 

Abs. 1 Kommunikation, Zusam-

menarbeit und der Zugriff 

auf aktuelle Informationen 

und vielfältige Lernmateria-

lien können zeit- und orts-

unabhängig erfolgen. 

Förderung von Zusammenar-

beit und Zugriff auf vielfäl-

tige Ressourcen 

Kompetenz-

orientierung 

Abs. 1 Zeitgemäßes Lehren und 

Lernen erfordert folglich 

auch digital unterstützten 

Unterricht. 

Anpassung des Unterrichts an 

die Anforderungen des digita-

len Zeitalters 

Digitalisie-

rung und 

Medien-

kompetenz 

 

Abs. 1 LehrerInnen nutzen Lern-

managementsysteme und 

Lernplattformen für innova-

tive Lehr- und Lernformate. 

Verwendung von Lernmana-

gementsystemen und Plattfor-

men für Innovationen im Un-

terricht 

Digitalisie-

rung und 

Medien-

kompetenz 

 

Abs. 1 Der Einsatz digitaler Me-

dien ist eine wichtige Er-

gänzung zu den bisher ver-

wendeten Unterrichtsmit-

teln, soll diese aber nicht 

vollständig ersetzen. 

Balance zwischen traditionel-

len und digitalen Unterrichts-

methoden 

Digitalisie-

rung und 

Medien-

kompetenz 

 

Diversität als Ressource 

und Potenzial nutzen 

Abs. 1 Heterogenität und soziale 

Kompetenz 

Förderung von Ambiguitäts-

toleranz und sozialer Kompe-

tenz durch gemeinsame Ler-

numgebungen 

Vielfalt und 

interkultu-

relles Ler-

nen 

 

Abs. 2 Inklusive Lernumgebung Individuelle und diskrimi-

nierungsfreie Möglichkeiten 

für Lernentwicklung 

Inklusion 

und 
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individuelle 

Förderung 

Abs. 2 Konstruktiver Umgang 

mit Diversität 

Diversität als Ressource und 

Potenzial nutzen 

Vielfalt und 

interkultu-

relles Ler-

nen 

 

Abs. 2 Unterstützung spezifischer 

Förderbedarfe 

Anpassung an individuelle 

Lernvoraussetzungen zur 

Zielerreichung des Regel-

schullehrplans 

Inklusion 

und indivi-

duelle För-

derung 

 

Grundsatz 4:  

Abs. 1 Wertschätzung, Respekt 

und gegenseitige Unterstüt-

zung 

Förderung eines positiven und 

unterstützenden Lernumfelds 

Kompetenz-

orientierung 

Abs. 1 Berücksichtigung heteroge-

ner Lernvoraussetzungen 

Individuelle Förderung und 

Inklusion 

Vielfalt und 

interkultu-

relles Ler-

nen 

 

Abs. 1 Individualisierte Zugänge 

und Sozialformen 

Vielfältige Perspektiven im 

Unterricht 

Inklusion 

und indivi-

duelle För-

derung 

Abs. 1 Jahres-, mittel- und kurz-

fristige Planung 

Systematische und flexible 

Unterrichtsplanung 

Qualifika-

tion und 

Rolle der 

Lehrkräfte 

 

Abs. 1 Kompetenzfördernde Auf-

gaben 

Ergebnisorientierung und För-

derung eigenständigen Ler-

nens 

Kompetenz-

orientierung 

Abs. 1 Fehler als Lernmomente Konstruktive Fehlerkultur zur 

Förderung von Lernprozessen 

Kompetenz-

orientierung 

Abs. 1 Kumulatives Lernen Vernetzung von Vorwissen 

und neuem Wissen 

Nachhaltig-

keit und 

Verantwor-

tung 

Abs. 1 Herausfordernde Lern-

aufgaben 

Aktivierung und Förderung 

von Fähigkeiten 

Inklusion 

und indivi-

duelle För-

derung 

Abs. 1 Vielfältige Unterrichtssitua-

tionen 

Erprobung, Entdeckung und 

Systematisierung von Wissen 

Kompetenz-

orientierung 



 131 

 

Abs. 1 Fächerübergreifende und 

überfachliche Kompetenzen 

Ganzheitliche Kompetenzför-

derung 

Kompetenz-

orientierung 

 

Grundsatz 5:  

Abs. 1 LehrerInnen begleiten die 

Lernprozesse der Schüle-

rInnen. 

Förderung eigenverant-

wortlichen Lernens, Anpas-

sung von Anleitungen und 

Aufgaben 

Kompeten-

zorientie-

rung 

 

Abs. 1 Lernanleitungen, Aufga-

benstellungen, Instruktio-

nen und begleitende Un-

terstützung an Lernvor-

aussetzungen anpassen 

Berücksichtigung individu-

eller Lernvoraussetzungen 

Inklusion 

und indivi-

duelle För-

derung 

Abs. 1 SchülerInnen sollen das 

Unterrichtsangebot effek-

tiv nutzen können. 

Förderung der Selbststän-

digkeit und Organisation 

Kompeten-

zorientie-

rung 

 

Abs. 1 Selbstlern- und Gruppen-

prozesse anbahnen und mo-

derieren 

Entwicklung sozialer und 

selbstorganisatorischer Kom-

petenzen 

Kompetenz-

orientierung 

 

Abs. 1 Individuelles Lernen be-

obachten und dokumentie-

ren 

Lernbeobachtung und Doku-

mentation als unterstützende 

Maßnahmen 

Inklusion 

und indivi-

duelle För-

derung 

Abs. 1 Differenzierte Aufgaben 

nach Neigungen und Fä-

higkeiten anbieten 

Anpassung an individuelle 

Lernbedürfnisse 

Inklusion 

und indivi-

duelle För-

derung 

 

Abs. 1 (In)formatives Feedback ge-

ben und Lernprozesse be-

gleiten 

Förderung durch Feedback 

und kontinuierliche Unterstüt-

zung 

Inklusion 

und indivi-

duelle För-

derung 

 

Abs. 1 SchülerInnen sollen Anfor-

derungen verstehen und sich 

selbst einschätzen lernen. 

Entwicklung von Selbstrefle-

xion und methodischen Kom-

petenzen 

Kompetenz-

orientierung 

Abs. 1 Bewusster Umgang mit 

Lernstrategien fördern 

Grundlage für lebensbeglei-

tenden selbstständigen Bil-

dungserwerb 

Kompetenz-

orientierung 

Grundsatz 6:  

Abs. 1 Respektvoller Umgang mit-

einander 

Rahmenbedingungen schaffen 

für respektvollen Umgang, 

Wertschätzung von Vielfalt 

und kulturelle Begegnungen 

Vielfalt und 

interkultu-

relles Ler-

nen 
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Abs. 1 Bewusstsein für Vielfalt Vielfalt als Realität und wert-

volle Ressource anerkennen 

und fördern 

Vielfalt und 

interkultu-

relles Ler-

nen 

Soziales 

Lernen und 

Wertebil-

dung  

 

Abs. 1 Mehrsprachigkeit und kul-

turelle Identität 

Bedeutung mehrerer Sprachen 

für Identitätsbildung und ge-

sellschaftliche Teilhabe 

Vielfalt und 

interkultu-

relles Ler-

nen 

 

 

Abs. 1 Rechte und Schutz von 

Minderheiten 

Sensibilisierung für Minder-

heitenrechte und kulturelle 

Vielfalt der Volksgruppen in 

Österreich 

Vielfalt und 

interkultu-

relles Ler-

nen 

 

 

Abs. 2 Reflexion eigener Identität Gelegenheiten zur Auseinan-

dersetzung mit eigener Identi-

tät und Zugehörigkeit 

Gesundheit 

und Wohl-

befinden 

Abs. 2 Demokratische Prinzipien 

und Werte 

Vermittlung von Rechtsstaat-

lichkeit, Gleichheit und Säku-

larität als Grundlage für ein 

pluralistisches Zusammenle-

ben 

Selbstbe-

stimmung 

und Partizi-

pation 

Grundsatz 7:  

Abs. 1 Bildungssprachliche Kom-

petenzen als Schlüsselkom-

petenz 

Voraussetzung für Schuler-

folg, Teilhabe am Leben und 

Chancen am Arbeitsmarkt 

Kompetenz-
orientierung 

Abs. 1 Fachsprache und Sprach-

handlungen 

Verwendung von Fachsprache 

für Denken, Begründen, Ar-

gumentieren und Interpretie-

ren 

Kompetenz-

orientierung 

Abs. 1 Sprachentwicklung über 

alle Schulstufen hinweg 

Kontinuierlicher Aufbau von 

Alltags-, Bildungs- und Fach-

sprache 

Allgemeines 

Bildungsziel 

Abs. 1 Sprachbewusstsein und situ-

ative Anpassung 

Bewusstsein für Sprachregis-

ter und situationsgerechter 

Einsatz 

Qualifika-

tion und 

Rolle der 

Lehrkräfte 
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Abs. 1 LehrerInnen als Sprachvor-

bilder 

Förderung durch Vorbild-

funktion und gezielte Metho-

den im Unterricht 

Qualifika-

tion und 

Rolle der 

Lehrkräfte 

 

Abs. 1 Sprachanregende Situatio-

nen im Unterricht 

Gelegenheiten zur Sprachent-

wicklung in einem wertschät-

zenden Umfeld 

Qualifika-

tion und 

Rolle der 

Lehrkräfte 

 

Grundsatz 8:  

Abs. 1 Klar kommunizierte Leis-

tungserwartungen und 

Rückmeldungen 

Transparenz und klare Ziel-

vorgaben im Lernprozess 

Qualifika-

tion und 

Rolle der 

Lehrkräfte 

 

Abs. 1 Systematische, individuelle 

Lernentwicklungsberatung 

Förderung individueller Lern-

prozesse und Feedbackkultur 

Qualifika-

tion und 

Rolle der 

Lehrkräfte 

 

Abs. 1 Unterscheidung zwischen 

Leistungsbeobachtung und 

Leistungsfeststellungen 

Klarheit und Nachvollzieh-

barkeit der Bewertungspro-

zesse 

Qualifika-

tion und 

Rolle der 

Lehrkräfte 

 

Abs. 1 Regelmäßige Rückmeldung 

zum Lernprozess mit Hilfe 

von Kompetenzrastern und 

Diagnostik 

Einsatz von Diagnostik zur 

Förderung der Lernentwick-

lung. 

Qualifika-

tion und 

Rolle der 

Lehrkräfte 

 

Abs. 1 Transparente und kompe-

tenzorientierte Leistungsbe-

urteilung 

Berücksichtigung der Kompe-

tenzentwicklung bei der Beur-

teilung 

Qualifika-

tion und 

Rolle der 

Lehrkräfte 

 

VIERTER TEIL 

ÜBERGREIFENDE THEMEN 

 Abs. 1 Verankerung der übergrei-

fenden Themen in Fachlehr-

plänen 

Förderung von fächerüber-

greifendem und vernetztem 

Lernen 

Allgemeines 

Bildungsziel 

Abs. 1 Aktualität und Relevanz 

übergreifender Themen 

Bezug zu gesellschaftlich re-

levanten und aktuellen Her-

ausforderungen 

Allgemeines 

Bildungsziel 
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Abs. 2 Bildung für nachhaltige 

Entwicklung 

Integration ökologischer, öko-

nomischer und sozialer Di-

mensionen 

Nachhaltig-

keit und 

Verantwor-

tung 

Abs. 3 Vielfalt der übergreifenden 

Themen 

Unterstützung wesentlicher 

Kompetenzen für Lebens- 

und Arbeitswelt 

Allgemeines 

Bildungsziel 

 

Abs. 4 Didaktische Verankerung Bezüge in Fachlehrplänen 

und Möglichkeit zur schulau-

tonomen Anpassung 

Allgemeines 

Bildungsziel 

 

Abs. 5 Zielgerichtete Planung und 

Abstimmung 

Erfordert Planung und Ko-

operation der Lehrenden über 

Schulstufen hinweg 

Kompetenz-

orientierung 

Abs. 5 Alphabetische Darstellung 

der Themen 

Gesellschaftliche Bedeutung, 

Kompetenzziele und Ver-

weise auf Unterrichtsgegen-

stände 

Kompetenz-

orientierung 

 

1. Bildungs-, Berufs- und 

Lebensorientierung 

Abs. 1 Bildungs-, Berufs- und Le-

bensorientierung. Bedeu-

tung des übergreifenden 

Themas 

Unterstützung individueller 

Bildungs- und Berufswege, 

Entscheidungs- und Reflexi-

onsfähigkeit, Förderung der 

Eigenverantwortung 

Lebensvor-

bereitung 

und Berufs-

orientierung 

Abs. 1-2 Zentrale Herausforde-

rung: Auswahlmöglichkei-

ten für SchülerInnen 

Orientierung an Leistungs-

fähigkeit, Persönlichkeit 

und Lebenssituation, prak-

tische Erfahrungen sam-

meln 

Inklusion 

und indivi-

duelle För-

derung 

Abs. 2 Rolle der Lehrkräfte Entwicklung zu eigenverant-

wortlichen Menschen, unab-

hängig von Herkunft, Ge-

schlecht, Sprache oder Behin-

derung 

Qualifika-

tion und 

Rolle der 

Lehrkräfte 

 

 Themenbezüge Arbeitsbedingungen, ge-

schlechtsuntypische Berufe, 

überfachliche Kompetenzen, 

ehrenamtliches Engagement 

Kompetenz-

orientierung  

Abs. 3 Kompetenzziele am Ende 

der Sekundarstufe I 

Erkennen von Stärken und In-

teressen, Reflexion gesell-

schaftlicher und wirtschaftli-

cher Rahmenbedingungen, 

Einholen von Unterstützung, 

reflektierte Entscheidungen 

Kompetenz-

orientierung 

Abs. 4 Fachlehrpläne Integration in Bewegung und 

Sport, Chemie, Deutsch, 

Allgemeines 

Bildungsziel 
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Digitale Grundbildung, Er-

nährung und Haushalt, Geo-

grafie und wirtschaftliche Bil-

dung 

2. Entrepreneurship Edu-

cation 

Abs. 1 Bedeutung des übergreifen-

den Themas 

Die Definition von Entrepre-

neurship im Europäischen Re-

ferenzrahmen; Schlüsselkom-

petenz für lebenslanges Ler-

nen 

Allgemeines 

Bildungsziel 

 

Abs. 1 Drei Bereiche der Entrepre-

neurship Education 

Entwicklung innovativer 

Ideen, Persönlichkeitsent-

wicklung, Verantwortung 

übernehmen 

Kompetenz-
orientierung 

Abs. 2 Methoden und Ansätze Design Thinking, 

Marktwoche, Changemaker-

Woche, Perma.teach. 

Kompetenz-
orientierung 
 

Abs. 3 Kompetenzziele Fähigkeit zur Ideenentwick-

lung, Umgang mit Risiken, 

Verantwortung übernehmen, 

Teamarbeit 

Kompetenz-
orientierung 
 

Abs. 3 Rollen im Wirtschaftskreis-

lauf 

Anerkennung als Arbeitneh-

merIn, UnternehmerIn, Ver-

braucherIn, StaatsbürgerIn 

Selbstbe-

stimmung 

und Partizi-

pation 

Abs. 4 Fachlehrpläne zum Erwerb 

von Kompetenzen 

Bewegung und Sport, Che-

mie, Geschichte und Politi-

sche Bildung, Digitale Grund-

bildung, Mathematik, Kunst 

und Gestaltung 

Gesundheit 

und Wohl-

befinden 

3. Gesundheitsförderung 

Abs. 1 Bedeutung des übergreifen-

den Themas 

Gesundheitsförderung als 

Konzept für physische, psy-

chische und soziale Gesund-

heit; Förderung von Selbstbe-

stimmung und Wissen über 

Gesundheit 

Gesundheit 

und Wohl-

befinden 

 

Abs. 2 Gesundheitsfördernde Maß-

nahmen in der Schule 

Schaffung eines sicheren und 

gesundheitsfördernden Um-

felds durch ein lernförderli-

ches Klima, Mobbingpräven-

tion, rauchfreie Umgebung 

und Workshops 

Gesundheit 

und Wohl-

befinden 

 

Abs. 3 Zusammenhänge zwischen 

Gesundheitsverhalten und 

Leistungsfähigkeit 

Verständnis von Gesundheits-

verhalten, Ernährung und 

Wohlbefinden; 

Gesundheit 

und Wohl-

befinden 
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Zusammenhänge mit schuli-

scher Leistungsfähigkeit 

Abs. 3 Schutz- und Risikofaktoren Erklärung von Faktoren, die 

Gesundheit fördern oder ge-

fährden; altersgemäße Prä-

ventionsmaßnahmen 

Gesundheit 

und Wohl-

befinden 

 

Abs. 3 Konstruktive Bearbeitung 

von Belastungssituationen 

Fähigkeit, Belastungen zu er-

kennen, Konflikte zu bearbei-

ten und Hilfe bei Bedarf in 

Anspruch zu nehmen 

Gesundheit 

und Wohl-

befinden 

 

Abs. 3 Erste-Hilfe-Maßnahmen 

und Gesundheitsversorgung 

Anwendung altersgerechter 

Erste-Hilfe-Maßnahmen und 

Nutzung von Gesundheitsver-

sorgungsangeboten 

Gesundheit 

und Wohl-

befinden 

 

Abs. 4 Fachlehrpläne zum Erwerb 

der Kompetenzen 

Biologie und Umweltbildung, 

Chemie, Deutsch, Digitale 

Grundbildung, Ernährung und 

Haushalt, Kunst und Gestal-

tung 

Allgemeines 

Bildungsziel 

4. Informatische Bildung 

Abs. 1-2 Bedeutung der Informati-

schen Bildung 

Verständnis der Prinzipien 

und gesellschaftlichen Aus-

wirkungen von Technologien; 

kritische Reflexion der Digi-

talisierung 

Digitalisie-

rung und 

Medien-

kompetenz 

 

Abs. 2 Vermittlung informatischer 

Prinzipien 

Verwendung von Fach- und 

Alltagssprache zur Vermitt-

lung von technologischen 

Prinzipien 

Digitalisie-

rung und 

Medien-

kompetenz 

 

Abs. 3 Kompetenzziele: Speiche-

rung und Strukturierung von 

Daten 

Entwicklung von Fähigkeiten 

zur Speicherung und Struktu-

rierung digitaler Inhalte 

Digitalisie-

rung und 

Medien-

kompetenz 

 

Abs. 3 Kompetenzziele: Nutzung 

von Tabellenkalkulationen 

Altersgemäße Anwendung 

von Technologien für Berech-

nungen 

Digitalisie-

rung und 

Medien-

kompetenz 

 

Abs. 3 Kompetenzziele: Automati-

sierte Verarbeitung von In-

formationen 

Verarbeitung und Darstellung 

von Informationen durch Al-

gorithmen 

Digitalisie-

rung und 

Medien-

kompetenz 

 



 137 

Abs. 3 Kompetenzziele: Reflexion 

der Digitalisierung 

Kritische Bewertung der Aus-

wirkungen der Digitalisierung 

auf Leben und Gesellschaft 

Digitalisie-

rung und 

Medien-

kompetenz 

 

Abs. 4 Fachlehrpläne Zugeordnete Unterrichtsge-

genstände: Bildungs- und Be-

rufsorientierung, Biologie, 

Chemie, Deutsch, etc. 

Allgemeines 

Bildungsziel 

5. Interkulturelle Bildung 

Abs. 2 Bedeutung des übergreifen-

den Themas 

Förderung von interkultureller 

Kompetenz, Toleranz, und 

Solidarität; Verankerung in 

Menschenrechtskonventionen 

und demokratischen Prinzi-

pien 

Vielfalt und 

interkultu-

relles Ler-

nen 

Abs. 2 Schaffung eines respektvol-

len Schulklimas 

Aufbau einer wertschätzenden 

Lernatmosphäre und interkul-

tureller Handlungskompeten-

zen 

Vielfalt und 

interkultu-

relles Ler-

nen 

 

Abs. 2 Auseinandersetzung mit 

Vielfalt 

Förderung von Verständnis 

und Umgang mit kultureller 

Diversität, Nutzung von Po-

tenzialen 

Vielfalt und 

interkultu-

relles Ler-

nen 

 

Abs. 3 Kompetenzziele am Ende 

der Sekundarstufe I 

Erkennen und Umgang mit 

Vielfalt, Reflexion eigener 

und fremder Biografien, För-

derung von Zivilcourage 

Vielfalt und 

interkultu-

relles Ler-

nen 

 

Abs. 4 Fachlehrpläne zum Er-

werb von Kompetenzen 

Integration in verschiedene 

Unterrichtsfächer wie Be-

wegung und Sport, Deutsch, 

Geografie, Kunst und Ge-

staltung, Mathematik, Mu-

sik 

Vielfalt und 

interkultu-

relles Ler-

nen 

 

6. Medienbildung 

Abs. 1-2 Bedeutung des übergreifen-

den Themas 

Förderung eines kritischen 

und kreativen Umgangs mit 

analogen und digitalen Me-

dien; Vermittlung von Werte-

orientierungen und Reflexion 

über Chancen und Risiken 

Digitalisie-

rung und 

Medien-

kompetenz 
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Abs. 1-2 Unterstützung von Kommu-

nikationsprozessen 

Nutzung von Medien zur För-

derung von Kommunikations- 

und Ausdrucksmöglichkeiten 

Digitalisie-

rung und 

Medien-

kompetenz 

 

Abs. 2 Chancen und Risiken von 

Medien 

Förderung der Urteilsbildung 

durch Reflexion der Interes-

sen hinter Medieninhalten; 

Erkennung von Manipulatio-

nen wie Werbung und Fake 

News 

Digitalisie-

rung und 

Medien-

kompetenz 

 

Abs. 3 Kompetenzziele am Ende 

der Sekundarstufe I 

Planen und Gestalten eigener 

Medienbeiträge; kritische Be-

wertung von Medienangebo-

ten; Nutzung digitaler Tech-

nologien für Kommunikation 

und Interaktion 

Digitalisie-

rung und 

Medien-

kompetenz 

 

Abs. 4 Fachlehrpläne zum Erwerb 

von Kompetenzen 

Integration in Fächer wie Bio-

logie, Deutsch, Geografie, 

Geschichte, Kunst, Mathema-

tik, Musik und Technik 

Allgemeines 

Bildungsziel 

7. Politik 

Abs. 1 Bedeutung des übergreifen-

den Themas 

Förderung von Demokratie, 

Menschenrechten und partizi-

pativer Gesellschaftsgestal-

tung; Bezug auf die Kinde-

rechtskonvention und Demo-

kratiekompetenz 

Selbstbe-

stimmung 

und Partizi-

pation 

Abs. 2 Ziel der Politischen Bildung Entwicklung von politisch 

selbstbestimmten BürgerIn-

nen, kritische Reflexion kont-

roverser Themen 

Selbstbe-

stimmung 

und Partizi-

pation 

 

Abs. 3 Schwerpunkte im Unterricht Einbindung aktueller politi-

scher Themen (z. B. Klimage-

rechtigkeit, Migration), Nut-

zung von Formaten wie De-

battierclubs und Planspielen 

Selbstbe-

stimmung 

und Partizi-

pation 

 

Abs. 3 Globale und lokale Perspek-

tiven 

Verständnis für globale Zu-

sammenhänge und Ressour-

cenverteilung, Förderung von 

Menschenrechten und Frie-

densordnung 

Selbstbe-

stimmung 

und Partizi-

pation 

 

Abs. 4 Kompetenzziele am Ende 

der Sekundarstufe I 

Verstehen politischer Kon-

zepte, Reflexion kontrover-

ser Ansichten, aktive 

Selbstbe-

stimmung 
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Teilnahme an Entschei-

dungsprozessen 

und Parti-

zipation 

 

Abs. 5 Fachlehrpläne zum Er-

werb von Kompetenzen 

Integration in Fächer wie 

Geschichte, Geografie, 

Deutsch, Mathematik, Be-

wegung und Sport 

Allgemei-

nes Bil-

dungsziel 

8. Reflexive Geschlechter-

pädagogik und Gleichstel-

lung 

Abs. 1 Bedeutung des übergreifen-

den Themas 

Förderung der Geschlech-

tergleichstellung als univer-

selles Menschenrecht; Veran-

kerung in internationalen und 

nationalen Rechtsnormen 

(z.B. UN-Agenda 2030, 

SDGs, österreichische Verfas-

sung) 

Soziales 

Lernen und 

Wertebil-

dung 

Abs. 2 Reflexive Geschlechterpä-

dagogik 

Schaffung von Lernräumen 

zur Auseinandersetzung mit 

Geschlechterthemen, Über-

windung von Rollenklischees, 

Erweiterung von Lebens- und 

Berufsperspektiven 

Soziales 

Lernen und 

Wertebil-

dung 

 

Abs. 3 Ziele geschlechterreflexiver 

Didaktik 

Förderung von Potenzialen 

und Interessen unabhängig 

von Rollenzuschreibungen; 

reflektierte Entscheidungen 

für die Berufs- und Lebens-

planung 

Soziales 

Lernen und 

Wertebil-

dung 

 

Abs. 4 Kompetenzziele am Ende 

der Sekundarstufe I 

Erklärung und Reflexion 

von Begriffen wie Ge-

schlechterstereotypen, Dis-

kriminierung, Chancen-

gleichheit und Sexismus; 

Entwicklung von Vertrauen 

in eigene Fähigkeiten; För-

derung von Zivilcourage 

und Argumentationsfähig-

keit 

Soziales 

Lernen und 

Wertebil-

dung 

 

Abs. 5 Integration in Fachlehr-

pläne 

Umsetzung in Fächern wie 

Bewegung und Sport, Biolo-

gie, Chemie, Deutsch, Ma-

thematik, Physik, Geografie 

und wirtschaftliche Bildung, 

Geschichte und Politische 

Bildung 

Soziales 

Lernen und 

Wertebil-

dung 
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9. Sexualpädagogik 

Abs. 1 Bedeutung des übergreifen-

den Themas 

Ganzheitliche Sexualpädago-

gik, Förderung von Wissen 

und Kompetenzen zu Sexuali-

tät, positive Grundhaltung 

zum eigenen Körper und 

Wohlbefinden 

Soziales 

Lernen und 

Wertebil-

dung 

 

Abs. 2 Reflexion über Sexualität in 

digitalen Medien 

Kritisches Hinterfragen von 

Informationen in digitalen 

Medien, Identifikation von 

Mythen 

Soziales 

Lernen und 

Wertebil-

dung 

 

Abs. 2 Respektvoller Umgang mit 

Haltungen 

Pluralitätsgebot und respekt-

volle Auseinandersetzung mit 

verschiedenen Haltungen 

Soziales 

Lernen und 

Wertebil-

dung 

 

Abs. 3 Kompetenzziele am Ende 

der Sekundarstufe I 

Verantwortungsvoller Um-

gang mit Körper und Sexuali-

tät, Respekt gegenüber Viel-

falt, Umgang mit Gefühlen 

und Grenzen 

Soziales 

Lernen und 

Wertebil-

dung 

 

Abs. 4 Fachlehrpläne zum Erwerb 

von Kompetenzen 

Integration in Fächer wie Bio-

logie und Umweltbildung, 

Deutsch, Geschichte und Poli-

tische Bildung, Kunst und 

Gestaltung, Musik 

Allgemeines 

Bildungsziel 

10. Sprachliche Bildung 

und Lesen 

Abs. 1 Bedeutung des übergreifen-

den Themas 

Schlüsselfunktion von 

Sprachbildung und Lesen für 

fachliches Lernen, Chancen- 

und Bildungsgerechtigkeit, 

Identitätsbildung 

Vielfalt und 
interkultu-
relles Ler-
nen 
 

Abs. 2 Sprachsensible Lernange-

bote 

Förderung der Sprach- und 

Lesekompetenz durch gezielte 

sprachbewusste Ansätze und 

Unterstützung durch Lehr-

kräfte 

Vielfalt und 
interkultu-
relles Ler-
nen 
 

Abs. 3 Einbeziehen von Erst-, 

Zweit- und Herkunftsspra-

chen 

Stärkung des Sprachenreper-

toires, Förderung von sprach-

licher Vielfalt und Bewusst-

seinsbildung 

Vielfalt und 
interkultu-
relles Ler-
nen 
 

Abs. 4 Kompetenzziele am Ende 

der Sekundarstufe I 

Fähigkeit zur Anwendung 

von Lesestrategien, fachspe-

zifischem Wortschatz, Dis-

kussionen und 

Vielfalt und 
interkultu-
relles Ler-
nen 
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Selbsteinschätzung sprachli-

cher Fähigkeiten 

Abs. 5 Fachlehrpläne zum Er-

werb von Kompetenzen 

Integration in Fächer wie 

Bewegung und Sport, Biolo-

gie und Umweltbildung, 

Chemie, Mathematik, Mu-

sik, etc. 

Allgemei-
nes Bil-
dungsziel 
 

11. Umweltbildung für 

nachhaltige Entwicklung 

Abs. 1 Bedeutung des übergreifen-

den Themas 

Förderung von Kompetenzen 

zur Gestaltung einer zukunfts-

fähigen Gesellschaft; Sensibi-

lisierung für Natur-, Tier- und 

Umweltschutz sowie nachhal-

tiges Handeln 

Nachhaltig-

keit und 

Verantwor-

tung 

Abs. 2 Methoden der Umweltbil-

dung 

Naturbegegnung, Projektun-

terricht, forschendes und ent-

deckendes Lernen, Rollen-, 

Plan- und Simulationsspiele 

Nachhaltig-

keit und 

Verantwor-

tung 

 

Abs. 2 Kernthemen Artenvielfalt und -schutz, Kli-

mawandel und -schutz, Le-

bensräume, nachhaltige Res-

sourcen- und Energienutzung, 

Recycling, verantwortungs-

voller Konsum 

Nachhaltig-

keit und 

Verantwor-

tung 

 

Abs. 3 Kompetenzziele am Ende 

der Sekundarstufe I 

Verständnis der Wechsel-

wirkungen zwischen ökolo-

gischen, ökonomischen und 

sozialen Faktoren; Bereit-

schaft zur Mitwirkung an 

der Erhaltung der Biodiver-

sität; Entwicklung nachhal-

tiger Handlungsstrategien 

Nachhaltig-

keit und 

Verantwor-

tung 

 

Abs. 4 Fachlehrpläne Integration in Bewegung 

und Sport, Biologie und 

Umweltbildung, Chemie, 

Digitale Grundbildung, Ge-

ografie und wirtschaftliche 

Bildung, Geschichte und Po-

litische Bildung, Mathema-

tik, Musik, Technik und De-

sign 

Allgemei-

nes Bil-

dungsziel 

12. Verkehrs- und Mobili-

tätsbildung 

Abs. 1 Bedeutung des übergreifen-

den Themas 

Förderung von selbstständiger 

und nachhaltiger Mobilität; 

Reflexion der Auswirkungen 

Nachhaltig-

keit und 
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von Verkehr auf Gesundheit, 

Umwelt und Klimaschutz 

Verantwor-

tung 

 

Abs. 2 Sicheres, gesundes und um-

weltverträgliches Verhalten 

im Verkehr 

Verantwortungsbewusster 

Umgang mit Verkehrsvor-

schriften und Sicherheitskrite-

rien. 

Nachhaltig-

keit und 

Verantwor-

tung 

 

Abs. 2 Komplexität des Verkehrs-

systems 

Hinterfragung von Raum- und 

Ressourcenverbrauch, Klima-

schutz sowie ökologischen 

und gesellschaftlichen Aus-

wirkungen 

Nachhaltig-

keit und 

Verantwor-

tung 

 

Abs. 3 Kompetenzziele am Ende 

der Sekundarstufe I 

Verständnis von Verkehrs-

vorschriften, Reflexion von 

Risikofaktoren, Förderung 

eines umweltbewussten Mo-

bilitätsverhaltens 

Nachhaltig-

keit und 

Verantwor-

tung 

 

Abs. 4 Fachlehrpläne zum Er-

werb von Kompetenzen 

Integration in Unterrichts-

fächer wie Bewegung und 

Sport, Chemie, Digitale 

Grundbildung, Geografie, 

Kunst, Mathematik, Physik, 

Technik und Design 

Allgemei-

nes Bil-

dungsziel 

13. Wirtschafts-, Finanz- 

und VerbraucherInnen-

bildung  

 

Abs. 1 Bedeutung des übergreifen-

den Themas 

Verständnis und Teilhabe an 

wirtschaftlichen Prozessen; 

Förderung von verantwor-

tungsvollem Konsum und fi-

nanziellem Handeln 

Lebensvor-

bereitung 

und Berufs-

orientierung 

Abs. 2 Handlungsbereiche privater 

Haushalt, Arbeitswelt und 

Gesellschaft 

Erwerb von Kompetenzen in 

Bereichen wie Einkommen, 

Konsum, Sparen, Arbeitswelt, 

Steuern und nachhaltige Ent-

wicklung 

Lebensvor-

bereitung 

und Berufs-

orientierung 

 

Abs. 3 Kompetenzziele am Ende 

der Sekundarstufe I 

Fähigkeit, ökonomische Phä-

nomene zu analysieren; ver-

antwortungsvoller Umgang 

mit Geld; Verbraucherrechte 

und nachhaltige Lebenswei-

sen 

Lebensvor-

bereitung 

und Berufs-

orientierung 

 

Abs. 4 Fachlehrpläne zum Erwerb 

von Kompetenzen 

Integration in verschiedene 

Unterrichtsfächer wie Che-

mie, Deutsch, Digitale Grund-

bildung, Mathematik, 

Allgemeines 

Bildungsziel 
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Geschichte und Politische 

Bildung 

Tabelle 6 - Analyse - Lehrplan der Mittelschule 

Im Lehrplan der Mittelschule wurden folgende Kategorien für die Analyse der Daten im Hin-

blick auf Inklusion und den Sportunterricht als relevant identifiziert: 

1. Allgemeines Bildungsziel 

2. Inklusion und individuelle Förderung  

3. Kompetenzorientierung  

4. Nachhaltigkeit und Verantwortung   

5. Qualifikation und Rolle der Lehrkräfte  

6. Selbstbestimmung und Partizipation 

7. Soziales Lernen und Wertebildung 

8. Vielfalt und interkulturelles Lernen 

Bei der Strukturierung der Daten ist ersichtlich, dass der Lehrplan der Mittelschule sowohl Po-

tenziale als auch Defizite aufweist. Die zugrundeliegenden Vorgaben und zentralen Ziele des 

Curriculums sind erstens die Förderung individueller Fähigkeiten wie die Berücksichtigung des 

individuellen Lernprozesses sowie die Schaffung abwechslungsreicher Lernsettings (vgl. 

Grundsatz 1, Abs.1). Die Nutzung eines inklusiven Lernsettings und diagnostischer Instrumente 

haben zum Zweck, die Lernprozesse der einzelnen SchülerInnen zu begleiten sowie Geschlech-

tersensibilität und Chancengleichheit zu gewährleisten. In diesem Zusammenhang soll ein 

Raum geschaffen werden, in dem Diversität als Ressource und Potenzial genutzt wird (vgl. 

Diversität als Ressource und Potenzial nutzen, Abs. 1-2).  

Zweitens liegt der Fokus auf der Bestärkung sozialer Kompetenzen, etwa den Umgang mit Dis-

kriminierung, die Reflexion kontroverser Ansichten sowie von Geschlechterstereotypen, Chan-

cengleichheit und Sexismus, aber auch die sprachliche Bildung als Kompetenzziel der Sekun-

darstufe 1 (vgl. 7. Politik Abs. 4-5, 8. Reflexive Geschlechterpädagogik und Gleichstellung, 

Abs. 4-5, Grundsatz 5. Abs.1, 10. Sprachliche Bildung und Lesen Abs. 4). Hinterfragbar bleibt, 

wie Teamfähigkeit, Fairness und Respekt in heterogenen Klassen umgesetzt wird bzw. über 

welche Qualifikationen die Lehrkräfte verfügen (müssen), um die motiviert formulierten Ziele 

des Lehrplans zu erreichen. Solche idealistischen Vorgaben implizieren sowohl Qualifikationen 

und Kompetenzen des Lehrpersonals als auch ausreichende Ressourcen, die zur Verfügung ste-

hen müssen.  
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Im Fachbereich Sport bleibt Inklusion allerdings limitiert; es fehlen konkrete sportpraktische 

Kennzahlen. Der Lehrplan der Mittelschule bietet zwar einen Rahmen für differenzierte Lern-

prozesse, der Schlüssel für eine kontinuierliche Lernentwicklung soll laut dem Lehrplan der 

Mittelschule aber im individuellen Lerntempo liegen. Im Bereich des Sports lässt sich Inklusion 

auf allgemeine Formulierungen reduzieren. Dennoch konnte die Kategorie „Gesundheit und 

Wohlbefinden“ im Bereich des Sportsunterrichts nicht identifiziert werden. Die konkrete Um-

setzung der individuellen Förderung und sozialen Teilhabe von SchülerInnen mit Behinderun-

gen bleibt noch offen. Es bleibt daher fraglich, wie Barrierefreiheit oder adaptive Sportarten im 

Sportunterricht gewährleistet werden. 

Der Lehrplan scheint durch eine idealistische Sichtweise geprägt zu sein und lässt keine ver-

bindlichen pädagogischen Handlungsanweisungen erkennen. Dennoch lässt sich das Curricu-

lum für den Sportunterricht integrativ interpretieren.  

Zusammenfassend kann gesagt werden, dass aus der Analyse der curricularen Vorgaben des 

Lehrplans der Mittelschule in Österreich eine integrative Ausrichtung hervorgeht. Der Fokus 

wird auf die Förderung individueller Fähigkeiten gelegt, und es werden soziale Kompetenzen 

wie Chancengleichheit und Diversität betont. Dadurch soll laut dem Lehrplan ein differenzier-

ter und nachhaltiger Lernprozess im Unterricht ermöglicht werden. Die Qualifikationen und 

Kompetenzen der Lehrkräfte spielen in diesem Zusammenhang eine wesentliche Rolle. Aller-

dings fehlen ergänzende Richtlinien zur praktischen Umsetzung inklusiver Sportangebote. Eine 

Betonung auf die barrierefreie Ausstattung und gezielte Schulungen des Lehrpersonals könnten 

dazu beitragen, den inklusiven Sportunterricht effektiver zu gestalten. 

6.6 Lehrplan Polytechnische Schule 
Textbausteine (Ab-

satz/Kapitel) 

Geltungs-
bereich 

Paraphrasierung der 
Absätze  

Reduktion: Kategorie 
und Label 

Zusammenfassung als Katego-
riensystem 

I. ALLGEMEINES BILDUNGSZIEL 

 Abs. 1 

Abs. 2 

Abs. 3 

- Vorbereitung auf 

Duale Ausbildung 

oder weiterführende 

Schulen 

- Vertiefung und Er-

weiterung der Allge-

meinbildung 

- Berufsorientierung 

- Kompetenzstärkung 

Allgemeinbildung, 

Berufsorientierung, 

Persönlichkeitsent-

wicklung, Vorberei-

tung auf Ausbil-

dung/Schule  

Allgemeines Bildungsziel 

Lebensvorbereitung und Berufs-

orientierung 

Kompetenzorientierung 

Abs. 4 - Förderung der 

Selbstständigkeit in 

Persönliche Entschei-

dungsfähigkeit, 

Lebensvorbereitung und Berufs-

orientierung 
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Bildungs- und Ausbil-

dungsentscheidungen 

- Praktische Erpro-

bung unterschiedli-

cher Berufsfelder 

- Reflexion der Erfah-

rungen 

praktische Berufser-

fahrung, Reflexion, 

individuelle Förde-

rung 

Kompetenzorientierung 

 

Abs. 5 - Vermittlung grund-

legender Fähigkeiten 

für Berufsfelder 

- Erleichterung des 

Übergangs in Ausbil-

dung oder Schule 

- Kenntnis von Stär-

ken und Schwächen 

Berufsvorbereitung, 

Selbstreflexion, Zielo-

rientierung 

Lebensvorbereitung und Berufs-

orientierung 

Kompetenzorientierung 

 

Abs. 6 - Entwicklung von Ei-

geninitiative und Ver-

antwortungsbewusst-

sein 

- Teamarbeit und Um-

gang mit Feedback 

- Bewältigung von 

Herausforderungen im 

Alltag 

Sozialkompetenz, 

Selbstmanagement, 

lebenslanges Lernen, 

Problemlösungsfähig-

keiten 

Lebensvorbereitung und Berufs-

orientierung 

Kompetenzorientierung 

 

Abs. 6 - Selbstbewusstes 

Auftreten und Kreati-

vität 

- Nutzung von Lern-

techniken und Lern-

strategien 

- Förderung lebens-

langen Lernens 

Selbstbewusstsein, 

Kreativität, Lernstra-

tegien, kontinuierliche 

Weiterentwicklung  

Lebensvorbereitung und Berufs-

orientierung 

Kompetenzorientierung 

 

II. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

 Abs. 1-4 - Lernergebnis- und 

kompetenzorientierter 

Lehrplan mit Rah-

mencharakter 

- Freiräume für Leh-

rerInnen bei der Un-

terrichtsplanung 

- Alternative Pflicht-

gegenstände zur Be-

rücksichtigung beruf-

licher Interessen 

Flexibilität im Lehr-

plan, Berufsorientie-

rung, Autonomie 

Lebensvorbereitung und Berufs-

orientierung 

Kompetenzorientierung 

Flexibilität bei der Unterrichts-

gestaltung 
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- Schulautonome 

Lehrplanbestimmun-

gen 

Abs.5-10 - Berufsgrundbildung 

in Fachbereichen 

- Wahlmöglichkeiten, 

basierend auf Interes-

sen und regionalen 

Gegebenheiten 

- Gliederung in Clus-

ter „Technik“ und 

„Dienstleistungen“ 

- Kombination und 

Anpassung der Fach-

bereiche 

Berufsgrundbildung, 

Individualisierung, 

Anpassungsfähigkeit 

Lebensvorbereitung und Berufs-

orientierung 

Kompetenzorientierung 

Abs. 14 - Orientierungsphase 

zur Berufsfeldklärung 

- Schwerpunktphase 

mit ergänzenden 

Lehrplaninhalten 

- Berufspraktische 

Tage zur Berufserfah-

rung 

Berufsfelderkundung, 

Praxiserfahrung, 

Schwerpunktsetzung 

Lebensvorbereitung und Berufs-

orientierung 

 

Abs. 17 - SchülerInnen-Eltern-

LehrerInnen-Gesprä-

che zur Unterstützung 

bei Entscheidungen 

- Reflexion und Ana-

lyse der Kompetenzen 

- Förderung der Be-

rufswahlkompetenz 

Reflexion, Elternbe-

teiligung, Kompe-

tenzanalyse 

Lebensvorbereitung und Berufs-

orientierung 

Kompetenzorientierung 

 

Abs. 22-

23 

- Unterrichtsprinzi-

pien wie digitale 

Kompetenzen, Ge-

sundheitsförderung, 

interkulturelle Bil-

dung, Umweltbildung 

- Förderung von sozi-

alen und personalen 

Kompetenzen 

Fächerübergreifende 

Kompetenzen, Per-

sönlichkeitsentwick-

lung 

Gesundheit und Wohlbefinden 

Digitalisierung und Medienkom-

petenz 

Vielfalt und interkulturelles Ler-

nen 

Abs.24-

25 

- Differenzierte Lern-

angebote und Metho-

den 

- Berücksichtigung 

Differenzierung, indi-

viduelle Förderung, 

Lernstandsanpassung  

Inklusion und individuelle Förde-

rung 
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individueller Leis-

tungsniveaus in 

Deutsch, Mathematik 

und Fremdsprache 

- Einsatz von Lern-

standserhebungen 

Abs. 25-

26 

- Fördermaßnahmen 

für Basiskompetenzen 

in Deutsch, Mathema-

tik, Englisch 
- Deutschförderklas-

sen für sprachliche In-

tegration 
- Unterstützung von 

SchülerInnen ohne 

positiven Abschluss 

der achten Schulstufe 

Förderung von Basis-

kompetenzen, Integra-

tion, Chancengleich-

heit 

Inklusion und individuelle Förde-

rung 

 

Abs. 29-

30 

- Betreuungskonzepte 

für ganztägige Schu-

len 
- Abweichungen im 

Lehrplan für körper- 

und sinnesbehinderte 

SchülerInnen 
- Zusätzliche thera-

peutische Übungen 

Inklusion, individu-

elle Betreuung, Barri-

erefreiheit 

Inklusion und individuelle Förde-

rung 

 

V. ALLGEMEINE DIDAKTISCHE GRUNDSÄTZE 

 Abs. 1 - Lehrplan als Grund-

lage mit Berücksichti-

gung gesellschaftli-

cher, wirtschaftlicher 

und technischer Ent-

wicklungen 

- Festlegung von Un-

terrichtszielen durch 

LehrerInnen 

- Einbeziehung regio-

naler Besonderheiten 

und individueller Be-

dürfnisse 

Anpassungsfähiger 

Unterricht, Kontextu-

alisierung der Lehrin-

halte 

Ganzheitliches Lernen 

Abs. 2 - Berücksichtigung 

von Bildungsstand, 

Fähigkeiten und In-

teressen der 

Differenzierte Me-

thodenwahl, Schüle-

rInnenzentrierung, 

Inklusion und individuelle För-

derung 
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SchülerInnen 
- Einsatz geeigneter 

Unterrichtsmetho-

den 
- Stärkung von 

Selbstbewusstsein 

durch individuelle 

und Gruppenübun-

gen 

Persönlichkeitsstär-

kung 

Abs. 3 - Zusammenarbeit 

und Absprache zwi-

schen LehrerInnen 

- Entwicklung und 

Evaluierung von 

Lernzielen 

- Querverbindungen 

zwischen Fächern für 

realitätsnahe Anforde-

rungen 

Interdisziplinarität, 

Kollaboration, Qua-

litätssicherung 

Ganzheitliches Lernen 

 

Abs. 4 - Handlungsorientier-

ter Unterricht mit Fo-

kus auf Wissens- und 

Anwendungsdimen-

sion 

- Integration von In-

formations- und Kom-

munikationstechnolo-

gien 

- Projektorientierte 

Arbeitsformen 

Praxisnähe, Digitali-

sierung, aktive Lern-

methoden 

Ganzheitliches Lernen 

 

Abs. 6 - Einsatz von Exkursi-

onen, berufsprakti-

schen Tagen und ex-

ternen Fachleuten 

- Vorbereitung und 

Nachbereitung von 

Realbegegnungen 

Praxisbezug, Berufs-

orientierung, Persön-

lichkeitsentwicklung 

Lebensvorbereitung und Berufs-

orientierung 

Abs. 7 - Praxisorientierte 

Aufgaben zur Förde-

rung von Verständnis 

für Zusammenhänge 

- Fokus auf Vertie-

fung grundlegender 

Fertigkeiten und In-

halte 

Anwendungskompe-

tenz, Fokus auf 

Grundlagen, nachhal-

tiges Lernen 

Lebensvorbereitung und Berufs-

orientierung 

 

 



 149 

Abs. 8 - Förderung des sozia-

len Lernens 

- Reflexion von Ge-

schlechterrollen und 

interpersonellen Inter-

aktionen 

- Schaffung eines res-

pektvollen Lernklimas 

Soziale Kompetenzen, 

Geschlechterrefle-

xion, positives Lern-

klima 

Soziales Lernen und Wertebil-

dung 

Abs. 9 - Förderung selbstge-

steuerten Lernens 

- Entwicklung von 

Selbsteinschätzung 

und Lerntechniken 

- Einsatz dokumentie-

render Methoden wie 

Portfolios oder Lern-

tagebücher 

Selbstreguliertes Ler-

nen, Reflexionsfähig-

keit, Lernfort-

schrittsanalyse 

Kompetenzorientierung 

Abs. 10 - Verwendung klarer 

Bewertungskriterien 

- Rückmeldungen zu 

Lernfortschritten, 

Stärken und Schwä-

chen 

- Einbeziehung von 

Nachschlagewerken 

und technischen 

Hilfsmitteln bei der 

Leistungsfeststellung 

Transparenz, Feed-

backorientierung, 

Kompetenzförderung 

Kompetenzorientierung 

Abs. 12-

13 

- Sensibilisierung und 

Förderung sprachli-

cher Kompetenzen bei 

SchülerInnen mit 

sprachlichen Defiziten 
- Berücksichtigung 

der Diskrepanz zwi-

schen Möglichkeiten 

und Ausdrucksfähig-

keit bei SchülerInnen 

mit einer anderen 

Erstsprache 

 

 

 

Sprachförderung, In-

klusion, Anpassung 

an individuelle Be-

dürfnisse 

Inklusion und individuelle Förde-

rung 

Vielfalt und interkulturelles Ler-

nen 
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XVI. BILDUNGS- UND LEHRAUFGABEN SOWIE LEHRSTOFF DER EINZELNEN UNTERRICHTSGEGEN-

STÄNDE 

PFLICHTGEGENSTÄNDE 

BEWEGUNG 

UND SPORT 

 

Abs. 1-2 - Förderung konditi-

oneller, koordinati-

ver und beweglich-

keitsbezogener Fä-

higkeiten 

- Eigenverantwortli-

che Verbesserung 

- Übungen in Tur-

nen, Gymnastik, 

Leichtathletik, 

Schwimmen und an 

Fitnessgeräten 

- Sportmotorische 

Tests 

Körperliche Grund-

fähigkeiten, Metho-

dik der Bewegung, 

Selbstverantwortung 

Gesundheit und Wohlbefinden 

Abs. 3 - Einschätzung und 

Erbringung von 

Leistungen in Bewe-

gung 

- Einhaltung von Re-

geln und fairem Ver-

halten 

- Organisation und 

Leitung von Wettbe-

werben und Sport-

spielen 

- Taktische Entschei-

dungen in Gruppen 

Leistungsorientie-

rung, Teamverhal-

ten, Organisation, 

taktisches Denken 

Gesundheit und Wohlbefinden 

 

Abs. 4 - Ausdruck und 

Kommunikation 

durch Bewegung 

- Gestaltung und 

kreativer Ausdruck 

durch Tanz, Musik-

gymnastik und Pan-

tomime 

Kreativer Ausdruck, 

Gestaltende Bewe-

gungsformen 

Gesundheit und Wohlbefinden 

 

Abs. 5-8 - Bedeutung der Be-

wegung für physi-

sches, psychisches 

und soziales Wohl-

befinden 

- Erkennen und 

Gesundheitsförde-

rung, Wohlbefinden, 

Ausgleich von Belas-

tungen 

Gesundheit und Wohlbefinden 

 



 151 

Ausgleichen von Be-

lastungssymptomen 

- Funktionsgymnas-

tik, Entspannungs-

techniken, Sensomo-

toriktraining 

Abs. 9-

10 

- Aufsuchen von her-

ausfordernden Be-

wegungssituationen 

- Reflexion persönli-

cher Grenzen und 

Erlebnisse 

- Gefahreneinschät-

zung und Gruppen-

reflexion 

- Bergsport, Gleit- 

und Rollsport, Was-

sersport, Sichern 

und Helfen 

Abenteuer und Her-

ausforderung, Refle-

xion, Sicherheitsbe-

wusstsein  

Gesundheit und Wohlbefinden 

 

Tabelle 7 - Analyse - Lehrplan Polytechnische Schule 

Im Lehrplan der Polytechnischen Schule wurden folgende Kategorien für die Analyse der Da-

ten im Hinblick auf Inklusion und den Sportunterricht als relevant identifiziert: 

1. Flexibilität der Unterrichtsgestaltung 

2. Ganzheitliches Lernen 

3. Gesundheit und Wohlbefinden  

4. Inklusion und individuelle Förderung  

5. Kompetenzorientierung  

6. Lebensvorbereitung und Berufsorientierung 

7. Vielfalt und interkulturelles Lernen 

Der Lehrplan der Polytechnischen Schule in Österreich stellt eine inklusive Grundlage für das 

Bildungssystem dar. Er betont den inklusiven Charakter durch die individuelle Förderung, An-

passungen und die Berücksichtigung aller SchülerInnen, beispielsweise durch die Unterstüt-

zung von SchülerInnen ohne positiven Abschluss der achten Schulstufe oder die Förderung 

durch Deutschförderklassen (vgl. Allgemeine Bestimmungen, Abs. 25-26). Ein respektvoller 

Umgang und ein gesundes Lernklima sollen die reflexive Geschlechterpädagogik oder die in-

terkulturelle Bildung bestärken. Trotz motivierter Ansätze jedoch mangelt es den Vorgaben an 

der Berücksichtigung der konkreten pädagogischen Umsetzung und notwendiger Ressourcen. 

Der Lehrplan erlaubt zwar viel Autonomie und eröffnet Freiräume für das Lehrpersonal bei der 
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Unterrichtsplanung (vgl. II. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN Abs. 1-4), allerdings fehlt es 

an konkreten Kennzahlen, die eine einheitliche Wirksamkeit aller Schulen gewährleisten könn-

ten. Somit kann es zur Uneinheitlichkeit zwischen den Schulen und LehrerInnen kommen.  

Im Bereich des Sportunterrichts wird der Fokus auf die Gesundheitsförderung gelegt (vgl. II. 

Allgemeine Bestimmungen, Gesundheitsförderung Abs. 22-23), mit Berücksichtigung kommu-

nikativer Kompetenzen durch Bewegung und Sport (Pflichtgegenstände Abs. 4). Die Stärkung 

des eigenen Selbstbewusstseins durch individuelle und Gruppenübungen, die differenzierte 

Methodenwahl, die SchülerInnenzentrierung (vgl. V. ALLGEMEINE DIDAKTISCHE 

GRUNDSÄTZE, Bildungs- und Lehraufgabe in Pflichtgegenstand Bewegung und Sport, Abs. 

3,4), das Wohlbefinden, der Ausgleich von Belastungen und die Reflexion persönlicher Gren-

zen sollen zur Persönlichkeitsstärkung beitragen. In dieser Hinsicht erfordert der Lehrplan der 

Polytechnischen Schule in Österreich ein ganzheitliches Lernen, wenn es um die Zusammenar-

beit unter den LehrerInnen geht. Die Absprache und der Austausch sollen eine Qualitätssiche-

rung ermöglichen (vgl. Abs. 3). Solche Ansätze setzen ein geschultes Personal voraus, welche 

gute Kommunikationskompetenzen im Team und Offenheit für Konfliktlösungen beherrschen. 

Solche Ansatzpunkte werden im Lehrplan der Polytechnischen Schule nicht spezifiziert. Es 

fehlen klare Richtlinien im Hinblick auf die genaue Umsetzung sportlicher Aktivitäten, verbun-

den mit den Voraussetzungen und der Heterogenität im Kontext des Unterrichts. Die Erforder-

nisse richten sich auf körperliche Grundfähigkeiten, die Methodik der Bewegung und Selbst-

verantwortung (vgl. Abs. 1-2). Derlei Ansätze gehen von sogenannten „normalen“ Körpern aus, 

welche im Sportunterricht gefördert werden sollen. Betrachtet man diese Methodik aus der 

Sicht von SchülerInnen mit körperlichen Einschränkungen, sind diese Ansätze schwieriger ein-

zusetzen bzw. zu erreichen. Anzumerken ist auch, dass im Pflichtgegenstand Bewegung und 

Sport das Thema der Inklusion gar nicht aufgegriffen bzw. konkretisiert wird. Der Mangel an 

räumlichen und personellen Ressourcen gefährdet auch im Lehrplan der Polytechnischen 

Schule die Verwirklichung des Inklusionsziels und kann somit eine Herausforderung bei der 

Umsetzung darstellen.  

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass der Lehrplan der Polytechnischen Schule in Österreich 

idealistische Vorgaben für ein ganzheitliches Bildungssystem macht. Dies geht aus den unzu-

reichenden konkreten Maßnahmen und Richtlinien für die Umsetzung und den Ressourcen her-

vor, welche den LehrerInnen fehlen. Eine bessere Orientierung, mehr konkrete Erklärungen 

und Anleitungen sowie unterstützende Maßnahmen und geschultes Personal könnten dazu bei-

tragen, das Ziel eines inklusiven Bildungssystems zu realisieren.  



 153 

6.7 Interpretation im Sinne der Forschungsfragen 
Die sportcurricularen Vorgaben in Österreich zielen auf ein inklusives ganzheitliches Bildungs-

system ab. Sie lassen, wie die Analyse gezeigt hat, sowohl Potenziale als auch Defizite erken-

nen. Zunächst ist die individuelle Förderung das Ziel der Integration der SchülerInnen mit Be-

einträchtigungen, wobei die Anpassung der Bewertungsmethoden und differenzierte Lernange-

bote betont werden. Die Vielfalt der Bewegungsformen wie Tanz, Spiele, Gymnastik oder Frei-

zeitsport ermöglichen den LehrerInnen viel Flexibilität, um auf die unterschiedlichen Bedürf-

nisse und Voraussetzungen der SchülerInnen einzugehen und zur Integration der Kinder und 

Jugendlichen mit sonderpädagogischem Förderbedarf beizutragen. Demgegenüber zeigen sich 

allerdings einige Lücken und Herausforderungen im Prozess. Die zentrale Hauptfrage der Mas-

terarbeit, um sie nochmals in Erinnerung zu rufen, lautete:  

Welche Auswirkungen haben die sportcurricularen Vorgaben auf die Inklu-

sion von SchülerInnen im Sportunterricht? 

Während die Vorgaben auf die Inklusion abzielen, ist die praktische Umsetzung von den insti-

tutionellen und räumlichen Ressourcen abhängig und wurde nicht mitbedacht. Obwohl die cur-

ricularen Vorgaben eine individuelle Anpassung vorsehen, mangelt es an klaren Handlungsan-

leitungen und möglicherweise auch an qualifiziertem Personal, um eine einheitliche Bildung 

gewährleisten zu können. Dementsprechend bestehen die Auswirkungen in den Grenzziehun-

gen am Unterricht aufgrund von idealistisch formulierten Vorgaben, mangelnden Schulstruk-

turen und Rahmenbedingungen sowie durch fehlende Ressourcen. Adaptive Sportmöglichkei-

ten und alternative Unterrichtsformate durch geschultes und ausreichendes Personal können 

dazu beitragen, alle SchülerInnen im Unterricht einzubinden.  

Anschließend kann eine weitere Unterfrage der vorliegenden Arbeit geklärt werden, welche 

lautete: 

Wie sind die curricularen Vorgaben zur Inklusion im Sportunterricht in Ös-

terreich gestaltet? 

Die curricularen Vorgaben im Sportunterricht sind inklusiv gestaltet. Sie zielen auf individuelle 

Förderungen und Anpassungen, welche im Unterricht zu berücksichtigen gelten. Die Vorgaben 
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basieren auf der Förderung sozialer, motorischer und methodischer Fähigkeiten, was einem 

Kompetenzmodell entspricht, das Chancengleichheit und eine individuelle Förderung schaffen 

soll. Bei den unterschiedlichen Lernformaten – in Form von motorischen Grundlagen, Spielen, 

Wahrnehmen und Gestalten sowie Gesund leben – steht nicht nur die körperliche Leistungsfä-

higkeit im Vordergrund, sondern auch die Struktur soll zur Förderung sozialer Interaktion, emo-

tionaler Entwicklung und Gesundheitsbewusstsein beitragen. Es zeigt sich jedoch eine Diskre-

panz zwischen den theoretischen Vorgaben und der praktischen Umsetzung. Während die Vor-

gaben eine normative inklusive Grundlage schaffen, bleibt die Umsetzung unter Berücksichti-

gung aller Bedürfnisse der SchülerInnen zu hinterfragen. Dennoch kann eine gleichberechtigte 

Teilnahme am Unterricht gewährleistet werden. Viel Platz für Interpretation schafft auch die 

ableistische Formulierung hinsichtlich der Teilnahme an Schulveranstaltungen. Der Begriff 

„größtmögliches“ Ausmaß basiert auf der körperlichen Fähigkeit als Voraussetzung für die 

Teilnahme und widerspricht dem Konzept der Inklusion. Die curricularen Vorgaben für den 

Sportunterricht schaffen somit eine theoretisch-normative Grundlage für Inklusion, wenngleich 

mit großen Lücken im Hinblick auf vorhandene materielle Ressourcen, welche im Lehrplan 

nicht spezifiziert werden, desgleichen hinsichtlich der institutionellen Unterstützung und Qua-

lifikationen. Dennoch wird die praktische Umsetzung nicht mitbedacht. Klare strukturierte An-

leitungen, einheitliche Konzepte und Kennzahlen sowie gezielte Schulungen und eine verbes-

serte Ausstattung mit Ressourcen sollen zur Effektivität bei der Realisierung des inklusiven 

Ziels beitragen. Die curricularen Vorgaben sind normativ, idealistisch und teilweise ableistisch 

formuliert und richten sich bei genauerer Betrachtung an der sogenannten „Normalität“ aus. 

Im Rahmen dieser Arbeit wurde auch folgende Unterfrage formuliert:  

Welche Erkenntnisse können aus bisherigen Studien zu den Einstellungen 

von Sportlehrkräften in Bezug auf die Umsetzung von Inklusion im Sportun-

terricht gewonnen werden? 

Die theoretischen Ansätze, welche bislang im Laufe dieser Arbeit diskutiert wurden, verdeutli-

chen, dass die Inklusion in manchen Situationen nur teilweise oder gar nicht gewährleistet wer-

den kann. Es ergibt sich eine Reihe von Herausforderungen und Grenzziehungen im Unterricht: 

Ausgrenzungen, eine eingeschränkte Teilhabe, Etikettierungen und Absonderungen, Leistungs-

anforderungen bis hin zu fehlenden theoretischen Kenntnissen und Grundlagen für den 
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inklusiven Sportunterricht, ebenso mangelndes Fachwissen und Methoden im Hinblick auf In-

klusion sowie mangelnde materielle und räumliche Ressourcen.  

Somit lässt sich feststellen, dass Lehrkräfte angesichts des Anspruchs auf einen inklusiven Un-

terricht überfordert sein könnten. Unterstützende Maßnahmen sollten dazu beitragen, die Um-

setzung der Inklusion im Bildungssystem voranzutreiben.  

6.8 Vergleichende Analyse: Sportcurriculum und Einstellungen der 
Lehrkräfte 

Im folgenden Kapitel steht die Analyse der Dokumente des Bundesministeriums für Bildung, 

Wissenschaft und Forschung im Vergleich zu den Einstellungen und Sichtweisen der Sport-

lehrkräfte im Vordergrund. Die Vergleichende Analyse soll einen Einblick in die Effekte und 

Herausforderungen ermöglichen, welche sich bei der Unterrichtsplanung und im Schullalltag 

ergeben. Das Vorgehen folgt dem nachstehenden Schema:  

Als Methode wurde die Qualitative Inhaltsanalyse nach Mayring (2010) mit der induktiven 

Kategorienbildung herangezogen. Die Vorgehensweise wurde bereits im Methodenteil, Kapitel 

5.1, beschrieben und wird auch für die vorliegende Analyse angewendet. Die Kategorien wer-

den sich jedoch nur aus einer Reduktion ergeben. Für die Auswahl der Daten stehen die in 

Kapitel 4 beschriebenen Sequenzen. Diese werden für die vorliegende Analyse herangezogen, 

um auf ihrer Grundlage Kategorien zu bilden, welche im Nachhinein in einer Tabelle miteinan-

der verglichen und einer Analyse unterzogen werden. 

Zu diesem Zweck wurde eine Tabelle mit drei Spalten erstellt. Die erste Spalte bezeichnet die 

Sequenz, die zweite Spalte stützt sich auf die Kategorien der Analyse aus dem Methodenteil 5 

bzw. auf die curricularen Vorgaben, welche erreicht werden müssen. In der dritten Spalte wer-

den die Kategorien aus der Analyse der Einstellungen und Sichtweisen der LehrerInnen wie-

dergegeben. Diese sollen eine Übersicht über die Diskrepanz zwischen den curricularen Vor-

gaben und der praktischen Umsetzung ermöglichen. Die themenspezifische Tabelle gliedert 

sich in diesem Sinne wie folgt: 

Sequenz Unterrichtspraktiken Curriculare Vorgaben Kategorien 

„E: es gab ein Mädchen, die 

saß im Rollstuhl – die konnte 

also gar keinen Sport 

Erfahrungs- und Lernberei-

che: vielseitiges Bewegungs-

können 

Ausgrenzung: SchülerInnen 

im Rollstuhl – Teilnahme 

durch Anwesenheit 
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machen und wurde trotzdem 

immer integriert  

I: ah ja 

E: also äh es wurden häufig 

so Sachen im Kreis dann ge-

macht und die, wie auch im-

mer sie hieß, die war dann 

mit im Kreis  

I: hmm  

E: saß dann halt mit im 

Kreis 

Sie bezieht diese Integrati-

onsfähigkeit auch ganz kon-

kret auf sich selbst  

E: ja – ach ja und dann gabs 

noch n Jungen – richtig – 

der saß sogar neben mir – 

der hatte sein Bein in so nem 

Gestell  

I: hmm 

E: der war aber auch immer 

mitten mang überall dazwi-

schen – also das spielte ir-

gendwie damals keine Rolle, 

wurde auch nicht großartig 

thematisiert – die waren da_ 

gehörten dazu – die waren 

dabei  



 157 

I:hmm 

E: für uns ganz normal –“ 

(Volkmann 2008, S. 187).  

„Wenn uns die Rollstuhlfah-

rerin erzählt, dass sie in der 

Oberstufe gar keinen Sport 

machen konnte, weil der 

Lehrer für sie keine Verwen-

dung hatte (sie musste statt-

dessen, wie es in der Praxis 

nicht unüblich ist, einen zu-

sätzlichen Grundkurs in Ge-

schichte belegen), dann zeigt 

dies, dass nicht die Orte ver-

sagen, sondern die Perso-

nen.“ (Reich 2016, S. 19f.) 

Lehrplan für Bewegung und 

Sport: 

Vermittlung einer sportlich 

aktiven Lebensweise und ei-

nes verantwortungsbewuss-

ten Verständnisses von Be-

wegung, Sport und Gesund-

heit  

Ausgrenzung: keine Teil-

nahme am Sportunterricht 

„Ich versuche, so wenig wie 

möglich die einen Schüler zu 

vernachlässigen, die auch 

das Recht haben, die glei-

chen Spiele zu machen wie 

andere und auch der mit Be-

einträchtigungen. Ich versu-

che, ein gutes Mittelmaß zu 

finden und ab und zu wird 

der Schüler mit Beeinträch-

tigung vom Betreuer mal ei-

gens betreut. Damit die 

Schüler ein Spiel machen 

können, das eindeutig zu 

schwer ist, und sich jene 

Schüler nicht darüber 

Schulveranstaltungen für 

Klassen mit SchülerInnen 

mit sonderpädagogischem 

Förderbedarf sind so zu pla-

nen, dass sie die größtmögli-

che Teilnahme ermöglichen. 

- Einzelbetreuung 

- Eingeschränkte Teilhabe 
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hinaussehen mitzumachen 

(M 78-83).“ (Pföstl 2017, S. 

65)  

„Wir haben noch keine Part-

nerkinder verteilt! Wer 

möchte Jarek? Larissa. Wen 

möchtest du, Axel?“ „Jamal 

möchte ich.“ „Verteilt euch 

erst mal im Raum.“ Axel 

zieht Jamal hinter sich her, 

freudig. Jamal geht. Axel 

fragt Frau B. im Spiel: „Die 

Helferkinder bleiben die 

ganze Zeit im Spiel?“ „Ja.“ 

Nach dem Spiel gibt es eine 

Reflexionsrunde darüber, 

was schlecht gelaufen ist.  

Reflexionskreis über das 

Spiel: 

„(...) Wie hat es mit Partner-

kindern geklappt?“ [Anm. 

Verfasserin Larissa:] „Nicht 

so gut, Jarek ist mir immer 

weggelaufen, dann hat Arvid 

mir einfach das 

Schwänzchen rausgezogen!“ 

Frau A.: „Das geht 

natürlich nicht. Die mit 

Partnerkind haben das ja 

schwerer, deswegen dürfen 

denen die Schwänzchen 

nicht weggenommen werden. 

Lehrplan der Volksschule – 

allgemeines Bildungsziel: 

Lernen ist ein aktiver Pro-

zess, bei dem Wissen und 

Können in Gruppen ange-

wendet werden, um Prob-

lemlösungen zu finden. 

Absonderung/Ableismus  
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Wir teilen noch mal neu ein“ 

(Protokoll 4). (Weigelt 

2015, S. 85) 

„Okan spielt gemeinsam mit 

Frau A. an einer Tischten-

nisplatte gegen einen 

Schüler. [...] Okan läuft in 

der kurzen Spielpause zur 

Seite weg. [...] Frau A. holt 

ihn wieder an die Platte ran, 

sie spielen kurz. Dann rennt 

er wieder weg. [...] Sie stel-

len sich wieder gemeinsam 

auf. [...] Er versucht, auf den 

Fuß von Frau A. zu treten. 

Frau A. tanzt mit [...] Das 

Spiel klappt wenige Minuten, 

dann rollt Okan sich auf den 

Boden zur Seite weg. Sie 

versucht, ihn verbal zu ani-

mieren. ,Oh toll. Noch ei-

nen!‘ [...] Okan rennt rum 

[...]. Frau A. holt ihn nach 

dem Wechsel wieder an der 

Bank ab. [...] Sie sagt dem 

Spielpartner an der Platte, 

dass Okan jetzt erst einmal 

eine Pause brauche. Sie ge-

hen ein wenig gemeinsam 

herum durch die Halle. [...] 

Frau A. geht zu Frau B. und 

fragt sie, was sie mit Okan 

machen solle. Er sitzt wieder 

Schulunterrichtsgesetz – 

Leistungsbeurteilung: Schü-

lerInnen mit körperlichen 

Einschränkungen werden 

unter Berücksichtigung ihres 

individuellen Potenzials be-

wertet, sofern die Bildungs-

ziele des Unterrichts erreicht 

werden können. 

Leistungsanforderung 
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auf der Bank, Frau A. geht 

zu ihm, streichelt ihn am 

Arm und sagt: ,Du machst 

Pause, ja‘ (Protokoll 1). “ 

(Weigelt 2015, S. 88) 

 

„KH: Dann haben wir einen 

Schulwechsel beantragt und 

ich kam im gleichen Ort in 

eine andere Schule, ein biss-

chen eine kleinere Schule 

und dort ging‘s an und für 

sich besser, wobei die alten 

Probleme kamen halt mit, es 

war der gleiche Ort, die 

Leute kennen sich unterei-

nander und auch die Schüler 

und // ich war dann auch 

schon einfach so (langgezo-

gen) in meinem Verhalten so 

geschult, dass ich mich gar 

nicht mehr getraut habe, zu 

den Leuten zu gehen bezie-

hungsweise mich immer als 

Außenseiter gefühlt habe // 

ahm schulisch war ich im-

mer sehr gut, also ich hatte 

immer sehr sehr gute Noten, 

weil ich mir einfach irgend-

wie mit dem Lernen sehr 

leicht tat // was wiederum 

ein Punkt war, wo das Mob-

bing natürlich sehr gut 

Mangelnde Anlagen und 

körperliche Fähigkeiten in 

kreativen und sportlichen 

Fächern werden bei erwiese-

nem Leistungswillen zu-

gunsten des Schülers bzw. 

der Schülerin berücksichtigt. 

Absonderung von Leistungs-

beurteilung 

Ausgrenzung 
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gegriffen (betont) hat, weil 

„du bekommst die Noten ge-

schenkt“ und so Dinge wa-

ren einfach an der Tages-

ordnung. Ich wollte die gan-

zen äh sage ich mal Rechte, 

die man als Behinderter zu-

sätzlich bekommt beim Ler-

nen oder bei Prüfungssitua-

tionen, das habe ich alles 

nicht äh angenommen, weil 

ich einfach nicht anders be-

handelt werden wollte und 

habe somit einfach von mir 

sehr sehr viel abverlangt, 

dass ich gleich schnell bin, 

dass ich ja ich weiß aus heu-

tiger Sicht nicht, wie ich die 

Schulzeit geschafft habe, 

weil ich bin zwar immer in 

der vordersten Reihe geses-

sen, aber ich konnte teil-

weise nichts lesen von der 

Tafel und habe von meinen 

Banknachbarn abgeschrie-

ben, der auch eine irre 

Schrift hatte (lachend).“ 

(Buchner 2018, S. 169) 

Tabelle 8 - Vergleichende Analyse - Unterrichtspraktiken 

Folgende Kategorien wurden in der vergleichenden Analyse zum Thema der Unterrichtsprak-

tiken gefunden:  

1. Ausgrenzung 

2. Einzelbetreuung 
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3. Absonderung/Ableismus 

4. Eingeschränkte Teilhabe 

5. Leistungsanforderung 

Sequenz Einstellungen der 

Lehrkräfte 
Curriculare Vorgaben Kategorien 

„Während des Studiums in 

Innsbruck nicht. Das Einzige, 

was sich der Inklusion ir-

gendwo annähern könnte, 

war der Kurs Rollstuhlbas-

ketball, wo man nur eine 

vage Idee bekommen hat, wie 

das für Beeinträchtigte sein 

kann. Ansonsten theoretisch 

oder spezifisch gab es keiner-

lei Informationen dazu. Wäh-

rend meines Lehramtsstudi-

ums in der Schweiz wurde es 

angeschnitten“ (K 97-101). 

(Pföstl 2017, S. 59). 

Schulorganisationsgesetz – 

Lehrplan der Mittelschule: 

Unterricht in Mittelschulen 

wird durch FachlehrerInnen 

erteilt. Zusätzlich werden 

entsprechend, ausgebildete 

LehrerInnen für SchülerIn-

nen mit sonderpädagogi-

schem Förderbedarf einge-

setzt. 

Keine Vertrautheit mit den 

theoretischen Grundlagen 

des inklusiven Schulsports 

„Wenn man davon ausgeht, 

dass jeder ein Fall für sich 

ist, dann tut man sich ganz 

schwer, nach einer Methode 

oder einem Konzept vorzuge-

hen. Also irgendwie muss 

man sich mit jedem Fall spe-

zifisch auseinandersetzen 

und die nötigen Maßnahmen 

treffen. Also grundsätzlich 

kann ich nicht sagen, dass ich 

Allgemeine didaktische 

Grundsätze:  

- Berücksichtigung von Bil-

dungsstand, Fähigkeiten und 

Interessen der SchülerInnen 

- Einsatz geeigneter Unter-

richtsmethoden 

- Stärkung von Selbstbe-

wusstsein durch individuelle 

und Gruppenübungen 

Keine spezifischen Metho-

den für den Unterricht 
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ein Modell habe (C 14-18). “ 

(Pföstl 2017, S. 63) 

„Die Curricula und die Leis-

tungsbeurteilungen in deut-

schen Schulen sehen den 

Sportunterricht nicht als ein 

Erlebnis- und Erfahrungsfeld 

für Bewegung und Körper-

lichkeit im weitesten Sinne, 

sondern immer auch im 

Zwang, etwas leistungsbezo-

gen beurteilen zu müssen. 

Muss das so sein? Sind Leis-

tungsbeurteilungen hier 

überhaupt angemessen? Die 

Schüler/innen und viele 

Lehrkräfte zweifeln hieran, 

weil sie erkennen, dass es 

eine individuelle Aufgabe 

und Herausforderung ist, wie 

ich mit meinem Körper um-

gehe, wie ich ihn fordere und 

fördere, was für Konsequen-

zen an Erfahrungen und Er-

leben ich hieraus ziehen 

kann. Etliche Lehrkräfte zie-

hen die folgerichtige Konse-

quenz, dass diejenigen, die 

sich bemühen, auch eine gute 

Note erhalten. Für behin-

derte Menschen gilt dann zu-

sätzlich, dass ihre einge-

schränkte Teilhabe mit sehr 

Schulunterrichtsgesetz – 

Leistungsbeurteilung: Schü-

lerInnen mit körperlichen 

Einschränkungen werden 

unter Berücksichtigung ihres 

individuellen Potenzials be-

wertet, sofern die Bildungs-

ziele des Unterrichts erreicht 

werden können. 

Herausforderungen 

Defizit an Ressourcen und 

Räumen 

Fähigkeitsbedingte Beurtei-

lung 
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unterschiedlichen und stets 

individuell zu betrachtenden 

Einschränkungen in Verbin-

dung steht. Die Sporthallen 

oder Sportplätze, die wir zu 

nutzen gewohnt sind, geben 

uns aber keine Antworten da-

rauf, wie wir mit den sehr un-

terschiedlichen Vorausset-

zungen unserer Lernenden 

umzugehen haben.“ (Reich 

2016, S. 19)   

Tabelle 9 - Vergleichende Analyse - Einstellungen der Lehrkräfte 

Folgende Kategorien wurden in der vergleichenden Analyse zum Thema der Eistellungen der 

Lehrkräfte gefunden:  

1. Keine Vertrautheit mit den theoretischen Grundlagen des inklusiven Schulsports 

2. Keine spezifischen Methoden für den Unterricht 

3. Herausforderungen 

4. Defizit an materiellen und räumlichen Ressourcen 

Die Vergleichende Analyse macht die Diskrepanz zwischen den idealisch formulierten Vorga-

ben zur Inklusion aus den Lehrplänen oder Gesetzen auf der einen Seite und der praktischen 

Umsetzung sowie den Sichtweisen der Lehrkräfte auf der anderen deutlich. Berichtet wird über 

die mangelnde praktische Ausbildung in Inklusion sowie über die fehlende methodische Ori-

entierung. Eine Lehrkraft erzählte beispielsweise, dass sie sich während des Studiums in Inns-

bruck keine fundierte Ausbildung zum Thema der Inklusion aneignen konnte. Der einzige Be-

rührungspunkt damit sollte ein Kurs über „Rollstuhlbasketball“ bleiben, der sich auf einen va-

gen Einblick in die Problematik beschränkte. Die fehlende methodische Orientierung geht aus 

dem Beispiel hervor, in dem eine Lehrkraft angibt, dass sie sich mit jedem Fall einzeln ausei-

nandersetzen müsse und dass es keine einheitliche, universelle Methode und spezifische Kon-

zepte zum Thema gäbe.  

Die vergleichende Analyse lässt Wiedersprüche auch im Hinblick auf die inklusive Teilnahme 

am und Chancengleichheit im Unterricht erkennen. Eine Sequenz aus einem Protokoll 
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verdeutlicht, dass eine Schülerin im Rollstuhl vom Unterricht exkludiert wurde, da die Lehr-

kraft keine Möglichkeit sah, sie zu integrieren. Diese Unterrichtspraktiken widersprechen dem 

Grundsatz der gleichberechtigten Teilnahme am Unterricht und verdeutlichen die Barrieren so-

wie die strukturellen Probleme im Schulalltag.   

Ein weiteres Ergebnis der vergleichenden Analyse ist die Vielfalt der individuellen Lösungs-

ansätze in der Praxis. Während einige Sportlehrkräfte adaptive Sportangebote anbieten oder 

sogenannte Partner-Kind-Konzepte ansetzen, betrachten andere Lehrkräfte eine Einbindung al-

ler SchülerInnen im Sportunterricht als nicht möglich. Deutlich wird dies daran, dass der Un-

terricht von individuellen Entscheidungen der Lehrkräfte abhängig ist und uneinheitliche Stra-

tegien sowie mangelnde Kenntnisse über die Umsetzung im Unterricht bestehen. Die verglei-

chende Analyse trägt zur Klärung der Hauptfrage der Untersuchung sowie der Unterfrage 1 bei, 

indem sie zeigt, dass sich die Vorgaben in einer theoretischen Grundlage für Inklusion erschöp-

fen, während die Umsetzung durch Herausforderungen und Barrieren geprägt und von den 

Kompetenzen sowie Ressourcen der Lehrkräfte abhängig ist. Auch der Körper und die Fähig-

keiten stehen in einem engen Zusammenhang mit den Leistungsbewertungen im Sportunter-

richt. 

Zusammenfassend kann gesagt werden, dass die curricularen Vorgaben eine idealistische 

Grundlage darstellen, die jedoch die konkrete praktische Umsetzung außer Acht lässt, bei der 

die Förderung der individuellen Bedürfnisse aller SchülerInnen berücksichtigt wird. Die Inklu-

sion aller SchülerInnen im Sportunterricht ist von den Rahmenbedingungen, Einstellungen und 

Kompetenzen der Lehrkräfte sowie von den oft nur beschränkt vorhandenen Ressourcen ab-

hängig.  
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7  Fazit und Ausblick 
Die curricularen Vorgaben in Österreich zielen in erster Linie auf ein ganzheitliches Bildungs-

system ab, in dem die Förderung der sozialen Dimension wie die Teamarbeit, Lösungsstrate-

gien und das soziale Miteinander eine solide Basis im Curriculum des österreichischen Bil-

dungssystem bilden. Verschiedene Bereiche des Pflichtgegenstands Bewegung und Sport wer-

den im Lehrplan betont, der durch eine klare Strukturierung in verschiedene Kompetenzberei-

che charakterisiert ist. Dadurch wird eine breite Palette des Bewegungshandelns abgedeckt: 

körperliche Fitness, leistungsorientierte Bewegungsformen, kreative Ausdrucksmöglichkeiten 

und erlebnisorientierte Ansätze. Es wird viel Wert auf motorische, soziale und kreative Fähig-

keiten gelegt sowie auf die Selbstreflexion und Selbstbestimmung der Lernenden. Diese An-

sätze basieren auf einer soliden Grundlage für eine vielseitige inklusive sportliche Ausbildung. 

Bei genauerer Betrachtung lässt sich jedoch nicht leugnen, dass Inklusion noch unterentwickelt 

ist. Die Bedürfnisse der SchülerInnen werden nicht ausreichend berücksichtigt. Die Lehrpläne 

sind nach den Standards der sogenannten „Normalität“ ausgerichtet, sodass bestimmte Aus-

grenzungen vom Unterricht entstehen können.  

Ebenso ist nicht ersichtlich, ob und wie inklusive Methoden systematisch in den Unterricht 

integriert werden sollen, um etwa Barrieren für SchülerInnen mit Beeinträchtigungen abzu-

bauen. Die Teamarbeit und die gruppenbasierten sportlichen Aktivitäten hängen in einem ho-

hen Maß von der individuellen Gestaltung der Lehrpersonen ab, ebenso von deren Sensibilität 

und Fachwissen.  

Anhand der Kategorienbildung konnte gezeigt werden, welche Themen mit welchen Katego-

rien im Lehrplan in Zusammenhang stehen. Die Schwerpunkte der vorliegenden Arbeit sind die 

Teilnahmechance am- und die Leistungsbeurteilung im Unterricht. Die Analyse konnte einen 

Mangel an spezifischen Leitlinien und Hinweisen im Hinblick auf die systematische Umset-

zung im Sportunterricht ermitteln. Konkret zeigte sich dieser in mangelnden Kenntnissen über 

die Einbindung von SchülerInnnen mit Beeinträchtigung, damit sie gleichberechtigt und aktiv 

am Unterricht teilnehmen können, desgleichen im mangelnden Einsatz von barrierefreien 

Sportgeräten oder in der unzureichenden Umsetzung von Differenzierungsmaßnahmen unter 

den SchülerInnen mit Behinderung. Daraus ging hervor, dass die Noten an den Fähigkeiten der 

SchülerInnen angepasst werden müssen, was mit einem gewissen Ausgrenzungspotenzial ver-

bunden ist, sofern Kenntnisse und Qualifikationen zum Thema Inklusion aufseiten der Lehr-

kräfte fehlen und im Curriculum nicht vorgesehen sind.  
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Darüber hinaus könnte der Einsatz von Technologien und Medien im Unterricht forciert wer-

den, um eine bessere Teilhabe aller SchülerInnen zu ermöglichen.  

Zudem werden gezielte Fortbildungen, eine bessere Ausstattung mit Ressourcen und verbind-

liche Umsetzungsstrategien als zwingend notwendig betrachtet, damit die inklusiven Bildungs-

ziele erreicht werden und alle SchülerInnen von einer gerechten Teilnahme profitieren können. 

Weiterführende Studien und Interviews zum Thema der Unterrichtspraktiken sind erforderlich, 

um den Bereich der fehlenden Ressourcen sowie der tatsächlichen Effekte des Lehrplans auf 

die Inklusion näher beleuchten zu können.   
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